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feminism loaded

Wanderausstellung zu  
Feminismus und Frauenbewegungen
Feminism loaded ist eine Projekt des Arbeits-
kreises Emanzipation und Partnerschaft – AEP

Geschichte und Aktualität von Frauenbewegun-
gen und Feminismus sind zentral für die Demo-
kratisierung der Gesellschaft. Sie sind jedoch bis 
heute nicht im kollektiven Gedächtnis verankert –  
weder in Schulbüchern noch in der medialen 
Öffentlichkeit.
Vor diesem Hintergrund stellt die Wanderaus-
stellung feminism loaded zentrale Themen wie 
Gewalt gegen Frauen, Einkommensdiskriminie-
rung, Pflege und Sorgearbeit, die Unterscheidung 
Sex-Gender oder geschlechtsspezifische Rollen-
bilder zur Diskussion und vermittelt Denkanstöße.
Die Ausstellung wird in den Folgejahren zu vielen 
öffentlichen Orten wandern und kann von Schu-
len, Bildungshäusern oder Kultureinrichtungen 
angefordert werden.

Medium Roll Up
Kernelement der Ausstellung sind 10 bedruck-
te Roll Ups (85 x 200 cm). Sie beschäftigen sich 
mit zentralen Themen der feministischen Wissen-
schaft und Frauenbewegung:
Mind the Gap – Gleicher Lohn
No Go – Gewalt
Who Cares – SorgeArbeit
Barbie meets Ken – Körper und Norm
It’s a girl – Rollen und Bilder
Another World – Männlichkeit(en)
It‘s time – FrauenPolitik
We can do it – Frauenbewegung Österreich
Global Feminism – Frauenbewegungen 
International
No Way – Backlash
Jedes Roll Up ist doppelseitig bedruckt. Die eine 
Seite des Roll Ups orientiert sich am Medium 
Sprache und gibt Denkanstöße aus feministischer 
Wissenschaft und frauenbewegten Debatten.  
Das jeweilige Thema folgt einem klar struktu-
rierten Aufbau: Gesellschaftliche Bedingungen, 
wichtige inhaltliche Impulse, Schlüsselsatz ähn-
lich einer Formel und ein (positiver) Ausblick. Drei 
Bildelemente (Illustration, künstlerisches Bild und 
dokumentarisches Bild) unterstützen das Thema.

Wörter, die wehtun
In vielen europäischen Ländern und in den USA erhalten seit mehreren Jahren 
rechtsextreme Bewegungen und rechtsgerichtete politische Parteien breite Zustimmung.

Die Sprache des Hasses und gezielte Hetze – minderheitenfeindliche, rassistische 
und sexistische Haltungen – sind heute in der Mitte der Gesellschaft angekommen 
und dort verankert. Sie gefährden demokratische Gesellschaften. Diese Entwicklungen 
machen sichtbar, dass Demokratie und Menschenrechte keine Selbstverständlichkeit sind. 
Es ist daher kein Zufall, dass auch Errungenschaften bei Frauenrechten wieder 
in Frage gestellt und rückgängig gemacht werden.

Demokratiefeindliche Haltungen beruhen
auf einem ganz bestimmten Bild von 
Männlichkeit. Der „starke Mann“ 
„schlägt auf den Tisch“ mit autoritären 
Parolen wie „Es reicht!“ und möchte 
„aufräumen“ mit „Missständen“. 

Gleichzeitig sollen „die Männer“ wieder 
symbolisch „in ihr Recht gesetzt“ und 
Frauen in ihre „Schranken“ verwiesen 
werden. 

Emanzipierte Frauen und Frauenrechte passen 
nicht in ein konservativ-reaktionäres 
Frauenbild, das von sogenannten natürlich 
gegebenen Unterschieden zwischen Frauen 
und Männern ausgeht. 
Deshalb werden auch mit der Behauptung 
der „natürlichen“ Rolle von Frauen in der Fa-
milie und mit der Betonung der Ehe 
Gleichstellungsbestrebungen von Lesben 
und Schwulen abgewehrt.

In ein konservativ-reaktionäres Frauenbild passt die Vorstellung, Frauen seien als das 
„schwache Geschlecht“ besonders schutzbedürftig. Diese Vorstellung findet sich 
in vielen medialen und politischen Debatten wieder, in denen behauptet wird, dass 
„fremde“ und„ausländische“ Männer gewalttätiger oder frauenfeindlicher seien als 
österreichische Männer. Sie findet sich auch in den Debatten über das Kopftuch wieder.

Auffälligerweise fordern jene lautstark den Schutz der Frauen, die Frauenrechte 
generell ablehnen. Sie verwenden Frauenrechte als Mittel zum Zweck, 
um rassistische Haltungen zu propagieren.

Frauenrechte sind untrennbar mit Menschenrechten und mit der Demokratisierung 
von Gesellschaften verbunden. Gegen die Zunahme rassistischer, sexistischer und 
antifeministischer Hetze, Gewalt und Propaganda gilt es, die Würde und 
Gleichheit eines jeden Menschen und damit 
Menschenrechte zu verteidigen.

Unser Feminismus ist antirassistisch

Im Zentrum: Demokratie

Antifeminismus heißt Frauenverachtung

   

Bildnachweis

(1) Piktogramm vom Kollektiv Migrantas, Marula Di Como und Florencia Young, 
Berlin. www.migrantas.org
(2) Sujet von Christine Prantauer für den Demokratie-Kongress “Demokratie am Tableau” 
von AEP und Michael-Gaismair-Gesellschaft, Innsbruck 2011.
(3) Foto: Monika Himsl. Demonstration zum Internationalen Frauentag, Innsbruck 2017.
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Antifeminismus, Frauenverachtung,

hetze gegen und Hass auf 

„Andere“ oder „Fremde“

gefährden die 

demokratisierung der Gesellschaft.

No
Way

Begriffe wie „Gender-Wahn“, „Genderismus“, „Gleichmacherei“ ... richten sich gegen 
Gleichstellungs bestrebungen und sind gekennzeichnet von Frauenverachtung. 
Dieser Antifeminismus ist als Reaktion auf die Emanzipation von Frauen zu sehen. 
Die antifeministische Väter- und Männerrechtsbewegung beispielsweise 
bekämpft Errungenschaften für Frauen. Sie behauptet, dass Männer und Buben 
benachteiligt sind und ignoriert Diskriminierungen von Frauen.
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Werte Leserinnen und Leser,
gerade im Jahr des Gedenkens von ‚100 Jahre Frauenwahlrecht‘ ist es angebracht, sich über den gegenwärtigen Zustand 
unserer Demokratie Gedanken zu machen.
Denn: Ein neuer Populismus konvergiert mit Demokratieverdrossenheit, kapitalistische Globalisierung mit nationalstaatlichen 
Grenzregimes, und all das ist unterlegt mit einer Produktions- und Konsumideologie, die nicht nur die Umwelt zerstört, sondern 
auch soziale Formen des Zusammenlebens in anderen Kulturen überrollt.
Feministische Sichtweisen haben die Demokratie schon immer als Mangelmodell erfahren und analysiert; umgekehrt 
erzwingt die weltweite politische Lage auch ein Nachdenken zur Rettung dieser politischen Organisationsform. So sind 
in dieser Ausgabe der AEP Informationen feministische und weitere kritische Perspektiven auf verschiedenen Ebenen 
zusammengetragen worden: zur aktuellen Situation in Österreich, zu Grundproblemen des uns bekannten Demokratiemodells, 
zu bedrückenden Entwicklungen einer merkbaren Entdemokratisierung von Staaten und Gesellschaften und zu Vorstellungen 
von Gegenentwürfen sowie alternativen Handlungsoptionen. Und nicht zuletzt werden implizit und direkt Aufrufe zum eigenen 
Aktivwerden für eine lebendige Demokratie artikuliert.
Die vorliegende Textsammlung ist nicht eindimensional geschlossen, die Autorinnen sind sich nur darin einig, dass es so, 
wie es ist, nicht sein kann, darf und soll. Dazu gehört auch, sich an die eigene Nase zu fassen: Inwiefern trage ich selbst zu 
antidemokratischen Tendenzen bei, wenn ich Anliegen anderer Menschen, die meine Vorstellungen des ‚richtigen’ Lebens 
nicht teilen, verurteile? Nicht zufällig steht quasi in der Mitte der Beiträge zum Schwerpunktthema eine Diagnose der gerade 
kursierenden antiutopischen Untergangsszenarien – zu denen auch Feminismen beitragen – die darauf verweist, dass nicht 
nur Kritik an ‚bösen’ anderen, sondern auch Selbstkritik vonnöten ist. Zu einer Demokratie gehören keine Einheitsphantasie, 
sondern Widersprüche – das ist ihre Essenz, Elixier und Existenzberechtigung.

Birge Krondorfer

Dieses Heft wurde von Birge Krondorfer gestaltet. Sie ist politische Philosophin und feministisch engagiert, u.v.a. in der 
Frauenbildungsstätte Frauenhetz/Wien, die heuer ihr 25-jähriges Jubiläum hat, und in der AG „Demokratie braucht Bildung“ 
aktiv. Sie lehrt (Universitäten, Erwachsenenbildung), schreibt und spricht zu Theorien und Praxen geschlechterpolitischer 
Angelegenheiten.

Judith Klemenc illustrierte dieses Heft. Sie ist Künstlerin und Autorin, zahlreiche Ausstellungen, Preise, Stipendien und 
Publikationen. Zuletzt: Dunkler Ton. Mit Beiträgen von Paul Mecheril, Sepideh Heydarpur und Tanja Vogler, Innsbruck 2017. 
Forschungsschwerpunkte: Kritische Geschlechterforschung, Migration und Bildung. www.judithklemenc.at
Judith Klemenc:
„so war es mein Gedanke eine scheinbare Unordnung mit einer scheinbaren Ordnung zu überdecken, deren Verbindungen sich 
logisch aus dem einen und anderen erschließen. Gleichsam das eine (O wie Ordnung) und das andere (H wie Humanität), 
und hinzu noch ein drittes (C wie Choice), das mit beiden Elementen eine Reaktion eingeht, sodann eine strukturell immer zu 
deutende Verbindung entsteht.“

Mit einer aktualisierten Liste der
Grauslichkeiten der türkis-blauen Bundesregierung in der Frauenpolitik auf Seite 53
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So schaut das nun aus. Zu wissen war 
gewesen, daß der Abstiegskampf des 
bürgerlich liberalen Männlichkeitskon-
strukts böse enden wird. Wie böse, 
das ist erst jetzt zu sehen. Es war näm-
lich nicht klar. Es konnte nämlich nicht 
klar sein, daß die Absage an die norma-
tive Moral zur Flucht in normative Ge-
schlechterkonstruktionen führen wür-
de. Obwohl. Gesagt. Kassandriert.
Feministischerweise war eine solche 
Entwicklung vorausgesagt. Die Heftig-
keit der Gegenrevolution war nicht ab-
zusehen. Erinnern wir uns. Es gab einen 
revolutionären politischen Augenblick 
Ende der 60er Jahre. Auch in Öster
reich. Auch in Österreich waren einen 
Augenblick lang alle Frauen in dem 
Wunsch auf Veränderung ihrer Situa
tion gleich. Oder besser, die Mehrheit 
der Frauen wünschte ihre rechtliche 
Gleichstellung. Eine politische Avant-
garde preschte vor. Und die regierenden 
Männer gaben nach.

Rückkehr ins Schlachthaus
Im Nachgeben war dann schon der An-
fang des Endes enthalten, wie wir es 
jetzt erleben. Im Nachgeben wurde 
schon der Familienerhalter erhalten. 
Ein Kompromiß, den wir heute mit den 
rechtsradikalen Männlichkeitsvorstel-
lungen bezahlen. Es ging den regie-
renden Männern eben nicht um Gleich-
heiten. Es ging ihnen. Und auch das 
sehen wir heute wieder vorgeführt. Es 
geht ihnen nur um Machterhalt und da-
für wird jede Form von Schwindeln ein-
gesetzt.
Und das wiederum. Das konnten die 
Bürgerlichen sehr gut, aber die damals 
noch Sozialisten genannten Sozialpart-

ner gingen sehr gerne darauf ein. Die 
Familienrechtsreform der 70er Jahre er-
gab die volle Rechtsfähigkeit jeder Per-
son ohne Rücksicht auf das Geschlecht. 
Diese Reform strich die Mutterrolle im 
Scheidungsrecht, in dem für die Kinder-
erziehung keine Kompensation vorgese-
hen wurde. Das war das Begehren der 
ÖVP und die SPÖ wollte sowieso kei-
ne Frauen zu Hause sehen. Mit dieser 
Auflösung der Mutterrolle war dann der 
Weg frei, jede Liebesarbeit übersehen 
zu können. Eine der Grundforderungen 
der Feminismen wurde so durch Ab-
schaffung der Form inhaltlich beseitigt. 
Das weiß jede Frau, wenn sie ihre nied-
rige Pension kassiert. Die Mutterrolle 
kam dann erst wieder über das Kinder-
geld von Rechts zurück.
Für die Rechten ist eine Frau eben Mut-
ter und geschlagene Ehefrau. Beide Fäl-
le. Die Schwangerschaft und das blaue 
Auge. Im Nachhinein. Dann, wenn die 
Frau in ihrem Schicksal festgelegt zu 

Schaden gekommen ist, dann ist der 
von den Rechten gedachte Staat bereit 
auszugleichen. Das ist paternalistisch. 
Aus einer politischen Richtung, in der 
im Parlament von einem FPÖ-Abgeord-
neten gesagt werden kann, „Familie ist 
da, wo gezeugt wird“, ist das dann auch 
noch patriarchalisch. Ein testikulärer 
Maskulinismus ist das, der sich pater-
nalistisch patriarchal äußert. Die Mög-
lichkeit, die Männlichkeit nie einer Re-
konstruktion unterziehen zu müssen, 
weil die Vorstellung des Familienvor-
stands das zugelassen hat.
Diese Möglichkeit fruchtet nun aufs 
Schrecklichste. Ein solcher Satz führt 
weit vor das Kulturelle als Grundlage 
eines Gesellschaftlichen zurück. Es sind 
also nicht einmal metaphorische Höh-
lenbewohner, die da reden. Die unre-
flektierte, und deshalb in der Postmo-
derne unvermeidliche Fragmentierung 
einer solchen Männlichkeitskonstruk-
tion bedeutet die Rückkehr zur Ge-

WIR KENNEN DEMOKRATIE GAR NICHT
Marlene Streeruwitz
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walt. Die Rückkehr ins Schlachthaus. 
Das ist die Verbindung zum National-
sozialismus. Das ist spezifisch öster-
reichisch. Die FPÖ und die AfD lassen 
sich da nicht vergleichen. Der spezifisch 
österreichische Maskulinismus ist te-
stikulär bestimmt und setzt Rasse und 
Geschlecht gleich. Ein unübersehbares 
Zerstörungspotential baut sich auf. Wir 
werden uns hüten müssen. Und sehr 
wörtlich so.

Linke Spießigkeiten
Unlängst. Eine Diskussion im Gorki- 
Theater in Berlin. Der Zustand der Welt. 
Er wird wieder über einen historischen 
Blick besprochen. Und. Im Grunde stellt 
dieser kanonisch hegemoniale Blick 
dem Rechtsradikalen das Territorium 
der Durchsetzung zur Verfügung. Die 
absteigenden postbürgerlich liberalen 
Eliten. Sie haben schon die Integration 
feministischer Philosophie zu unserer 
aller Lasten verweigert und deren Aus-
grenzung in die Gender Studies bewerk-
stelligt.
Diese, die kulturelle Gleichheit der 
Geschlechter verweigernden abstei-
genden Eliten reden in ihrem altmo-
dischen Weltbild jene Landschaften 
herbei, in denen die radikale Rechte  
dann wüten darf. Es ist jene kanonisch 
männliche Melancholie, die aus unserer 
Kultur nie vertrieben wurde. Im Gegen-
teil. Gerade linke Personen erklärten mir 
immer, warum zum Beispiel der Klas-
siker im Theater unverzichtbar wäre. 
Statt einer Kulturrevolution gab es auch 
von linker Seite her nur Spießigkeiten 
und Festhaltematrixbegehren. Es war 
keine radikale Forderung, das „deutsche 
Stadttheater“ in einen Ort des Sozialen 

umzubauen und die Kultur aus der Ge-
schichte in der Kulturgeschichte zu be-
lassen, statt dieser maskulinären Me-
lancholie immer wieder neuen Raum zu 
geben. Auch hier wurde territorial ge-
handelt und Landschaften hergestellt, 
die nun als Kriegsschauplätze benutzt 
werden können. Der Kulturkampf hat 
eben erst begonnen.

Ständisch hegemoniale  
Männlichkeit
Demokratie. Die wurde in den 70er Jah-
ren nicht gewollt. In der Bindung an 
weit zurückliegende Normen des Öster-
reichers. 300 Jahre katholische Staats-
erziehung. Aufklärung aus militaris-
tischen Gründen. Standesphantasien 
und Schicksal der Geburt. Wir folgen ja 
nicht unseren Wünschen, sondern den 
Aufträgen. Und in Österreich kommen 
die eben aus einer Welt, über die es nur 
die Herrschaftsgeschichte gibt. Wenn 
so ein Politiker so selbstverständlich in 
die goldfunkelnden Gemächer der Mo-
narchie geht, um zu regieren. Da muß 
einer sich dann bewähren. Und das 
Goldgefunkel. Das ist ständisch hege-
moniale Männlichkeit. So ein Goldge-
funkel. Das färbt dann schon ab.
Demokratie. Wenn von Demokratiemü-
digkeit gesprochen wird, dann frage ich 
mich immer, wovon da müde gefühlt 
werden soll. Wir kennen Demokratie 
gar nicht. Wenn es demokratisch zu-
ginge, es müßte jeder Politiker und jede 
Politikerin selbstverständlichst femini-
stisch denken und handeln. Dabei gibt 
es das. Ich bin deshalb gerne in Schwe-
den. Da ist eine Mehrheit der demokra-
tischen Geschlechtergerechtigkeit ver-
pflichtet und arbeitet an der Umsetzung 

in die Realität. Das ist den Personen 
auf der Straße anzusehen. Demokratie 
produziert stolze und sichere Personen. 
Und das jeden Geschlechts.
Demokratie. Diskutieren. Nein. Es geht 
um das Herstellen von Demokratie. Der 
Weg dahin mag kulturelle Mittel benö-
tigen. Das Ergebnis ist unkulturell eine 
Form dann wieder eines Kulturellen. So, 
wie wir atheologisch argumentieren 
lernten, als wir feministisch zu fordern 
begannen, so muß akulturell die demo-
kratische Gleichheit gefordert werden. 
Was immer es zu ordnen gilt. Den Staat. 
Unsere Gesellschaft. Europa. Die Welt. 
Es handelt sich nicht um therapeutische 
Selbsthilfeorganisationen. Die Ent-
scheidung gegen diese Gleichheit ist 
der erste Schritt in Hierarchisierung. 
Also in Gewalt. In Selbstüberhöhung. 
In Abwertung der anderen. Aber. Es 
war schon in den 70er Jahren so, dass 
die Diskussion nur inhaltlich akzeptiert 
worden war und nie formal. Das ist es, 
was heute sichtbar wird. Imgrund.
Die Auseinandersetzung beginnt gera-
de erst. Die Situation heute erlaubt uns, 
die formalen Forderungen neu stellen 
und uns nicht mit der Ausschmückung 
der falschen Form begnügen zu müssen. 
Dagegen konnte feministischerweise 
nichts gemacht werden. Das war die 
Welt, wie sie sein wollte. Heute. Femi-
nistinnen können sich den Grundfragen 
widmen. Wir müssen nicht mehr den 
Genderverschönerungsverein geben. 
Wir können kämpfen.

AUTORIN
MARLENE STREERUWITZ ist freiberufliche 
Autorin und Regisseurin. Literarische Veröf-
fentlichungen ab 1986. Lebt in Wien, London 
und New York.
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Nicht nur Feministinnen beschleicht Un-
behagen beim Betrachten des gegen-
wärtigen Zustands repräsentativ-libe-
raler Demokratien. Die Bezeichnung 
„Postdemokratie“ – so der Begriff des 
französischen Philosophen Jacques  
Rancière (1997), den der britische Poli-
tikwissenschaftler Colin Crouch (2008) 
als Zeitdiagnose popularisierte – traf in 
der ersten Dekade des neuen Jahrtau-
sends auch auf Österreich zu: Die „nach-
demokratische“ Konstellation wurde von 
Crouch (2008: 10, 13) als eine entpoliti-
sierte Situation beschrieben, in der es 
zwar konkurrierende Parteien und Ver-
bände gab, in der zwar noch Wahlen 
stattfanden, in der die Bürger_innen je-
doch zu bloßen Konsument_innen eines 
politisch kaum noch zu unterscheidenden 
Angebots degradiert wurden. Bürger_ 
innen wurden zwangsweise zu Passiv-
bürger_innen gemacht, und Chancen zur 
Aktivbürger_innenschaft waren kaum 
noch gegeben. Demokratische Institu-
tionen waren bloße Verwaltungshüllen, 
und der so genannte Sachzwang forderte 
vorgeblich Entscheidungen, doch in Wirk-
lichkeit wurde die Entscheidungsmacht 
den „Lobbyisten der Wirtschaft“ über-
eignet (ebd.: 11).
Der Raum des Politischen, also der öf-
fentlichen Debatte, der Partizipation und 
des Mitentscheidens, wurde also suk-
zessive verengt, so dass sich Bürger_ 
innen durch die politische Elite nicht 
mehr vertreten fühlten. Dies zeitigte viel-
fältige Folgen, wie sinkende Wahlbeteili-
gungen, die Erosion der Parteiidentifika-
tion, Protestwählertum und die ‚Flucht’ 
zu (rechts-)populistischen Parteien. Die 
unter dem Schlagwort ‚Politikverdros-
senheit’ zusammengefassten Phäno-

mene waren individualisierte Reaktionen 
der Bürger_innen auf die postdemokra-
tische Situation, und zwar auf Basis der 
Erfahrung, dass durch die Stimmabgabe, 
durch die Wahl von Volksvertreter_innen 
kaum noch politischer Einfluss ausgeübt 
werden konnte. Genauer sollten wir von  
einer postdemokratischen Entpoliti-
sierung oder politischen Entfremdung 
‚von oben’, also durch politische Eliten  
sprechen.

Post- oder Prädemokratie  
als Signum aktueller  
Entwicklungen?
Was zehn Jahre nach dem Erscheinen der 
deutschen Ausgabe des Crouch’schen 
Buches diesen Überlegungen hinzuge-
fügt werden muss, ist eine neuartige Re-
politisierung, die fast alle europäischen 
Länder erfasste: eine antagonistische 
Politisierung durch rechtspopulistische 
Parteien und rechte Organisationen, die 
mit ihrer Gegenüberstellung von ‚Wir’, 
dem Volk, gegen ‚die da oben’ (die Eliten, 
‚das’ Establishment, die Presse) sowie 
vor allem gegen die ‚Anderen’ (Migrant_
innen, Geflüchtete, Schwule, Lesben 
und Feministinnen) einen hegemonialen 
Kampf um politische Macht anzettelten 
und die damit zunehmend erfolgreich 
sind. Sind wir also in der Phase der ‚auto-
ritären Postdemokratie’ angelangt?
Der Aufstieg der Rechten in Europa 
führte zu einer Krise liberal-repräsen-
tativer Demokratien, die weit über die 
postdemokratische Entdemokratisierung 
hinausweist und die zunehmend autori-
tären ‚Lösungen’ zustrebt. Im Angesicht 
der ‚autoritären Wende’, wie auch schon 
in der Debatte um Postdemokratie, wer-
den Wünsche nach einem Zurück zum 

‚Vorher’, zur liberalen Demokratie laut. 
Dies ist eine problematische Orientie-
rung, die im Folgenden in Frage gestellt 
werden soll, denn ein solches ‚Zurück’ 
nimmt nicht zur Kenntnis, dass liberal-re-
präsentative Demokratien selbst Teil des 
Problems sind. Sie sind in meinem Ver-
ständnis eine politische Form, die den Er-
fordernissen kapitalistischer Ökonomien 
entspricht, nämlich Kompromisse zwi-
schen konfligierenden Gruppen, den Pro-
duktionsmittelbesitzer_innen oder zwi-
schen diesen und Arbeitenden, aber auch 
zwischen Produktions- und Reprodukti-
onsarbeiter_innen flexibel auszuhandeln, 
um die kapitalistischen Produktionsver-
hältnisse und die patriarchale Ordnung 
aufrecht zu erhalten. Liberale Demokra-
tien halten daher nur vergleichsweise be-
grenzte Verfahren politischer Partizipa
tion, nämlich die Übertragung der Stimme 
auf gewählte Vertreter_innen oder ‚di-
rekte’ Abstimmungen über vorgegebene 
Themen, und damit nur eingeschränkte 
Selbstherrschaft und Selbstbestimmung 
bereit. Und sie sind nicht in der Lage, die 
Krisen, die ökonomischen und sozialen 
Schieflagen des Kapitalismus einzuhegen 
und zu Gleichheit, zu Selbstbestimmung 
und zu einem guten Leben für Alle beizu-
tragen. Dieses Argument und die Proble-
matik liberaler Demokratien möchte ich 
am Beispiel von Geschlechterverhältnis-
sen präzisieren.

Paradoxer demokratischer 
Einschluss von Frauen
Aus einer feministischen Perspektive 
lässt sich nämlich fragen: hat es jemals in 
liberalen Demokratien ein ‚Davor’, hat es 
also eine Konstellation gegeben, die die 
Bezeichnung Demokratie – im Sinne von 

ALLGEGENWART DER ANDROKRATIE
Zu Postdemokratie und Autoritarismus
Birgit Sauer
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Selbstherrschaft, Selbstbestimmung 
und Autonomie aller Bürger_innen –  
verdient hätte? Hat es also aus einer Ge-
schlechterperspektive jenen „Augen-
blick der Demokratie“ gegeben, an dem 
Crouch (2008: 14ff.) seinen Befund des 
‚Danach’, das ‚Post’ festmacht? Kenn-
zeichnete nicht vielmehr die postde-
mokratische Konstellation nicht schon 
immer die Situation von Frauen in libe-
ralen Demokratien? Und zeichnen sich 
repräsentative Demokratien nicht gera-
de durch die Kontinuität der Herrschaft 
über Frauen und ihres Ausschlusses aus 
politischen Institutionen sowie der Ne-
gierung ihrer Interessen – also eigentlich 
durch Prädemokratie oder durch Andro-
kratie – aus? Dies werde ich kurz am Bei-
spiel Österreichs deutlich machen.
Trotz formal gleicher politischer Rechte 
ist die österreichische Demokratie auch 
100 Jahre nach Einführung des Frau-
enwahlrechts nach wie vor durch die 

quantitative und qualitative politische 
Unterrepräsentation von Frauen gekenn-
zeichnet.1 Österreich ist also noch im-
mer eher als „Androkratie“, als ‚Männer-
herrschaft’, denn als Demokratie, also 
als ‚Volksherrschaft’ zu qualifizieren. 
Frauen haben noch immer weniger po-
litische Stimme als Männer, auch wenn 
sie ohne Zweifel in den vergangenen 40 
Jahren den repräsentativen Vorsprung 
von Männern aufgeholt haben und in 
der Politik sichtbarer geworden sind. 
Die quantitative Repräsentation von 
Frauen in politischen Entscheidungsgre-
mien stieg seither deutlich an: Der Frau-
enanteil im derzeitigen Nationalrat bei-
spielsweise liegt bei 35,5%. Frauen sind 
also – im Unterschied zu den vorherigen 
Jahrzehnten (der Frauenanteil stieg erst 
1986 über die 10%-Marke) – heute nicht 
mehr ganz so fremd in der Politik, son-
dern Politik wurde auch für Frauen ein 
Beruf wie jeder andere Karriereberuf, 

allerdings mit ähnlichen Barrieren wie 
in anderen Berufsfeldern. Diese quan-
titativen Repräsentationserfolge in po-
litischen Entscheidungsgremien sind 
ohne Zweifel das Ergebnis der Quotenre-
gelungen der Parteien, die sich seit den 
1990er-Jahren im Rekrutierungsprozess 
aktiv um Frauen bemühen müssen. Of-
fenbar ist der Frauenanteil im National-
rat allerdings an eine ‚gläserne Decke’ 
gestoßen, denn er stagniert knapp um 
die Drittelmarke.
Dies sind nur einige Indizien dafür, dass 
auch jene Phase, die Crouch als ‚Hoch-
zeit’ der liberalen Demokratie bezeich-
net, in Bezug auf weibliche Repräsenta-
tion eher prädemokratisch zu bezeichnen 
ist. Allerdings wurde diese prädemokra-
tische Situation durch den neoliberalen 
Umbau von Gesellschaft und Politik seit 
den 1990er-Jahren auf wenn auch am-
bivalente Weise verändert, doch insge-
samt verschärft.
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Feministisches  
Demokratieunbehagen
Im Zuge neoliberaler ökonomischer Glo-
balisierung und politischer Internationa-
lisierung veränderten sich demokratische 
Institutionen und Prozesse staatlicher 
Repräsentation und Entscheidung in Ös-
terreich: Die quantitative Repräsentation 
von Frauen konnte auf allen Ebenen des 
föderalen und kommunalen Systems ge-
steigert werden. Doch gleichzeitig ent-
zogen sich politische Entscheidungen 
demokratisch legitimierten Gremien. Ge-
sellschaftlich wichtige und verbindliche 
Entscheidungen werden nicht mehr in 
Parlamenten, sondern vielmehr in den 
Lobbys der Parlamente, in supranatio-
nalen Gremien wie der EU, in Labors oder 
in Vorstandsetagen multinationaler Kon-
zerne getroffen. Solche ‚Verhandlungs-
prozesse’ im vor- oder nicht-parlamen-
tarischen Raum zeichnen sich durch die 
dichte Knüpfung eines geschlossenen 
Netzwerks politischer und privater, d.h. 
ökonomischer, teilweise auch zivilgesell-
schaftlicher Organisationen aus. Damit 
bergen diese Entscheidungsformen die 
Gefahr der Informalisierung von Politik 
in den Substrukturen von Verhandlungs-
runden und -netzwerken und somit die 
Gefahr der Schließung bzw. Entöffentli-
chung politischer Entscheidungsräume.
Dies hat geschlechterpolitische Folgen: 
Zum einen sinken die Chancen zur Parti-
zipation und zur egalitären quantitativen 
Repräsentation von Frauen, denn die zu-
nehmende Verlagerung politischer Ent-
scheidungen in nicht durch den Wahlakt 
legitimierte ‚Politiknetzwerke’ schließt 
Frauen nachhaltig aus politischer Ent-
scheidungsfindung aus, ist also ein Mo-
dus der Maskulinisierung von politischen 

Entscheidungsprozessen. Zudem wer-
den durch die Informalisierung von Poli-
tik gerade jene Repräsentationsorgane 
geschwächt, in die sich Frauen mühsam 
den Zugang durch Quotenregelungen er-
kämpft haben, also Parlamente, Landta-
ge und Gemeinderäte. Die Hinterzimmer 
der Verhandlungs’demokratie’ bleiben ih-
nen verschlossen.

Geschlechtsspezifische  
Folgen des neoliberalen  
Politikumbaus
Die intensivere Form der informellen Ver-
flechtung zwischen Interessenverbän-
den, Bürokratie und privaten Akteur_in-
nen verhindert auch die erfolgreiche 
Intervention institutioneller Frauen- und 
Gleichstellungspolitik. Die informellen 
Institutionen sind deshalb auch für ge-
schlechtsspezifische Themen undurch-
lässig. Dieser Politikumbau erschwert 
also das ‚Handeln für’ gleichstellungspo-
litische Belange und für Geschlechterge-
rechtigkeit. Trotz der erhöhten quantita-
tiven Repräsentation von Frauen finden 
die Interessen von Frauen in politischen 
Maßnahmen keine angemessene Berück-
sichtigung. Es gibt Indizien dafür, dass der 
gestiegenen quantitativen Repräsenta
tion in politischen Institutionen eine Ten-
denz der Ent-Mächtigung von Frauen, z.B. 
durch Sozialabbau und die Prekarisierung 
von Arbeitsverhältnissen, gegenüber-
steht. So sank beispielsweise der gender 
pay gap von 2007 (25,5%) lediglich auf 
20,1% im Jahr 2016.2 Nach wie vor sind 
Investitionen in öffentliche Kinderbetreu-
ung niedrig und Maßnahmen zur besse-
ren Vereinbarkeit von Elternschaft und 
Beruf stehen noch immer nicht im Zen-
trum politischer Entscheidungen.

Vor allem hatte die Entkoppelung li-
beraler Demokratie vom fordistischen 
Wohlfahrtskompromiss, der sozialstaatli-
che Abbau also, fatale Folgen für liberale 
Demokratien, nämlich den Aufstieg rech-
ter und rechtspopulistischer Parteien, die 
in ganz Europa „Männerparteien“ sind. 
Auch wenn einige dieser Parteien Frauen 
in Spitzenämter gehievt haben, verfolgen 
sie nicht nur in Europa ein anti-feministi-
sches Projekt und die Rückkehr zu – wenn 
auch moderat modernisierten – traditi-
onellen Geschlechterverhältnissen. Die 
prädemokratische Konstellation der Ge-
schlechterverhältnisse wird von rechten 
Parteien konserviert. Postdemokratie er-
scheint angesichts des fundamentalen 
Angriffs auf libertäre Errungenschaf-
ten der 1960er- und 1970er-Jahre, auf 
Gleichstellung oder auf die Anerkennung 
von LGBTIQ-Personen, eine mehr als be-
schönigende Bezeichnung für die aktuelle 
autoritäre Wende.

ANMERKUNGEN
1) Hanna F. Pitkin unterscheidet im Buch ‚The 
Concept of Representation’ (1967) die quanti-
tative Repräsentation, das ‚Stehen für’, von der 
qualitativen Repräsentation, das ‚Handeln für’.
2) https://de.statista.com/statistik/daten/stu-
die/291198/umfrage/verdienstabstand-zwi-
schen-maennern-und-frauen-gender-pay-gap-
in-oesterreich/

LITERATUR
CROUCH, Colin, Postdemokratie, Frankfurt/M. 
2008.
RANCIÈRE, Jacques, Demokratie und Postdemo-
kratie, in: Politik der Wahrheit, Wien 1997.

AUTORIN
BIRGIT SAUER ist Professorin für Politikwissen-
schaft an der Universität Wien. Forschungs-
schwerpunkte: Governance und Geschlecht, Po-
litik der Geschlechterverhältnisse, Staats- und 
Institutionentheorien, Politik und Emotionen.



AEP Informationen10

Die Nationalratswahlen 2017 bescher-
ten einen gewaltigen Rechtsruck. Die 
nunmehr türkise ÖVP des Sebastian 
Kurz wurde stärkste Kraft im Lande und 
errang 62 der 183 Mandate im Natio-
nalrat. Die FPÖ erreichte als drittstär-
kste Partei 51 Mandate. Gemeinsam 
mit den Neos (10 Mandate) haben die 
rechten (bürgerlichen) Parteien also 
eine Verfassungs-Mehrheit im Parla-
ment erreicht. Nach einem ausschließ-
lich von Migrationsthemen beherrsch-
ten Wahlkampf ist das linke politische 
Spektrum ausgedünnt. Die SPÖ wur-
de zwar zweitstärkste Kraft (52 Man-
date) aber vermutlich auf Kosten der 
Grünen, die nach 30 Jahren nicht mehr 
ins Parlament einziehen konnten. Ihr 
im Streit gegründeter Ableger – die Li-
ste Pilz – erzielte 8 Mandate. Der ÖVP-
FPÖ Regierung steht eine geschwächte 
und zerrüttete parlamentarische Op-
position gegenüber. Die SPÖ als bisher 
staatstragende Partei tut sich schwer 
mit plumper Staatskritik, die Neos ha-
ben gerade erst einen Wechsel an der 
Partei- und Fraktionsspitze, und die Li-
ste Pilz ist gespalten, nachdem Peter 
Pilz sein Mandat mit Verspätung einfor-
derte und dafür wieder eine Frau ihren 
Platz räumen musste.
Dieser Beitrag geht der Frage nach, 
was die neu-konservative Regierung 
in Sachen Frauenpolitik bisher gelei-
stet hat und was noch zu erwarten ist.  
Sebastian Kurz hat im Wahlkampf ver-
sprochen, alles anders und neu zu ma-
chen, was auch Frauen hoffen ließ, 
denn sie sind in der österreichischen 
Politik unterrepräsentiert und struktu-
rell benachteiligt. Allerdings scheinen 
sich die frauenpolitischen Ideen der Re-

gierung in Revisionen gesellschaftspo-
litischer Errungenschaften der letzten 
40 Jahre zu erschöpfen. Entsprechend 
kritisierte die Opposition das Regie-
rungsprogramm als „Retro“. Tatsächlich 
spricht einiges dafür, dass im Bereich 
der Frauenpolitik die Rückwärtsbewe-
gung stärker ausfällt als die Erneue-
rungsversprechen.

Alles Neu?
Im Mai 2017 wurde Sebastian Kurz zum 
Vorsitzenden der „neuen Volkspartei“ 
gewählt, nachdem er seine Kandidatur 
an sieben Bedingungen geknüpft hat-
te, die sicherstellen sollten, dass er in-
nerhalb der Parteiorganisation allein 
bestimmen kann und nicht von partei-
interner Demokratie behindert werden 
würde. Die Granden der konservativen 
Altpartei stimmten dieser „autoritären 
Verhärtung“ zu. Aktuelle Konflikte vor 
allem mit den ÖVP-geführten west-
lichen Bundesländern sind nicht nur 
späte Reue, sondern durchaus im Sinne 
von Sebastian Kurz, zumal sie die ver-
sprochene „Erneuerung“ quasi beglau-
bigen. Kurz’ Erneuerungsideen beziehen 
sich jedoch nicht nur auf die ÖVP. Viel-
mehr ist er drauf und dran, das gesamte 
politische System in Österreich umzu-
krempeln, und dies in einem diktato-
risch anmutenden Stil. So wurden bei-
spielsweise im Zuge der Kassenreform 
einfach Ultimaten gestellt, anstatt Ver-
handlungen aufzunehmen.
Unmittelbar nach seiner Wahl zum Par-
teivorsitzenden kündigte er die Koali
tion mit der SPÖ auf. Während alle 
anderen Parteien von den plötzlichen 
Neuwahlen eher überrascht wurden, 
zogen Kurz und sein Team eine von lan-

ger Hand vorbereitete Wahlkampfstra-
tegie aus der Schublade. Thematisch 
übernahm er das Anti-Ausländer*innen- 
und Anti-Migrations-Thema der FPÖ. 
„Ich habe die Balkanroute geschlos-
sen“, war der Satz, den Kurz im Wahl-
kampf wohl am häufigsten bemühte. 
Vermitteln wollte er damit, dass er ein 
‚Mann der Tat‘ sei, der nicht lange fa-
ckelt. So versprach er auch im gleichen 
Atemzug: „Ich werde die Mittelmeer-
route schließen“.
Kurz versprach zudem eine neue po-
litische Kultur und einen neuen Stil in 
der Politik – d.h. es solle in einer künf-
tigen Regierung nicht mehr zwischen 
den Koalitionspartner*innen gestrit-
ten werden. Dass er selbst mit seinen 
parteiinternen Intrigen maßgeblich für 
die medial ausgetragenen Kämpfe in 
der Koalition verantwortlich war, ver-
schwieg er geflissentlich und insze-
nierte sich selbst als politischen Sau-
bermann.

Frauen an der Macht?
Die aus frauenpolitischer Sicht am mo-
dernsten anmutende Bedingung par-
teiinterner Neuerung von Kurz war ein 
sogenanntes Reißverschluss-System, 
das abwechselnd Männer und Frauen 
auf den Wahllisten der ÖVP platzierte. 
Die nunmehrige Regierung zählt sechs 
Frauen (von 16 Regierungsmitgliedern), 
was die bis dato höchste Frauenquo-
te in einer österreichischen Regierung 
ist. Auch im Nationalrat lag die Frauen-
quote bei der konstituierenden Sitzung 
am 9. November 2017 mit 34,43% auf 
einem historischen Hoch und hat aktu-
ell sogar 35,5% erreicht.
Lässt sich nun daraus der Schluss ziehen,  

NEU-KONSERVATIVE WENDE IN DER  
(FRAUEN-)POLITIK
Marion Löffler
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dass es nicht sozialdemokratische, 
sondern konservative Regierungen 
sind, die Frauen an die Macht lassen? 
Dies vermutet die Kolumnistin Gudula 
Walterskirchen (Die Presse, 1.1.2018) 
und unterstellt Feministinnen und Frau-
envereinen, dies zu ignorieren, weil die 
Regierung ideologisch nicht genehm 
sei. Ja, das mag stimmen, zumal kon-
servative Parteien selten für emanzi-
patorische Politik eintreten. Umgekehrt 
scheint die Regierung Frauenprojekte 
für ideologisch nicht opportun zu hal-
ten, sonst wären die Kürzungen und 
Streichungen in diesem Bereich nicht 
erfolgt oder zumindest anders ausge-
fallen.
Darüber hinaus möchte ich zu bedenken 
geben, dass die Einbindung von Frauen 
in die Politik ebenfalls Teil des strate-
gischen Kalküls von Sebastian Kurz ist, 
obwohl nur eine Frau zu seinem engsten 
Kreis zählt, nämlich Elisabeth Köstinger 
(Ministerin für Nachhaltigkeit und Tou-

rismus). Daher ist die Frage entschei-
dend, mit wieviel Macht die neuen Mi-
nisterinnen tatsächlich ausgestattet 
sind.
Die ÖVP stellt neben dem Bundeskanz-
ler sechs Minister*innen (davon drei 
Frauen) und eine Staatssekretärin. Die 
Staatssekretärin im Innenministerium, 
Karoline Edtstadler, ist wie Margarete 
Schramböck (Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort) neu in der Politik. Dies 
ist erwähnenswert, weil es Aufschluss 
über die machtpolitischen Ressourcen 
der Ministerinnen gibt, die keine par-
teiinternen Verbündete haben und da-
her umso mehr vom Kanzler abhängig 
sind. Mit Ausnahme der nunmehrigen 
Außenministerin und ebenfalls Quer-
einsteigerin Karin Kneissl war keine 
der Polit-Neulinge an den Koalitions-
verhandlungen beteiligt, sodass sie nun 
eine Regierungspolitik umsetzen müs-
sen, an deren Gestaltung sie nicht be-
teiligt waren.

Machtverschiebung
Hinzu kommt eine ministerien-interne 
Machtverschiebung. Denn nunmehr be-
steht die Möglichkeit, einen General-
sekretär zu ernennen, der umfassende 
Weisungsrechte hat. Das bedeutet eine 
faktische Entmachtung der Beamten-
schaft und u.U. eine Übernahme der Mi-
nister*innen-Agenden. Bisher wurden 
diese neuen Schaltstellen der Macht 
mit nur einer Ausnahme mit Männern 
besetzt, darunter zwei Burschenschaf-
ter. Die einzige Frau ist Helena Guggen-
bichler im Sozialministerium, die davor 
weder in der öffentlichen Verwaltung 
noch in der Politik tätig war, und auch 
noch nie mit Sozialpolitik in Berührung 
gekommen ist.
Das Ministerium für Frauen, Familie und 
Jugend (Juliane Bogner-Strauß) wur-
de wie die Agenden EU, Kultur, Medien  
(Gernot Blüml) im Bundeskanzleramt an-
gesiedelt. Zwar hat somit die neue Frau-
enministerin ein gleiches Stimmrecht  
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im Ministerrat wie andere Bundesmini-
ster*innen. Dennoch kann ich mich des 
Eindrucks kaum erwehren, dass Kurz 
damit versucht, die Themenbereiche, 
die unter besonderer öffentlicher Be
obachtung und möglicher Kritik stehen, 
dem Zugriff der FPÖ zu entziehen. In-
haltlich scheint das aber nicht allzu viel 
zu ändern.
Die FPÖ, die sich zu einer ausgespro-
chenen ,Männerpartei‘ entwickelt hat, 
zahlreiche Mitglieder aus ‚völkischen‘ 
Burschenschaften rekrutiert (gut 40% 
der FP-Abgeordneten im Nationalrat 
sind in Verbindungen) und sich immer 
noch schwer tut, Wählerinnen zu mo-
bilisieren, musste erst beweisen, über-
haupt Frauen in ihren Reihen zu haben, 
die Regierungsämter übernehmen kön-
nen. Sie schaffte es, ihre sechs Mini-
sterien mit zwei Frauen zu besetzen: 
Neben Außenministerin Karin Kneissl 
hat Beate Hartinger-Klein das Ministe-
rium für Arbeit, Soziales, Gesundheit 
und Konsumentenschutz übernommen. 

Sie musste vorsorglich die Frauen
agenden an die ÖVP abgeben und hat 
sich bisher als ‚Querschießerin‘ ver-
dient gemacht, die den ‚Koalitionsfrie-
den‘ stört, den Kurz und Vize-Kanzler 
Heinz-Christian Strache so demonstra-
tiv nach außen tragen. Ein Grund dafür 
liegt sicher darin, dass fast alle sozial 
unverträglichen Maßnahmen der Re-
gierung über ihren Schreibtisch gehen. 
Damit steht sie aber im Rampenlicht, 
wenn die FPÖ wieder einmal ein Wahl-
versprechen bricht.

Der neue Stil
Der neue Stil der Bundesregierung 
macht sich vor allem dadurch bemerk-
bar, dass die Öffentlichkeit kaum über 
Regierungsvorhaben informiert wird. 
Selbst unmittelbar Betroffene werden 
vor vollendete Tatsachen gestellt und 
nicht in den Entscheidungsfindungspro-
zess eingebunden. Parlamentarische 
Anfragen werden nicht oder nur unzu-
reichend beantwortet, und die Medien 

werden mit professionell zugeschnitte-
nen Informationshappen versorgt. So 
behält die Regierung die Kontrolle über 
den öffentlichen Diskurs, während an-
dere Themen untergehen. So auch die 
Frauenpolitik, die schon im Wahlkampf 
nicht vorkam. Sowohl im Wahlkampf 
als auch im Regierungsprogramm wer-
den vornehmlich Frauen mit Migra
tionshintergrund erwähnt. Sie sollen 
vor der Gewalt (migrantischer Männer) 
beschützt werden und sind aufgefor-
dert, kein Kopftuch zu tragen.
Das erklärte Hauptanliegen der Frau-
enministerin ist die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, womit die Verein-
barkeitsproblematik als reines Frauen-
problem behandelt wird. Gleichzeitig 
wird die Versorgung mit Kinderbetreu-
ungseinrichtungen auf die Bundes-
länder geschoben, die ihrerseits die 
Bedarfserhebung den Gemeinden über-
lassen. Generell kommen Frauen im Re-
gierungsprogramm fast nur als Müt-
ter vor. Familie wird als „gemeinsame 
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Aufgabe von Frau und Mann“ defi-
niert, was zwar auf Gleichstellung deu-
ten soll, faktisch aber die „Ehe für alle“ 
ebenso ignoriert wie die Existenz von 
Patchworkfamilien, so Sonja Ablinger, 
ehemalige Vorsitzende des Österreichi-
schen Frauenrings. Dazu passt die neue 
Ressortverteilung, die nunmehr Frauen 
und Familie bündelt und damit Frauen-
politik tendenziell mit Familienpolitik 
gleichsetzt. Das Leitbild der Familien-
politik scheint ein Alleinverdienermo-
dell zu sein. Damit entsteht das Dilem-
ma, dass die Regierung einerseits ein 
traditionelles Familienmodell fördern, 
zugleich aber Familien mit Migrations-
hintergrund, die häufig dieses Modell 
leben, nicht fördern will. So wurde zu 
Jahresbeginn eine Steuerrückerstat-
tung für (Allein-)Verdiener*innen mit 
Kindern angekündigt. Solche Maßnah-
men richten sich an die gut verdienende 
Mittelschicht und wollen berufstätige 
Frauen wieder in die Familien holen –  
also das genaue Gegenteil von Verein-
barkeit. Erst auf Druck der Opposition  
sollten schließlich auch Alleinerzie-
her*innen berücksichtigt werden.

Vermeintlich heile  
Vergangenheit
Das Regierungsprogramm enthält ein 
dubioses Kapitel „Frauen“ unter der 
Rubrik „Fairness und Gerechtigkeit“. 
Fairness war der Wahlkampfslogan der 
FPÖ und meint in deren Logik die strikte 
Bevorzugung von („echten“) Österrei-
cher*innen gegenüber Migrant*innen. 
„Neue Gerechtigkeit“ war ein Slogan 
der ÖVP und meint im Prinzip das glei-
che. Übersetzt in politische Maßnah-
men ist das z.B. die propagierte Reduk-

tion der Familienbeihilfe (Kindergeld) 
für Arbeitnehmer*innen, deren Kinder 
im Ausland leben, oder die geplante 
Reduktion der Sozialhilfe für Asyl-
werber*innen. Immer geht es darum, 
die Österreicher*innen gegen die Mi-
grant*innen auszuspielen und so zu 
tun, als seien die Immer-schon-Dage
wesenen strukturell benachteiligt ge-
genüber Neuankömmlingen, die (ver-
meintlich aus Faulheit) nicht arbeiten 
und denen der Staat ein Leben „in Saus 
und Braus“ finanziert.
Damit wird suggeriert, dass es ein Zu-
rück in eine vermeintlich heile Ver-
gangenheit geben könne. Im ÖVP-FPÖ-
Weltbild drückt sich diese heile Welt 
auch in Form eindeutiger Geschlech-
terverhältnisse aus. So steht im Re-
gierungsprogramm: „Die Besonderheit 
beider Geschlechter macht den Mehr-
wert für die Gesellschaft sichtbar. Die 
Verschiedenheit von Mann und Frau zu 
kennen und anzuerkennen, ist ein Be-
standteil menschlichen Lebens und 
damit unantastbar mit der Würde des 
Menschen verbunden.“ Wer nun je-
doch glaubt, dem Revival des Diffe-
renzfeminismus beizuwohnen, irrt. 
Ablinger kommentierte dies so: „Seit 
Jahrzehnten kämpft die Frauenbewe-
gung dagegen an, dass das Geschlecht 
über den Lebensentwurf von Menschen 
entscheidet – und ÖVP und FPÖ erklä-
ren dies nun vollmundig zum staatlichen 
Leitprinzip.“ (Österreichischer Frauen-
ring 2017) Auch die Wortwahl ist be-
merkenswert. „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar“ ist ein Zitat aus 
der Menschenrechtserklärung, die nach 
Norbert Hofer (FPÖ) „evaluiert“ wer-
den sollte. Die Europäische Menschen-

rechtskonvention, die in Österreich Ver-
fassungsrang hat, ist der FPÖ ein Dorn 
im Auge, weil sie die rechtliche Grund-
lage für die Asylpolitik bildet. „Evaluie-
ren“ wird in der FPÖ-Diktion mit „ab-
schaffen“ assoziiert.
Abschaffen ist das neue Evaluieren. 
Genau in diesem Stil wurde mit einem 
Großteil der Frauenprojekte verfah-
ren. Anstelle einer sinnvollen Prüfung 
der Förderwürdigkeit wurden die Zah-
lungen einfach gekürzt oder gar gestri-
chen. Auch das Argument, man müs-
se sparen, ist aufgrund der mitunter 
lächerlich kleinen Beträge nicht wirk-
lich überzeugend. Ebenfalls „evaluiert“ 
werden sollen EU-Richtlinien und deren 
Umsetzung. Im bereits seit Juli 2017 
geltenden Deregulierungsgesetz wurde 
eine Abkehr vom sogenannten Gold-Pla-
ting von EU-Richtlinien beschlossen – 
Österreich soll diese Richtlinien also 
nicht mehr „übererfüllen“, sondern nur 
noch die Mindeststandards einhalten. 
Auch das kann frauenpolitisch brisant 
werden. Denn in den Bereichen der 
Gleichstellungs- und Anti-Diskriminie-
rungsmaßnahmen zählte Österreich bis-
her zu den „Übererfüllern“. Gerade die 
EU-Richtlinien waren ein wichtiger Mo-
tor der Frauen- und Geschlechterpolitik 
in Österreich. Dieser Motor ist nun or-
dentlich ins Stottern geraten.
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Wenngleich der Gendergap unter den 
Wähler_innen rechtsextremer und 
(rechts-)konservativer Parteien in Öster
reich immer niedriger wird, haben mit 
52% deutlich weniger Frauen als Män-
ner (62%) die aktuelle Regierung ge-
wählt (SORA/ISA). Gerade Frauen und 
frauenpolitische Organisationen bekom-
men jedoch die negativen Auswirkungen 
der türkisblauen Geschlechterpolitik zu 
spüren. Beunruhigende Auswirkungen 
lassen u.a. die Aufwertungen von Zwei-
geschlechtlichkeit und heteronorma-
tiven Familienvorstellungen, die Ein-
führung von (Zwangs-)Beratungen vor 
Schwangerschaftsabbrüchen, sozialpo-
litische Maßnahmen sowie die Strei-
chung existenzsichernder Förderungen 
für Frauenprojekte befürchten.

„Die Besonderheit beider  
Geschlechter“
Obgleich das Kapitel „Frauen“ im Pro-
gramm der türkisblauen Regierung 
„Zusammen. Für unser Österreich“ 
nur knapp zweieinhalb der insgesamt 
rund 180 Seiten umfasst, bleiben auch 
Frauen nicht von ihren besorgniserre-
genden Vorhaben verschont. So steht 
beispielsweise die Vorstellung eines 
biologistisch konstruierten und komple-
mentär gedachten Geschlechterdualis-
mus, der einzig „Männer“ und „Frauen“ 
(versehen mit naturgegebenen We-
sensmerkmalen und Unterschieden) als 
mögliche Identitätsentwürfe zulässt, 
im Kapitel zu „Fairness und Gerechtig-
keit“ festgeschrieben: „Die Besonder-
heit beider Geschlechter macht den 
Mehrwert für die Gesellschaft sicht-
bar. Die Verschiedenheit von Mann und 
Frau zu kennen und anzuerkennen, ist 

ein Bestandteil menschlichen Lebens 
und damit unantastbar mit der Würde 
des Menschen verbunden.“ Hinter die-
ser Formulierung verbirgt sich die nicht 
nur im Rechtsextremismus weit ver-
breitete Überzeugung, wonach Män-
ner und Frauen „gleichwertig, aber 
nicht gleichartig“ seien. Entgegen al-
len sozialwissenschaftlichen Erkennt-
nissen und gesellschaftlichen wie auch 
rechtlichen Entwicklungen werden Un-
terschiede damit nicht als sozial kon-
struiert – und damit auch veränderbar – 
verhandelt. Die (Re-)Etablierung dieser 
geschlechterpolitischen Vorstellungen 
seitens der Regierung als gesellschaft-
liches Leitbild zielt nicht zuletzt auf die 
Wiederherstellung einer vermeintlich 
natürlichen Geschlechterordnung und 
der damit verbundenen Geschlechter-
rollen ab. Unmittelbar damit verbun-
den sind nicht nur die Exklusion und Ab-
wertung anderer Lebensentwürfe, die 
diesen normativen Vorstellungen nicht 
entsprechen, sondern auch eine zuneh-
mende Beschränkung der erweiterten 
Möglichkeiten für Frauen sowie der 
Versuch, sie (wieder) in traditionelle, 
einschränkendere Rollen zurückzudrän-
gen. Kaum verwunderlich, dass Frauen 
im Regierungsprogramm in erster Linie 
als Mütter (oder als Frauen mit Migrati-
onshintergrund) angesprochen werden.

Exklusive Familien und  
Sprache
Ein ähnlicher antiquierter Zugang lässt 
sich auch an dem im Regierungspro-
gramm festgeschriebenen Familienbe-
griff ablesen, der „Familie“ einzig „als 
Gemeinschaft von Frau und Mann mit 
gemeinsamen Kindern“ definiert. Da-

durch werden Alleinerzieher_innen, 
Patchworkfamilien und Familien mit 
gleichgeschlechtlichen Paaren, die seit 
geraumer Zeit zur selbstverständlichen 
gesellschaftlichen Realität geworden 
sind, bewusst ausgeschlossen und 
stattdessen die durch die politischen 
Errungenschaften der letzten Jahr-
zehnte (Ehe für alle, Adoptionsrechte 
etc.) in Frage gestellte traditionelle, he-
teronormative, bürgerliche Kleinfamilie 
mit ihren starren Geschlechterstereo-
typen aufgewertet. Obgleich politische 
Maßnahmen für homosexuelle Men-
schen im Regierungsprogramm gänzlich 
ausgespart werden, verbirgt sich hinter 
der Propagierung heteronormativer Fa-
milienbilder auch ein homofeindlicher 
Backlash gegen die steigende Akzep-
tanz für alternative Lebensformen und 
Familienkonstellationen. Diese Bestre-
bungen könnten langfristig zu einer 
erneuten Verschlechterung – vorerst 
auf der symbolischen, möglicherwei-
se langfristig aber auch der rechtlichen 
Ebene – führen.
Im Regierungsprogramm steht außer-
dem festgeschrieben, dass geschlech-
tergerechte Sprache „nicht auf Kosten 
der Verständlichkeit praktiziert wer-
den“ dürfe, was u.a. von Verteidigungs-
minister Mario Kunasek (FPÖ) bereits 
sehr wörtlich genommen wurde. Ob-
gleich es nie eine verbindliche Rege-
lung für das österreichische Bundes-
heer gegeben hatte, führte er in einem 
Kronenzeitungs-Interview aus, dass 
„feministische Sprachvorgaben [...] die 
gewachsene Struktur unserer Mutter-
sprache bis hin zur Unlesbarkeit und 
Unverständlichkeit“ zerstören würden 
und er daher das Binnen-I wieder ab-

DIE (ANTI-)GENDER-POLITIK DER REGIERUNG
Judith Goetz
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schaffen wolle. Auch Frauenministerin 
Juliane Bogner-Strauß (ÖVP) positio-
niert sich eher ambivalent. So meint sie 
in verschiedenen Interviews einerseits, 
„Gendern schafft Awareness“, anderer-
seits sprach sie aber auch davon, dass 
es teilweise „nicht die Verständlich-
keit“ fördere und sie es dann „nicht für 
sinnvoll“ erachte.1

Pragmatische Feministin
Die Frauenministerin inszeniert sich 
zudem als „pragmatische Feministin“, 
die die Dinge einfach angehen wol-
le.2 Davon ist jedoch bislang abseits 
ihres pragmatischen Umgangs mit 
dem sehr geringen Budget, das für ihr 
Ressort vorgesehen ist, und dem Ein-
satz für den „Familienbonus“, den sie 
als „Riesenschritt“ bewertet, wenig 
zu merken. Wie inzwischen hinlänglich 

bekannt wurde, hilft der von der Regie-
rung hochgepriesene Steuerbonus von 
1500 Euro pro Kind ausgerechnet jenen 
am wenigsten, die es am dringendsten 
benötigen würden, da er ein relativ ho-
hes Mindesteinkommen voraussetzt, 
um überhaupt davon profitieren zu kön-
nen. Auch das Frauenvolksbegehren 2.0  
wollte die ÖVP-Politikerin nicht un-
terschreiben, ihr gingen die 50% Ge-
schlechterquote sowie die Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden zu weit. 
Damit ist sie nicht alleine, da auch die 
weiteren Minister_innen der Regierung 
die Initiative nicht unterstützten. Ins-
gesamt lässt sich aus dem Regierungs-
programm sozial- wie auch wirtschafts-
politisch kein Verbesserungspotenzial 
für die Situation von Frauen ablesen. 
Zwar finden sich darin u.a. ein Bekennt-
nis zur Frauenförderung in der Berufs-

welt, abseits von einer angestrebten 
„Einkommenstransparenz“ jedoch kei-
ne weiteren Maßnahmen, um Einkom-
mensunterschiede zwischen Männern 
und Frauen zu reduzieren oder Frauen 
vor Diskriminierung (am Arbeitsplatz) zu 
schützen.

Arme Frauen?!
Insbesondere auch die angekündigten 
Einschränkungen und Streichungen von 
Sozialleistungen, von denen Frauen 
in der Regel stärker abhängig sind, 
werden erhebliche Auswirkungen für 
Frauen mit sich bringen und insbe-
sondere Alleinerzieherinnen oder so-
zioökonomisch benachteiligte Frauen 
weiter in die Armut bzw. Armutsgefähr-
dung treiben. So betreffen beispiels-
weise die angedachte Reduzierung  
von Ruhezeiten sowie die Zumutung  
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längerer Anfahrtswege für Teilzeitkräfte  
insbesondere Frauen. Auch von der 
neuen Mindestpensionsregelung profi-
tieren in erster Linie Männer, da Frauen 
ab ihrem 20. Lebensjahr bis zum regu-
lären Pensionsantrittsalter ohne Unter-
brechungen gearbeitet haben müssten, 
um die dafür nötigen 40 Pensionsjahre 
zusammen zu bekommen.3 Zwar sollen 
Kinderbetreuungszeiten angerechnet 
werden, dem Umstand, dass Frauen ge-
rade im Alter bessere finanzielle Ab-
sicherung benötigen würden, weil sie 
ganz besonders von Altersarmut be-
troffen sind, und der Aufbau von Pen-
sionszeiten mit deutlich mehr Schwie-
rigkeiten für Frauen verbunden ist, wird 
nicht Rechnung getragen. So scheint 
auch eine Unterhaltssicherung für Al-
leinerziehende wieder in weitere Ferne 
zu rücken.
In einem schriftlichen Interview mit 
den ‚an.schlägen‘ ließ die Frauenmini-
sterin außerdem wissen, dass „[e]ine 
gesetzliche Neuregelung der Fristenlö-
sung derzeit [...] kein Thema“ sei.4 Da-
mit legt sie die Vermutung nahe, dass 
sich daran noch etwas ändern könnte. 
Zum Thema Abtreibung bzw. Schwan-
gerschaft wird im Regierungsprogramm 
festgehalten, dass schwangere Frauen* 
„besonderer Unterstützung“ bedürften. 
Damit ist aber nicht gemeint, dass sie 
in ganz Österreich selbstbestimmt und 
ohne finanzielle Hürden über den wei-
teren Verlauf der Schwangerschaft 
entscheiden dürfen. Als Maßnahme 
wollen FPÖVP im Gegenteil eine „me-
dizinische und soziale Beratung vor ge-
planten Schwangerschaftsabbrüchen“ 
einführen. Diese sind jedoch weniger 
als Unterstützung, sondern vielmehr 

als zusätzliche Hürden zu verstehen, 
da Frauen* an – im schlimmsten Fall 
verpflichtenden – Beratungen teilneh-
men sollen, bevor sie eine Abtreibung 
auf legalem Wege in Anspruch neh-
men können. Das würde für Frauen* in 
ländlicheren Bereichen, wo die Versor-
gung schlecht ist, eine große organisa-
torische, aber auch finanzielle Heraus-
forderung bedeuten. Auch präventive 
Maßnahmen, um ungewollte Schwan-
gerschaften zu reduzieren, sind nicht 
weiter vorgesehen.

Instrumenteller  
Gewaltschutz
Ähnlich beunruhigend sind auch die im 
Regierungsprogramm angekündigten 
Maßnahmen zur Gewaltprävention. 
Sie richten den Fokus auf „zugewan-
derte, geflüchtete Frauen“ und betrach-
ten Gewalt gegen Frauen in erster Linie 
als Problem von Migrant_innen. So ist 
der Einsatz von Außenministerin Karin 
Kneissl, sich auch außenpolitisch für die 
Gleichstellung der Geschlechter einzu-
setzen zu wollen und eine Million Euro 
Aktivitäten gegen weibliche Genitalver-
stümmelung (FGM) zu widmen, sehr löb-
lich. Gleichzeitig aber lässt die Regie-
rung kein Interesse für eine Vielzahl von 
Gleichstellungs- und Benachteiligungs-
fragen erkennen, die die österreichische 
Mehrheitsgesellschaft betreffen sowie 
Männergewalt innerhalb ebendieser. 
Dadurch wird die rassistische Externa-
lisierung von Gewalt als vorwiegend in 
migrantischen Communities anzutref-
fendes Problem fortgesetzt. In eine 
ähnliche Kerbe, Geschlechtergerechtig-
keits- und Gewaltschutzthemen zu eth-
nisieren, schlägt auch das angedachte 

Kopftuchverbot bei unter zehnjährigen 
Mädchen. Die angekündigten 100 zu-
sätzlichen Plätze für von Gewalt be-
troffene Frauen in den nächsten vier 
Jahren werden hingegen von Gewalt-
schutz-Expert_innen sowie Vertreter_
innen verschiedener Gewaltschutzein-
richtungen als „zu wenig“ eingeschätzt. 
Auffallend ist außerdem, dass die Re-
gierung in diesem Zusammenhang stets 
von Notunterkünften, nicht jedoch von 
Frauenhäusern spricht.
„Gewaltschutz als neuer Schwerpunkt“ 
des Frauen- bzw. Familienministeriums 
wird neuerdings auch als „Argument“ 
angeführt, um die massiven finanziellen 
Kürzungen von frauenpolitischen Förde-
rungen zu legitimieren. Umso verwun-
derlicher, dass gleichzeitig zahlreiche 
Maßnahmen aus dem Gewaltschutzbe-
reich von Kürzungen aus dem Innenmi-
nisterium betroffen sind, wie beispiels-
weise Schulungen von Polizist_innen 
durch Trainer_innen aus den Frauenhäu-
sern, Beratungen von Familien in Krisen-
situationen, bei denen Gewalt ebenfalls 
ein häufiges Thema ist, oder auch die Fi-
nanzierung der Ringvorlesung „Eine von 
Fünf“ an der Uni Wien, die Themen rund 
um häusliche bzw. geschlechtsspezi-
fische Gewalt an Frauen aufgreift und 
Studierenden näher bringt. Insgesamt, 
so wurde kürzlich bekannt, wurden fe-
ministischen und frauenpolitischen Ver-
einen, Projekten aus dem Kunst-, Kul-
tur- und Bildungsbereich, Zeitschriften, 
Beratungs- und Interventionsstellen 
sowie dem Klagsverband für Diskrimi-
nierungsbetroffene rund 700.000 Euro  
gestrichen. Zwar handelt es sich oft-
mals nur um „kleinere Beträge“, die 
aber gerade für viele kleinere Vereine 
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existenzsichernde Auswirkungen hat-
ten. Dass die Kürzungen erst im Laufe 
der letzten Wochen bekannt wurden, 
bringt zudem viele Vereine in Notla-
gen, da Förderungen bereits eingeplant  
wurden.

Solidarität
Die auf Bundesebene gesetzten Maß-
nahmen verdeutlichen nicht zuletzt, 
mit welchem Tempo die Regierung ver-
sucht, frauenpolitische Arbeit zu ver-
unmöglichen, Frauenprojekte einzu-
schüchtern und die feministischen 
Verbesserungen in Hinblick auf Gleich-
berechtigung, die teilweise von eben-
jenen Vereinen (mit-)erkämpft wurden, 
wieder rückgängig zu machen. Bleibt zu 
hoffen, dass sich die betroffenen Pro-
jekte nicht einschüchtern lassen und 
zumindest der Status quo durch alter-
native Finanzierungsmöglichkeiten auf-
rechterhalten werden kann.

Gerade das Beispiel Oberösterreich, 
wo sich feministische und frauenpoli-
tische Organisationen bereits seit 2015 
mit einer schwarz-blauen Landesre-
gierung auseinandersetzen müssen, 
hat gezeigt, dass feministische Ver-
eine nicht so einfach klein zu kriegen 
sind. Ende 2017 wurde dort die Strei-
chung sämtlicher Fördergelder für ei-
nige Frauenorganisationen mit der Be-
gründung, dass die Tätigkeit dieser 
„nach den neuen Förderkriterien nicht 
mehr zum Kerngeschäft des Frauen-
referats“ gehöre, bekannt. Unter den 
Hashtags #Ohne Uns – Viel Spaß oder 
#frauenlandretten wurden in Ober
österreich wichtige Initiativen geschaf-
fen, um feministischen Anliegen Gehör 
zu verschaffen und dafür auch gesell-
schaftliche Solidarität zu erhalten, die 
nun auch auf Bundesebene gefragt ist.
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„Vor 100 Jahren haben Frauen das 
Wahlrecht erkämpft. Jetzt ist es höchst 
an der Zeit, weiterzugehen.“1 Für Demo-
kratie kämpfen heißt nicht nur, formal-
demokratische Errungenschaften vor 
den jetzigen Angriffen zu retten, son-
dern Demokratie auch weiterzuentwi-
ckeln und Machtverhältnisse und das 
Wirtschaftssystem zu transformieren. 
Hier sind sieben Thesen über den Zu-
stand der Demokratie und demokra-
tische Perspektiven zur Diskussion ge-
stellt sowie sieben Schritte formuliert, 
die jede und jeder für eine lebendige 
Geschlechterdemokratie setzen kann.

Soziale Sicherheit und 
Zeit-Demokratie
Demokratie braucht solide Grundlagen. 
Dazu gehören nicht nur funktionierende 
Regeln demokratischer Entscheidungen 
über das Parlament und direkte Betei-
ligungsmöglichkeiten. Wirtschaftliche 
und soziale Sicherheit für alle Men-
schen muss ein Bestandteil unseres 
Verständnisses von Demokratie wer-
den. Sozialstaatliche Errungenschaften 
müssen verändert und gestärkt werden –  
und nicht abgebaut. Öffentliche Leis-
tungen sind zu sichern, es braucht eine 
tragfähige Basis für Mitgestaltung. Ge-
schlechterdemokratie bedarf der Um-
setzung sozialer und wirtschaftlicher 
Rechte als Grundpfeiler.
Demokratie braucht Zeit. Gerade Frauen 
sind – aufgrund der Vielfachbelastung –  
permanent in Zeitnot. Demokratie re-
volutionieren heißt sicherstellen, dass 
Zeit für alle wichtigen Tätigkeiten für 
alle verfügbar ist. Zeit für die Sorge 
um einander und ein gutes Zusammen-
leben, Zeit für politisches Tätigsein, 

Zeit für Erwerbsarbeit und auch Zeit 
für sich selbst. Frigga Haug hat mit der 
Vier-in-einem-Perspektive die Forde-
rung gestellt, dass für alle vier Bereiche 
gleich viel Zeit da sein muss. Das be-
deutet Verkürzung der Lohnarbeit, mehr 
Zeit für politisches Engagement und 
Beteiligung aller an allen gesellschaft-
lichen Aufgaben.

Unterwanderung der  
Demokratie
Die Demokratie ist nicht erst seit der 
Angelobung der neuen österreichischen 
Regierung in Gefahr. Schritte zum Ab-
bau demokratischer Errungenschaften 
auf Ebene der Europäischen Union, in 
Österreich und international wurden 
und werden still und leise, aber kon-
tinuierlich gesetzt. Durch Machtver-
schiebung zugunsten von neoliberalen 
Eliten, einer kleinen Gruppe extrem rei-
cher Menschen (fast nur Männer), mul-
tinationaler Konzerne und liberalisierter 
Finanzmärkte wird schrittweise HERR-
schaft im wahrsten Sinne des Wortes 
gefestigt. Und die zarten Ansätze einer 
Geschlechterdemokratie sind im Ent-
schwinden.
Durch das finanzmarktgetriebene Sys
tem des Neoliberalismus verlieren ein-
zelne Länder zunehmend an Gestal-
tungsmacht. Finanzinstitutionen und 
multinationale Konzerne setzen Staaten 
unter Druck, z.B. durch Korruption, Er-
pressung und Verlagerung von Produk-
tionsstätten. Enorme Ungleichheiten ge-
fährden Demokratie und Beteiligung.
Die Kurz-Regierung ist dafür ein deut-
liches Symbol. Gegen großzügige Par
teispenden werden die Interessen der 
Industrie gegen diejenigen der Bevölke-

rung durchgepeitscht. Beispielsweise 
der 12-Stundentag und die Aushöhlung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung sind 
großzügige Geschenke an Konzerne, zu-
lasten von uns allen. Engagierten Ver-
einen – und besonders gezielt feminis-
tischen Vereinen – werden die ohnehin 
minimalen Finanzierungen entzogen, 
um ihre kritische Arbeit zu torpedieren.
Immer noch – oder, angesichts der be-
drohlichen Entwicklungen in Österreich 
und anderswo, immer mehr – wird die 
falsche Hoffnung auf die EU projiziert, 
dass sie die Demokratie retten wird. 
Dieses Image wird auch symbolisch ze-
lebriert, wie jüngst im Falle Ungarns.

EU untergräbt demokratische 
Grundfesten
Aber es gilt genau hinzuschauen: Die 
EU unterminiert schrittweise gezielt 
zentrale demokratische Errungenschaf-
ten. Das Budget gilt als Königsrecht 
des Parlaments. Nicht zufällig, denn 
Budgetpolitik ist in Zahlen gegossene 
Gesellschaftspolitik. Und gleichzeitig 
ein Spiegel der Machtverhältnisse.
Völlig unbemerkt von der Öffentlichkeit 
hat die EU das Budgetrecht des Parla-
ments unterwandert. Die Regierungen 
müssen jährlich ihre budgetpolitischen 
Prioritäten der EU-Kommission vorle-
gen, noch bevor das Budget ins Parla-
ment kommt. Zentrale budgetpolitische 
Weichenstellungen werden nicht mehr 
im Parlament beschlossen, sondern 
von Brüssel vorgegeben. Und das ab-
seits des EU-Parlaments, in den Kanä-
len der männerdominierten Bürokratie 
der EU-Kommission in Abstimmung mit 
dem Rat, wo die Finanzministerien al-
ler EU-Länder zusammenkommen. Über 

EINE LEBENDIGE DEMOKRATIE –  
RETTEN, REPARIEREN, REVOLUTIONIEREN
Elisabeth Klatzer
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Budgetregeln und wirtschaftspolitische 
Empfehlungen werden – ganz abseits 
von demokratischen Mechanismen – 
Gesundheits-, Pensions- und Pflegeaus-
gaben als „Risiko für finanzielle Nach-
haltigkeit“ angeprangert und so Druck 
in Richtung Schwächung der sozialen 
Sicherheit aufgebaut. Das ist ganz im 
Sinne von Mario Draghi, der Präsident 
der Europäischen Zentralbank ist und 
als ehemaliger Goldman Sachs-Mann, 
einer der global führenden Invest
mentbanken, die Interessen der globa-
len Finanzindustrie nicht vergisst. Er hat 
bereits vor Jahren erklärt: „Das europä-
ische Sozialmodell ist Vergangenheit!“ 
Aus Sicht der Finanzindustrie verständ-
lich, da ja bei mangelnder öffentlicher 
Versorgung gewaltige Profite mit Ge-
sundheit, Pflege und Pensionen zu er-
warten sind.
Wenn’s hart auf hart geht, werden auch 
noch schärfere Geschütze aufgefahren: 
Das wurde am Beispiel Griechenlands 
deutlich, wo die demokratisch gewählte 
fortschrittliche Syriza-Regierung durch 
Drohungen der Europäischen Zentral-
bank, den griechischen Banken den Zu-
gang zu liquiden Mitteln abzuschnei-
den, in die Knie gezwungen wurde.
Die EU ist im Kern ein Projekt zur Durch-
setzung neoliberaler Interessen. Und in 
Sachen Gleichstellung hat die EU schon 
lange „den Rückwärtsgang eingelegt“ 
(Klatzer/ Schlager 2017).

EU treibt Militarisierung 
voran
Im Dezember 2017 wurde über die EU 
die Verpflichtung für Mitgliedstaaten 
eingeführt, das Militärbudget regelmä-
ßig zu erhöhen – ja, diese Verpflichtung 

gilt auch für das neutrale Österreich. 
Spätestens seitdem zeigt sich der wah-
re Charakter deutlich: Es geht um den 
Abbau des Sozialstaates und sozialer 
Absicherung – da muss laut EU-Regeln 
und -Vorgaben gekürzt werden. Aber 
gleichzeitig ist genug Budget für stei-
gende Ausgaben für Waffen und Mili-
tarisierung vorhanden. „Wettbewerbs-
fähigkeit“ lautet der EU-Kampfbegriff 
für die Durchsetzung der Interessen der 
Konzerne. Jüngst wurden zig Milliar-
den Euro aus dem EU-Budget und den 
EU-Ländern für Rüstungskonzerne mo-
bilisiert. (Andreu/Klatzer 2018)
In all diesen wichtigen Bereichen hat 
das Europäische Parlament keine Mit-
bestimmung, während Konzernvertre-
terInnen direkt am Tisch sitzen.

Gekaperte EU
Es wird ein System des privilegierten 
Zugangs von Großkonzernen zur Ent-
scheidungsfindung in der EU begünsti-
gt: über die Europäische Kommission, 
über sogenannte Expertengruppen, 
über ein intensives Lobbying und über 
den fliegenden Wechsel zwischen füh-
renden Positionen in der EU und Jobs 
in der Industrie (Alter-EU 2018). Da die 
transnationalen Konzerne überwiegend 
in Männerhand sind, kommt es hier zu 
einer männlich dominierten Einfluss-
nahme.
Dieses System gefährdet massiv demo-
kratische Strukturen, nicht nur in der 
EU bezogen auf das Europäische Par-
lament, sondern auch in den EU-Mit-
gliedstaaten, da viele der EU-Regeln im 
Interesse der Konzerne massive Aus-
wirkungen in den Ländern haben. Und 
damit verlieren Frauen ihren hart er-

kämpften Einfluss in Parlamenten und 
anderen demokratischen Strukturen de 
facto auch wieder.

Vermögenskonzentration 
stärkt HERRschaft
Durch die Vermögenskonzentration in 
Männerhand gibt es viele Mechanis-
men der Machtausübung, oft versteckt 
und unsichtbar. Netzwerke – oft män-
nerbündisch strukturiert – üben großen 
Einfluss auf politische Entscheidungen 
aus. In Österreich ist das nicht nur der 
drastisch gestiegene Einfluss von Bur-
schenschaften in der Regierung, auch 
Österreichs männerdominierte Wirt-
schaftselite hat viele direkte Kanäle, 
die demokratische Entscheidungen vor-
wegnehmen. Neoliberale Think Tanks, 
oft von Vermögenden und Industrie fi-
nanziert, üben getarnt als „unabhängige 
Experten“ entscheidenden Einfluss, um 
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eine Politik in ihrem Interesse durchzu-
setzen. Davon gibt es nicht nur interna-
tional eine große Anzahl, sondern auch 
in Österreich wurden seit den 1990ern 
über 20 konzernnahe Think Tanks ge-
gründet, u.a. EcoAustria, Weis(s)e Wirt-
schaft oder iv.future direkt, zum Teil 
von der Industriellenvereinigung, zum 
Teil von einzelnen Konzernen gefördert. 
Auch über private Medien üben Vermö-
gende großen Einfluss aus.
Die Konzentration von Einkommen und 
Vermögen nimmt drastisch zu und hat 
extreme Ausmaße erreicht, die mit ei-
ner Demokratie nicht verträglich sind. 
Für eine lebendige Demokratie kämpfen  
heißt daher auch, die gegenwärtige 
Vermögenskonzentration und Wirt-
schaftsstrukturen, die dazu führen, zu 
verändern.

Sieben erste Schritte für  
eine lebendige Geschlechter-
demokratie
Woher kommt Hoffnung für eine Ret-
tung der Demokratie? Insbesondere 
von Frauen, die für eine lebenswerte 
Zukunft kämpfen. Die für substantielle 
Demokratie im Dreigestirn von Politik, 
Ökonomie und Zeit kämpfen, für eine 
neue Verteilung von Vermögen und für 
ein solidarisches Wirtschaftssystem. 
Demokratisch leben bedeutet, solida-
risch miteinander gestalten. Das ist in 
Gefahr. Für Demokratie kämpfen heißt 
Demokratie retten, reparieren und re-
volutionieren. Die Perspektive ist: Ge-
meinsam miteinander, gemeinsam den 
Kampf für Geschlechterdemokratie 
stärken. Gemeinsam in Bewegung sein.
Die großen Zusammenhänge sind über-
wältigend und lassen uns oft ratlos zu-

rück. Doch jede beginnt mit dem ersten 
Schritt. Daher hier meine Vorschläge 
für sieben erste Schritte für eine leben-
dige Geschlechterdemokratie:
1. Feministische Medien abonnieren 
und Abos verschenken.
2. Eine feministische Organisation, die 
besonders von Kürzungen betroffen ist, 
durch Deine Mitgliedschaft stärken.
3. In zivilgesellschaftlichen Organisatio
nen, bei denen Du dabei bist, anregen, 
dass diese den Solidaritätspakt unter-
zeichnen (s. Beitrag von A. Strickner in 
dieser Ausgabe).
4. Deine Wäschekluppen heraussu-
chen und auf Deine Kleidung klammern. 
Immer welche dabeihaben, um sie 
auch weiterzugeben. Der Impuls dazu 
stammt aus dem Solidaritätspakt. „Ma-
chen wir vielfältige, lebendige Solidari-
tät und Widerstand sichtbar. Lasst uns 
alle mit unseren Klammern zeigen, dass 
sich Widerstand regt gegen Angst, Ver-
einzelung und Hass! Österreich zeigt 
#zusammenHalt!“
5. Deine Bilder von der EU hinterfragen 
und gängige EU-Mythen prüfen: Ent-
sprechen diese der Realität? Lass Dich 
nicht von den euphorischen Anrufungen 
der EU täuschen.
6. Widerstand zeigen und Dich über das 
EU-Militärprojekt genannt PESCO infor-
mieren – und anderen davon erzählen, 
dass Österreich sich in der EU zur regel-
mäßigen Erhöhung des Militärbudgets 
verpflichtet hat, während so viele Aus-
gaben für Wichtiges gekürzt werden.
7. Überlegen, was für Dich Teil einer le-
bendigen Demokratie ist, und wie Du 
regelmäßig – einmal im Monat oder öf-
ter? – einen Schritt setzen kannst, die-
se zu stärken.

ANMERKUNGEN
1) Aus der Einladung der Initiative „Sonnenka-
binett“ in Wien unter dem Motto „Mit Sicher-
heit anders. Frauen denken weiter“, die rund 
um 100 Jahre Frauenwahlrecht in der Platt-
form 20000 Frauen entstanden ist.
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Kurz vor der Nationalratswahl 2017  
haben sich auf Initiative von Attac  
Österreich zahlreiche zivilgesellschaft-
liche Organisationen – von der Volkshil-
fe über die Gewerkschaft vida, Umwelt-
schutzorganisationen wie GLOBAL 2000 
und Greenpeace bis hin zu Via Campe-
sina, der Plattform 20.000 Frauen und 
Südwind – zusammengetan, um gemein-
sam einen Solidaritätspakt zum Schutz 
der sozialen Sicherheit und der Demo-
kratie zu schnüren. Diesem Pakt haben 
sich in der Zwischenzeit unzählige wei-
tere Organisationen angeschlossen.
Diese Organisationen verpflichten sich, 
gemeinsam und solidarisch Beistand zu 
leisten
– wenn demokratiepolitische Hand-
lungsspielräume und Instrumente der 
demokratischen Mitbestimmung, die 
für alle relevant sind, eingeschränkt 
werden, 
– wenn einzelne Bevölkerungsgruppen 
oder Organisationen staatlicher Re-
pression ausgesetzt werden.

Warum braucht es diesen  
Solidaritätspakt für  
Demokratie?
Seit Jahren beobachten wir, dass Grund- 
und Menschenrechte zunehmend ausge-
höhlt oder eingeschränkt werden. Auch 
die neue Regierung hat hier bereits eine 
Reihe von Ankündigungen im Regie-
rungsprogramm verankert, die besorg-
niserregend sind. Dazu zählen u.a. die 
2017 erfolgte Einschränkung des Ver-
sammlungsrechtes, das geplante Über-
wachungspaket genauso wie die zuneh-
mende Aushöhlung des Asylrechts oder 
die Einschränkung des Umweltverträg-
lichkeitsprüfungsverfahrens.

Ohne diese Rechte gibt es aber keine 
Demokratie. Ohne eine lebendige und 
von Millionen Menschen unterstützte 
Zivilgesellschaft und Gewerkschaften 
wäre es um Umweltschutz, Menschen-
rechte, Arbeitnehmerrechte, soziale 
Gerechtigkeit und Gleichberechtigung 
schlecht bestellt. Es würden in Öster-
reich Atomkraftwerke stehen, schutz-
suchende Menschen müssten auf der 
Straße leben, das Versammlungsrecht 
wäre 2017 noch mehr eingeschränkt 
worden, es gäbe eine Reihe von Frauen-
rechten nicht und keine starke Arbeit-
nehmerInnenvertretung.
Gewerkschaften und die Zivilgesell-
schaft haben wesentlich dazu beige-
tragen, Österreich lebenswert zu ma-
chen und die Menschen mit Freiheiten, 
Rechten und der Möglichkeit eines 
selbstbestimmten Lebens auszustatten.
Mit dem Solidaritätspakt wollen wir ge-
meinsam für den Erhalt und Ausbau die-
ser Errungenschaften eintreten und uns 
den kommenden Angriffen auf zentrale 
demokratische Freiheiten, Grundrechte, 
den Rechtsstaat, ArbeitnehmerInnen-
rechte und die soziale Sicherheit entge-
genstellen.

Aushöhlung der Demokratie
Der Solidaritätspakt ist vor allem ein 
Kommunikations- und Vernetzungs-
raum, in dem sich die beteiligten Ak-
teurInnen gemeinsam einen Überblick 
über die vielfältigen Angriffe auf die-
se Errungenschaften verschaffen und 
sich über Handlungsmöglichkeiten und 
Ideen des kreativen Widerstands gegen 
diese Angriffe austauschen. Die letzten 
Treffen des Solidaritätspaktes standen 
daher auch im Zeichen des Zusammen-

tragens der politischen Maßnahmen 
und der Strategien der Regierung, mit 
denen sie Demokratie einzuschränken 
versucht oder aushöhlt.
Anfang 2018 war für viele der Akteu-
rInnen bereits klar, welche politischen 
Maßnahmen und Strategien die Regie-
rung verfolgt. Die rasche Verabschie-
dung des Überwachungspakets ge-
hörte genauso dazu, wie das Wissen 
um Kürzungen von Förderungen – bis 
zu 100% für Frauenorganisationen und 
feministische Bildungsvereine oder kri-
tische NGOs in der Entwicklungspoli-
tik. Auch die Kürzung der Mindestsiche-
rung, die zunehmende Aushöhlung des 
Asylrechts oder und geplante Verschär-
fungen für Arbeitslose – Stichwort Ab-
schaffung der Notstandshilfe – wa-
ren damals schon bekannt. Der Umbau 
des ORF in Richtung eines Regierungs-
funks ist auch Teil dieser Agenda – un-
erwartet war für manche, mit welcher 
Geschwindigkeit dieses Thema ange-
gangen wurde. Rund fünf Monate nach 
Angelobung der neuen Regierung war 
der Stiftungsrat bereits umgebaut; seit-
dem ist Norbert Steger, einst FPÖ-Vor-
sitzender, der Chef des Stiftungsrates. 
Bereits Anfang 2019 will die Regierung 
das Österreichische Rundfunkgesetz 
geändert haben.
Das, was Anfang Februar noch nicht 
sichtbar war, sind die Missachtung 
des Parlaments durch die neue Regie-
rung bzw. die Abkehr oder massive Ver-
kürzung von den bisher üblichen par-
lamentarischen Prozessen, in denen 
sich zivilgesellschaftliche Organisati-
onen und die Oppositionsparteien ein-
bringen konnten. Die Art und Weise, 
wie die Regierung den 12-Stunden-Tag  

SOLIDARITÄTSPAKT DER ZIVILGESELLSCHAFT  
FÜR DEMOKRATIE
Alexandra Strickner
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durchgesetzt hat, ist ein bekanntes Bei-
spiel dafür. Eine neue Facette kam über 
den Sommer hinzu: Das Umweltmini-
sterium hat seine Stellungnahme zum 
Standortgesetz der Regierung übermit-
telt, aber nicht öffentlich gemacht. Die 
bisherige Praxis war, dass alle Ministe-
rien ihre Stellungnahmen zu Gesetzen 
veröffentlicht haben.

Langer Atem benötigt
All diese Angriffe zeigen, wie wichtig es 
ist, sich gemeinsam Strategien zu über-
legen oder auch über das eigene The-
menfeld hinaus Kampagnen bzw. Wider-

stand zu unterstützen. Der Widerstand 
organisiert sich – langsam aber sicher. 
Die breite Beteiligung und Mobilisie-
rung für die Demonstration gegen den 
12-Stunden-Tag, der „Dirndl-Protest“, 
die internationale Kritik an der öster-
reichischen Asylpraxis bei homosexuel-
len Asylsuchenden und der Widerstand 
der Unternehmen gegen die Abschie-
bung von Asylwerbern, die eine Lehre 
machen, sind nur einige Beispiele dafür. 
Mehr denn je brauchen wir Räume der 
Vernetzung, des Austausches, der Krea
tivität für neue Strategien des Wider-
stands und einen langen Atem.

Wer morgen in einer Demokratie auf-
wachen will, muss jetzt aktiv werden!
 
ANMERKUNGEN
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Nach der Nationalratswahl vom  
Oktober 2017 war klar, dass es zu  
einer Neuauflage der rechtsextrem- 
konservativen Regierung kommen wür-
de, diesmal also nicht Schwarz-Blau, 
sondern Türkis-Blau und offensichtlich 
deutlich besser vorbereitet als 2000.  
In der politischen Umgebung wirken zu-
dem Parteien wie Jobbik in Ungarn, die 
nationalkonservative Partei Recht und 
Gerechtigkeit (PiS) in Polen und nicht 
zuletzt die Fidesz Viktor Orbáns, deren 
Plakatkampagne gegen George Soros 
unverkennbar antisemitische Züge ge-
tragen hat. Den antidemokratischen 
Reigen ergänzen immer wieder Figuren 
wie Horst Seehofer und Matteo Salvini.  
Hatte das besonders in den eigenen 
Reihen vielfach beschworene politische 
Ausnahmetalent Sebastian Kurz schon 
im Jänner 2016 gemeint, „Es wird nicht 
ohne hässliche Bilder gehen“, freute 
sich Seehofer bei einer Pressekonfe-
renz zum „Masterplan Migration“ im 
Juli 2018 über 69 Abschiebungen nach 
Afghanistan an seinem 69. Geburtstag. 
Die Innenminister (!) Kickl, Seehofer 
und Salvini fühlen sich offenbar in der 
EU-Präsidentschaft Österreichs beson-
ders wohl, treffen sich gerne und über-
treffen sich an Grausamkeit und Ge-
waltphantasien. Geflüchtete an einem 
Ort konzentrieren, abschieben, nicht 
von den Seenotrettungsbooten lassen 
oder gleich in Nordafrika „Anlande-
zentren“ militärisch durchsetzen, wo-
mit FPÖ-Wehrsprecher Reinhard Bösch 
doch noch ein kleiner Tabubruch ge-
lingt. Zu dumm, dass hierorts die Op-
position fehlt, auch wenn immerhin das 
Familienpicknick in Schladming zur Fei-
er der Übernahme des Ratsvorsitzes mit 

einer eindrucksvollen Demonstration in 
Wien gegen den 12-Stunden-Arbeitstag 
kontrastiert wurde. Dass das erst der 
Anfang war, ist kaum zu glauben, wenn 
sich der ÖGB und allen voran ihr Präsi-
dent schon auf die Herbstlohnrunden 
gefreut haben, wo man endlich wieder 
am Verhandlungstisch Platz nehmen 
und mitspielen darf.

Selbstverständlicher  
Widerstand
Demgegenüber haben FPÖ und ÖVP eine 
Agenda, und Rassismus, gerne in seiner 
anti-islamischen Variante, samt Antife-
minismus, helfen populistisch, das neo-
liberale Umbauprojekt voranzutreiben. 
Die EU-Osterweiterung (2004) beende-
te nicht nur die Nachkriegsordnung des 
Kalten Krieges, sondern brachte auch 
den antifaschistischen Konsens inner-
halb der (Wirtschafts-)Union gehörig ins 
Wanken. Während in den 1990er Jahren 
noch unter dem Eindruck der Implosion 
des Realsozialismus nach einem „Dritten 
Weg“ und einem „Jenseits von Links und 
Rechts“ (Blair-Berater Anthony Giddens) 
in mehr oder minder expliziter Anlehnung 
an die Weimarer Republik gesucht wur-
de, sind wir im Zerfleddern der ohnehin 
immer zu dünnen Decke demokratischer 
Errungenschaften weit fortgeschrit-
ten. Der 2000 so selbstverständlich ar-
tikulierte Widerstand war vielfältig und 
konnte sich auch auf einen Weisenrat 
berufen, der zwar ein Ausstiegsszena-
rio aus den EU-Sanktionen suchte, doch 
dabei einer Aufgabenstellung folgte, die 
heute ungewohnt vernünftig klingt. Ge-
prüft werden sollte die „Verpflichtung 
der österreichischen Regierung gegen-
über den europäischen Werten, vor 

allem hinsichtlich Minderheiten, Flücht-
lingen und ImmigrantInnen sowie die 
Entwicklung der politischen Natur der 
FPÖ“.1

Der Widerstand gegen Schwarz-Blau 
war schon in Vor-Facebook-Zeiten de-
zentral organisiert, zudem hielten sich 
organisierte Gruppen in der Mobilisie-
rung deutlich zurück, was auch den Don-
nerstagdemos lange ein breites Ansehen 
und ein vielfältiges antifaschistisches 
Bündnis, das bis in monarchistische 
Kreise reichte, ermöglichte. Daneben 
poppten immer weitere Initiativen auf: 
Es gab Public Netbase und Gett0attack, 
den Widerstand M.U.N.D. und Volxtanz, 
es gab Soundpolitisierung und Electro-
nic Resistance, es gab FreeRePublic und 
eine Widerstandsbäckerei. Dazu Erken-
nungszeichen, um sich auch im Alltag 
nicht allein in seiner Regierungsableh-
nung zu wähnen: Buttons mit Schwarz/
Blau und einem weißen Balken, durch-
gestrichene Mascherl wegen Witzfigur 
Schüssels langjähriger Gewohnheit und 
ein von SOS-Mitmensch eingeführtes 
Logo (Orange Hand und weißes NO vor 
Schwarz/Blauem Kreis) für die große  
Demonstration am 19. Februar, als 
300.000 Menschen organisiert von der 
Demokratischen Offensive am Ballhaus-
platz ihren Protest bekundeten.

Dünne Decke demokratischer 
Errungenschaften
Heute muss man Sebastian Kurz nicht 
nur für seinen völligen Mangel an Em-
pathie und die Beflissenheit seiner sou-
verän zur Schau gestellten Mittelmäßig-
keit hassen, er zwingt durch seinen Pakt 
mit der FPÖ zur inhaltlich genauen Aus-
einandersetzung mit dem organisierten 

STANDORTBESTIMMUNG –  
ES IST WIEDER DONNERSTAG! DO!
Heide Hammer
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Rechtsextremismus. Nach Haiders ver-
geblichen Anfängen, das völkische Ele-
ment, das auch ein burschenschaftliches 
Kennzeichen ist, an der Rand der Partei 
zu drängen, hat man sich vielleicht ange-
spannt, aber doch zurückgelehnt und das 
leidige Thema lieber den ExpertInnen 
des DÖW (Dokumentationsarchiv des 
österreichischen Widerstandes) oder der 
FIPU (Forschungsgruppe Ideologien und 
Politiken der Ungleichheit) überlassen. 
Nach dieser Wahl veröffentlichten das 
Mauthausen-Komitee Österreich eine 
unschöne Sammlung unter dem Titel 
„Die FPÖ und der Rechtsextremismus. 
Lauter Einzelfälle?“ und SOS Mitmensch 
ein Extremismus-Dossier zu Minister-
kandidatInnen und Führungskräften der 
FPÖ. 1998 wurde das Bekenntnis zur 
deutschen Volksgemeinschaft aus dem 
Freiheitlichen Parteiprogramm gestri-
chen, 2011 unter Federführung Norbert  
Hofers wieder aufgenommen. 2014 
musste Andreas Mölzer2 wegen eines 
Vergleichs der EU mit dem „Dritten 
Reich“ und dem Ausdruck „Negerkong-
lomerat“ als FPÖ-Spitzenkandidat für 
die Europa-Wahlen zurücktreten. 2018 
gehört er unkommentiert und vielfach 
u.a. im ORF als Experte interviewt der 
Koordinierungsgruppe der Kommission 
zur historischen Aufarbeitung der Bur-
schenschaften an. Diese Einladungspo-
litik und die fehlende Zusammenschau 
mit dem AG Jus- und JVP-Skandal (ÖH 
Wahl 2017) zu antisemitischen und se-
xistischen Postings in Facebook und 
WhatsApp-Gruppen zeigen einmal mehr, 
wie wenig auf den öffentlich rechtlichen 
Rundfunk Verlass ist, wenn es eine rech-
te Regierung und eine denkbar schwa-
che Opposition gibt.

Aktuelle Proteste
Die Proteste gegen Türkis-Blau zeigen 
sich punktuell und auch wieder konti-
nuierlich: Neben einigen größeren De-
monstrationen, den Omas gegen Rechts 
oder der Burschenschaft Hysteria gibt es 
Music4HumanRights, ein wöchentliches 
Singen „gegen den aufkommenden Fa-
schismus“. Bereits am Tag der Angelo-
bung fand eine klug orchestrierte FRAU-
EN*Protest-NACHT statt. Kürzlich wurde 
unter dem Motto: „Ab 4. Oktober ist 
wieder Donnerstag“ oder kurz „do!“ eine 
kontinuierlichere Aktionsform vorberei-
tet, die ein fixes Zusammenkommen von 
GegnerInnen dieser Regierung eröffnet. 
Dem Kollektiv der OrganisatorInnen geht 
es um eine Standortbestimmung und die 
Erkenntnis, dass die Vorhaben und Be-
schlüsse der nationalen Regierungen 
ebenso wie jene der EU-Ebene anti-de-
mokratische, menschenverachtende und 
allzu oft tödliche Konsequenzen haben.3 
In der Wiederholung kann sich ein wider-
ständiges Wir bilden, das attraktiv für 
viele andere wird, weil das schöne Le-
ben ein ungeteiltes Recht auf Schutz und 
Fürsorge und die Bedingungen für ein 
freies, selbstbestimmtes Leben bieten 
muss. Wir brauchen andere Erzählungen, 
die Sicherheit nicht mit Mauern und Po-
lizei, sondern mit sozialen Verhältnissen 
verbindet. Lohnarbeit fungiert als Grund-
lage eines erfüllten Lebens nur für die 
weitgehenden Besitzlosen. Der Reich-
tum hingegen wird wesentlich vererbt. 
Auch deshalb lautet das Motto von do! 
„Wir sind jetzt zusammen!“, denn auch 
diese Regierung wird sich noch wun-
dern, wer da aller geht!

 

 
ANMERKUNGEN
1) ht tp://www.demokratiezentrum.org/wis-
sen/timelines/die-erste-oevp-fpoe-koalition.
html?type=98
2) Mehr zu Andreas Mölzer: https://www.
d o e w.a t /e r k e n n e n /r e c h t s e x t r e mis mu s/
neues-von-ganz-rechts/biographische-anga-
ben-zu-andreas-moelzer
3) ht tps://www.wienerzeitung.at/themen_
channel/literatur/autoren/987815_Jelinek-
ruft-mit-neuem-Text-zu-Anti-Regierungs-De-
mo-auf.html
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Die unerfreulichen Bilder und aggres-
siven Diskurse scheinen mittlerweile 
fast zum demokratiepolitischen Alltag 
zu gehören. Über produzierte Dramen, 
Untergänge, FeindInnen und Identi-
täten.

Dystopische Erzählungen
AktivistInnen von PEGIDA, die „Patrio-
tischen Europäer gegen die Islamisie-
rung des Abendlandes“, beschwören 
eine Zukunft herauf, in der ihre Enkelin-
nen zur Verschleierung gezwungen sein 
werden und die grundgesetzlichen Wer-
te der heutigen deutschen Mehrheits-
gesellschaft der Scharia gewichen sein 
sollen. Wenn den VertreterInnen der 
„Lügenpresse“ überhaupt auf der Stra-
ße geantwortet wird, fallen die Szenari-
en, die PegidistInnen vor den Mikrofonen 
ausmalen, drastisch aus. Die Angespro-
chenen wirken, als glaubten sie die Hor-
rorszenarien selbst; die Auskunft erfolgt 
in feindseligem Duktus und Habitus, der 
nahe legen soll, dass die Fragenden min-
destens naiv, wenn nicht gar am mul-
tikulturellen Horror mittelbar interes-
siert sein könnten. – Der Untergang des 
Abendlandes steht kurz bevor!?
Das Parteiprogramm der AfD, der „Al-
ternative für Deutschland“, kennt ei-
nige beklemmende Gefahren, die – im 
Umkehrschluss – die politischen For-
derungen der Partei konturieren: Der 
Gender-Wahnsinn schafft die echte 
deutsche Familie ab; der anthropogene 
Klimawandel ist keine wissenschaft-
lich belegte Tatsache. Dem entspre-
chend braucht es endlich wieder eine 
klassische Familienpolitik sowie die so-
fortige Abschaffung der Gender Studies 
an sämtlichen Universitäten; denn deren 

Vertreterinnen betreiben angeblich kei-
ne seriöse Wissenschaft. In der Frage 
der Klimakrise ist die AfD ebenfalls ein-
deutig: Eine Politik der Dekarbonisierung 
ist überflüssig, ja setzt sich gar dem Ver-
dacht aus, mit straffer Regulierung Poli-
tik machen zu wollen. Die Beschwörung 
dystopischer gesellschaftlicher Zustän-
de durchzieht alle rechtspopulistischen 
Erzählungen. – Der Untergang traditio-
neller Werte steht kurz bevor!?
Die angegriffenen „Gegenseiten“ sind 
oft nicht viel weniger drastisch und dra-
matisch. Auch in Teilen des Feminismus 
und unter Anti-RassistInnen kursieren 
düstere Prognosen und auch hier wird 
ein drohender Untergang beschworen: 
das Ende des gesellschaftlichen Anti- 
Rassismus und die Abschaffung der 
emanzipatorischen Fortschritte der Neu-
en Frauenbewegung. „Anti-Genderis-
mus“ heißt das Schreckensszenario, das 
über die Bedrohungen durch einen klas-
sischen Anti-Feminismus hinauszugehen 
vermeint. Der Anti-Feminismus des 20. 
Jahrhunderts, den Susan Faludi (1993) 
Anfang der 1990er Jahre präzise be-
schrieben hat, scheint vergleichsweise 
harmlos gegenüber heutigen „anti-gen-
deristischen“ Attacken. – Der Untergang 
der Gender Studies steht kurz bevor!?

Paradoxe Formen der Nähe
Dass derzeit auf fast allen Seiten des 
öffentlichen Diskurses dystopische (an-
tiutopische) Bilder beschworen werden, 
ist ein auffälliges Phänomen. So schien 
es auch den wenigsten BeobachterInnen 
des internationalen Kulturbetriebs ver-
wunderlich, dass Margaret Atwoods 
(1989) beklemmende, großartige Dy-
stopie „Der Report der Magd“ nach der 

Wahl Donald Trumps erneut zu einem 
Bestseller wurde. Atwoods Beschrei-
bung eines extrem frauenverachtenden 
theokratischen Patriarchats, das die Ge-
bärfähigkeit von Frauen diktatorisch an- 
und enteignet, traf offenbar die Ängste 
engagierter BürgerInnen weltweit. Der 
Sexist im Weißen Haus schien unmittel-
bar auf eine gynophobe und misogyne 
totalitäre Gesellschaft zu verweisen.
Dystopien, Dramen, Untergänge auf al-
len Seiten: Solche auf den ersten Blick 
paradox erscheinenden Näheformen 
zwischen Gruppen und Einstellungen, 
die als politische FeindInnen auftreten 
und sich wortreich als solche inszenie-
ren, sind ideenhistorisch und argumen-
tationslogisch keineswegs neu. Ich nen-
ne nur drei aus sehr unterschiedlichen 
Zeiten/Kontexten stammende Diagno-
sen dieses Strukturmusters:
a) In ihrer unübertroffenen klassischen 
Analyse der „Elemente und Ursprünge 
totaler Herrschaft“ findet Hannah Arendt 
(1991) eine lange Liste von Merkmalen, 
die Stalinismus und Nationalsozialismus 
strukturell teilen: gesellschaftliche Ato-
misierung und der Verlust von traditio-
nellen Zugehörigkeiten, eine zerstörte 
gemeinsame Welt(erfahrung) bis hin zur 
Desinteressiertheit am eigenen Wohler-
gehen, ein spezifisches Geschichtsbild, 
die Verachtung für Fakten und Reali-
täten, eine überkomplexe Strukturlosig-
keit bzw. institutionelle Multiplikation 
von Zuständigkeiten, die Konstruktion 
von Feindschaft, die jede/n treffen kann 
(„objektiver Gegner“), die Massenmobi-
lisierung und „Zwiebelstruktur“ der to-
talitären Bewegung, Denunziation und 
Terror bis zur physischen und biographi-
schen Vernichtung.

DYSTOPISCHE ERZÄHLUNGEN IN DER  
DEMOKRATISCHEN GEGENWART
Barbara Holland-Cunz
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b) In ihrer (nach eigener Aussage) er-
staunlich zustimmend rezipierten Analy-
se „eine(r) Art untergründiger Wahlver-
wandtschaft zwischen Feminismus und 
Neoliberalismus“ skizziert Nancy Fraser 
(2009: 55) einen Zusammenhang zwi-
schen der Entwicklung der Neuen Frau-
enbewegung und der Entfaltung des 
neoliberalen Kapitalismus in den ver-
gangenen vier Jahrzehnten. Der Feminis-
mus konnte vom aufkommenden Neoli-
beralismus in Dienst genommen werden, 
da ersterer sich der radikalen Impulse 
der Analysen und Visionen aus der An-
fangszeit entledigte und eine gleichsam 
individualisierte Idee von Freiheit an die 
Stelle der Gesellschaftskritik setzte.  
Fraser beschreibt damit eine strukturelle 
Ähnlichkeit zwischen zwei Perspekti-
ven auf Politik und Gesellschaft, die sich 
nach Herkunft, Mittel und Zielen diame-

tral gegenüberstehen müssten. Beson-
ders bemerkenswert ist Frasers Kritik 
an der Verschiebung der feministischen 
Ökonomie-Kritik auf kulturalistische und 
identitätspolitische Topoi.
c) In ihrer kürzlich erschienenen, hoch 
aktuellen Analyse der Nähe zwischen 
Salafisten und Rechtsextremisten zeigt 
Julia Ebner (2018), wie sich die Rheto-
riken der Hetze auf den beiden feind-
lichen Seiten ähneln, die gleicherma-
ßen Frauenfeindlichkeit, Medien- und 
Politikerhass zu ihren Kernelementen 
zählen und sich wechselseitig in ihrem  
Extremismus verstärken. Ihre Analy-
se ist vergleichbar aufschlussreich, da  
auch Ebner (2018: 110-148) zeigt, dass 
und wie der globale Aufstieg der Iden-
titätspolitik die Entstehung vielfältiger 
Extremismen befördert. Derartige Nar-
rative bedienen die Formierung trösten-

der Identitätsvorstellungen, die gegen 
die beängstigende globalisierte Realität 
abschotten sowie Sinn, Utopie und Zu-
gehörigkeit erzeugen (vgl. Ebner 2018: 
87) und einer Eliten-Kritik (Affekte gegen 
das „Establishment“) ein sprechendes 
Fundament verleihen. Einer „Viktimi-
sierung des ‚Wir’“ korrespondiert eine  
„Dämonisierung des ‚Anderen’“ und 
macht Vorstellungen von Endkampf und 
Krieg (Ebner 2018: 52 f.) plausibel.

Lust an Dramatik und  
Düsternis
Die aktuellen Szenarien vom drohenden 
Untergang (wahlweise des Abend-
landes, der Familie, der Gender Studies, 
etc.!) und die damit verbundenen Selbst-
stilisierungen als jeweils letzte Verteidi-
gerInnen der Demokratie heroisieren die 
eigenen Anstrengungen für die gerechte  
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Mission und erzeugen in der Folge pa-
radoxe Formen der Nähe zwischen Po-
sitionen, die sich ausdrücklich feindlich 
gegenüberstehen. „Oft sind jene Orga-
nisationen, die sich am entschiedensten 
ablehnend gegenüberstehen, die besten 
Spiegel der Ideologien und Narrative des 
jeweils anderen.“ (Ebner 2018: 63) So 
entsteht das seltsame Phänomen, dass 
die liberale repräsentative Demokratie 
westlicher Provenienz sowohl von ihren 
KritikerInnen als auch von ihren selbst er-
klärten VerteidigerInnen mit Prognosen 
vom drohenden Untergang konfrontiert 
wird und sich die polarisierten Positio
nen in der Dramatik der Untergangssze-
narien zu berühren scheinen.
Dem gegenwärtigen öffentlichen Dis-
kurs scheint eine (klamm)heimliche Lust 
an Untergangsszenarien zugrunde zu lie-
gen, die dem wenig aufregenden real-
demokratischen Alltag dramatische Er-
zählungen entgegenhalten und damit 
gleichsam demokratiepolitische Leben-
digkeit erzeugen wollen. Latente Verach-
tung für demokratische Alltagsmühen 
befeuern die Erzählungen; AktivistInnen 
und LeserInnen werden über gewaltige 
Narrative mobilisiert. Auch dieses Struk-
turmoment ist nicht neu: Die Lust an der 
Dramatik begleitet die sozialen Kämpfe 
und Bewegungen in der gesamten neu-
zeitlichen Historie, wie meine bald vier-
zigjährige Arbeit zur Ideen- und Real
geschichte von Utopie und Dystopie 
nahelegt. Bewegungspolitische Auf-
bruchszeiten sind utopiefreundlich, Kri-
senzeiten ganz und gar nicht.
In diesem Sinne entsprechen die Bil-
der demokratiepolitischer Düsternis, 
die sich derzeit überall beobachten las-
sen, der breit geteilten Diagnose von 

den multiplen Krisen, die spätestens mit 
Klimakrise und Weltfinanzkrise augen-
fällig geworden sind. Während in den 
Hochzeiten der Neuen sozialen Bewe-
gungen visionäre Erzählungen von den 
Chancen gesellschaftlicher Transforma-
tion in Demokratie, Geschlechterverhält-
nis und Ökologie berichteten, fallen sol-
che Szenarien heute dem Urteil anheim, 
mindestens naiv, viel eher aber dumm, 
irreal und utopistisch zu sein. Wer ge-
sellschaftsanalytisch etwas auf sich 
hält, diagnostiziert vehement gesell-
schaftliche Spaltungen, demokratiepoli-
tische Feindseligkeit bei den FeindInnen 
der eigenen Sache, postdemokratische 
Verschwörungen der ökonomischen Eli-
te und mediale Falschmeldungen aller  
(S)Orten.

Heroisierung des eigenen 
Handelns
Das ist nur auf den ersten Blick irgend-
wie ärgerlich und strategisch durch-
sichtig. Auf den zweiten Blick ist der 
allseitige Dauerdiskurs über die gefähr-
dete Demokratie und die damit verbun-
dene Heroisierung des eigenen retten-
den Handelns fragwürdig und spiegelt 
die Gefährdungen wider, die sich „die 
Demokratie“ seit der Jahrtausendwen-
de durch mangelnde Befassung mit den 
globalen Krisen gleichsam selbst beige-
bracht hat: durch eine anti-direktdemo-
kratische Apologetik (rechtfertigende 
Verteidigungsrede) der alternativlosen 
Repräsentation, eine internationalis-
tische Apologetik der Globalisierung als 
wunderbaren Gewinn für alle und eine 
kulturalistische Fortschritts-Apologe-
tik der Identitätspolitik an Stelle sozio-
ökonomischer Gerechtigkeitspolitiken. 

Die Lage ist somit „hausgemacht“ und 
eine harsche Reaktion auf die Vielfach-
krise und ihre Ignorierung durch die bis 
dato „Volksparteien“. So konnte die hoch 
problematische Situation entstehen, 
dass die rechtspopulistischen Gefähr-
derInnen der Demokratie die Wieder-
herstellung der Demokratie (Kritik des 
ungerechten Globalismus und der iden-
titätspolitischen Hegemonie) mit einiger 
Plausibilität für sich selbst beanspru-
chen, während die liberale Elite wiede-
rum jegliche Legitimität des Demokra-
tischen ausschließlich für sich selbst in 
Anschlag bringt.
Der Rechtspopulismus ist aber keines-
wegs eine dümmliche Irreführung des 
dummen Volkes, sondern eine macht-
politisch kluge Strategie, die an den re-
alen Fragen der krisenhaften Gegenwart 
und ihrer systematischen Nicht-Lösung 
„andocken“ kann. Würde die liberale Eli-
te nicht einfach selbstverständlich für 
sich in Anspruch nehmen, die Demokra-
tie alleine und legitim zu repräsentie-
ren, ja geradezu die Demokratie zu sein 
und mit diesem hegemonialen undemo-
kratischen Anspruch der populistischen 
Gegenseite Einspruch und Protest versa-
gen, könnte die Verdüsterung des demo-
kratischen Diskurses nicht so erfolgreich 
sein. Die gefährdete Demokratie wird zu 
einer allgemein geteilten Wahrnehmung, 
einer Ikone der Gegenwart. Wer die-
se Sicht nicht teilt, kennt sich nicht aus 
oder/und führt Böses im Schilde; wer et-
was auf sich hält, malt düstere Bilder.
Die vielfachen Krisen seit der Jahrtau-
sendwende sind nicht nur nicht gelöst, 
sie sind nicht einmal ausreichend herr-
schaftlich wegmoderiert worden.1 Bis 
heute ist beispielsweise die Tobin Tax, 
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im Zuge der Weltfinanzkrise als Regula-
tionschance diskutiert, nicht eingeführt 
und die CO2-Emissionen sind nicht we-
niger, sondern mehr geworden – um nur 
zwei „echte“ globale Düsternisse zu nen-
nen. Dass die westlichen Demokratien in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten vor 
allem den identitätspolitischen Fort-
schritt vorangebracht haben, hat für 
nicht wenige BürgerInnen eine funda-
mentale Fremdheit im eigenen Land er-
zeugt, die Arlie Russell Hochschild (2017) 
in ihren analytischen Reportagen aus 
Louisiana, Heimat von Tea-Party und 
Rechten, so eindrucksvoll schildert.

Eine fremd gewordene Welt
In den Berichten stellt sich heraus, dass 
sich Hochschilds GesprächspartnerInnen 
durch die liberale Elite zu Unrecht als 
dumm, sexistisch, rassistisch und ho-
mophob geschmäht fühlen und unter ei-
ner mangelnden Anerkennung ihrer tra-
ditionell amerikanischen Lebensweise 
leiden. Das, was Hochschild die Tiefen-
geschichte dieser empfundenen Miss-
achtung nennt, liest sich nicht wie ein 
Problem sozialer Ungleichheit, sondern 
kulturellen Nicht-Gesehenwerdens, ob-
gleich man/frau doch zum Kern des ame-
rikanischen Traums zählt und hart arbei-
tet, um ihn für sich zu realisieren. Dass 
der Staat vermeintlich nicht hart arbei-
tende Personengruppen politisch und fi-
nanziell unterstützt und bevorteilt, da-

mit sie sich ebenfalls den Traum erfüllen 
können, stößt auf scharfe Abwehr und 
vielfältige Ressentiments, die sich mas-
siv vor allem gegen den Staat als Akteur 
illegitimer Identitätspolitiken richten.
Hochschild bleibt bei allem, was sie 
während der Jahre ihrer Forschung hört, 
stets freundlich zugewandt und um Ver-
ständnis bemüht; eindrucksvolle selbst-
reflexive Überlegungen begleiten ihre 
Beobachtungen. Hochschilds (Selbst-)
Versuch, der scheinbar unverständi-
gen/unverständlichen Gegenseite em-
pathisch zuzuhören und deren Motive 
ernsthaft verstehen zu wollen, bildet 
eine große Ausnahme in den akuten 
Kämpfen um die dystopische Meinungs-
führerInnenschaft, die einem düsteren 
Überbietungswettbewerb gleichkommt.
Mit einem solchen Verstehens-Versuch 
wird der eigene politische Narzissmus 
ausdrücklich nicht unterstrichen, können 
die eigenen Reihen ausdrücklich nicht 
binnenstrukturell repressiv geschlos-
sen werden, können nachdenkliche Töne 
nicht selbstgerecht überschrie(b)en wer-
den. Wo aber bereits Zuhören verdäch-
tig wird, da ist die Demokratie wirklich 
in Gefahr. Und den „Falschen“ zuzuhö-
ren, gilt heute tatsächlich schon als po-
litisch verdächtig. Dass moderne Demo-
kratien aber im Kern auf dem Gespräch 
zwischen Fremden und nicht zwischen 
FreundInnen der gleichen sozialen Blase 
basieren, haben bedeutende zeitgenös-

sische DemokratietheoretikerInnen im-
mer und immer wieder verdeutlicht. Und 
dass moderne Demokratien im Kern auf 
der wechselseitigen Anerkennung iden-
titätspolitischen Desinteresses an Stelle 
permanenter „Markierungen“ beruhen.

ANMERKUNGEN
1) Die Krisen wurden ausdauernd ignoriert, 
noch nicht einmal beschwichtigt oder ent-
schärft oder vernebelt. Es wurde nicht für 
wichtig genug gehalten, darüber ideologisch 
beschönigend zu sprechen.
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Demokratie befindet sich stets in einem 
zumindest latenten Widerspruch zwi-
schen dem universalistischen Anspruch 
einer „egalitären Rechtsgemeinschaft“ 
(Habermas 1996: 139) und der Begren-
zung aller real existierenden Demokra-
tien durch die Definition des „demos“, 
also des Volks, von dem alle politischen 
Rechte ausgehen. Dies verdeutlicht sich 
bereits in zwei klassischen Definitionen 
von Demokratie, der Lincoln-Formel und 
dem Kampfruf der Französischen Revo-
lution. Abraham Lincoln definierte De-
mokratie als Regierung des Volkes, für 
das Volk und durch das Volk und blieb 
dabei (historisch durchaus verständ-
lich) die Antwort auf die Frage schul-
dig, wer denn nun zum Volk gezählt 
werden sollte. Die Französische Revo-
lution forderte Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit – und machte schon mit 

dieser Formulierung deutlich, dass nicht 
alle gleich frei sind, im konkreten Fall 
die Schwestern. Dieser ursprüngliche 
Ausschluss ist bis heute spürbar – wie 
Derrida schreibt, wird die Schwester zu 
einem Spezialfall des Bruders. (Derri-
da 2000: 11 f.) Doch auch wenn der Be-
griff der Brüderlichkeit durch einen ge-
schlechtsneutralen Term ersetzt wird, 
etwa durch Freundschaft oder Solidari-
tät, bleibt die Exklusion bestehen. Da-
rauf weist Derrida in seinem Verständ-
nis von Demokratie als Gemeinschaft 
der Freund_innen hin, die begrenzt blei-
ben muss und in der Mehrheiten ge-
zählt und errechnet werden müssen. 
(Derrida ebd.: 37)

Nation als Konstruktion
Freundschaft, Solidarität oder gar kol-
lektive Identität sind nötig, damit ich 

den anderen Gleichfreiheit (Balibar 
2010) zugestehe und etwa Mehrheits-
entscheidungen akzeptiere, die gegen 
meine eigenen Interessen stehen. De-
mokratie braucht daher Begrenzung – 
kollektive Identität, die Definition eines 
„Wir“ impliziert stets und notwendiger-
weise die Definition derer, die nicht zu 
„uns“ gehören.
In zeitgenössischen Demokratien wird 
diese Form des Zusammenhalts übli-
cherweise über die Zugehörigkeit zur 
gleichen Nation erzeugt. Die Nation 
ist selbstverständlich eine Konstruk-
tion, in der aus vergangenen Ereignis-
sen und Erwartungen für die Zukunft 
eine Form der Einheit geschaffen wird. 
Doch ist diese Konstruktion sehr wirk-
mächtig und Versuche, sie zu schwä-
chen, sind bisher weitgehend geschei-
tert, wie etwa die Bemühungen um die 
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Bildung einer EU-Identität zeigen. So-
wohl in der Wirtschaftskrise als auch 
in der Krise, die sich aufgrund des poli-
tischen Umgangs mit Massenflucht seit 
2015 entwickelte, wurde deutlich, dass 
es zwischen den EU-Mitgliedsstaaten 
nur geringe Solidarität gibt. Dies zeigte 
sich etwa am Umgang mit der ökono-
mischen Situation in Griechenland oder 
am Scheitern eines Verteilungsmecha-
nismus für Geflüchtete in der EU.
Die Begrenzung der Demokratie, die 
Definition des „demos“ ist notwendig, 
die Definition dieser Begrenzung jedoch 
kontingent. Es spricht viel dafür, dass 
ein Verständnis von Demokratie als 
national verfasst, zwar historisch be-
gründbar, aber für zeitgenössische Mi-
grationsgesellschaften ungeeignet ist. 
Aus der politischen Theorie und Praxis 
kennen wir daher auch Bemühungen, 
Demokratie neu zu verstehen – etwa 
in Form des Slogans, „tous qui sont ici, 
sont d’ici“ – alle, die hier sind, gehö-
ren auch hierher. Auf der Ebene man-
cher Städte und Kommunen wird diese 
Vorstellung zumindest partiell durch ein 
Wahlrecht aufgrund von Wohnbürger_
innenschaft umgesetzt.
Insgesamt ist zu konstatieren, dass Na-
tionalstaatlichkeit und Demokratie im-
mer stärker zueinander in Widerspruch 
geraten. Habermas etwa sieht die Span-
nung zwischen universeller Demokratie 
und nationalstaatlicher Ordnung als un-
problematisch an, solange Staatsbür-
gerschaft kosmopolitisch und nicht eth-
nozentrisch verstanden wird. (Habermas 
ebd.) Doch genau dies scheint nicht mehr 
zu gelingen. Der Nationalstaat zieht sei-
ne Stärke zunehmend aus seiner be-
haupteten ethnischen Fundierung und 

verschleiert damit auch seine abneh-
mende ökonomische Regulierungsfunk-
tion gegenüber einem global agierenden 
Kapitalismus.

Horizont politischen 
Handelns
Dies wirft die Frage auf, inwieweit über-
haupt noch von Demokratie gesprochen 
werden kann, wenn immer mehr Men-
schen von politischen Rechten aus-
geschlossen werden und zugleich Ge-
setzen unterworfen sind, die sie nicht 
mitbestimmen dürfen. Diese Frage lie-
ße sich eventuell durch ein Konzept der 
Wohnbürger_innenschaft lösen – doch 
abgesehen davon, dass wir von der 
realpolitischen Implementierung einer 
solchen heute weiter entfernt sind als 
noch vor einigen Jahrzehnten, bleibt 
auch diese Lösung letztendlich norma-
tiv unbefriedigend.
Denn über lange Zeit hinweg bedeute-
te Demokratie auch und wesentlich zu-
nehmende Demokratisierung, das Zu-
geständnis von politischen Rechten an 
weitere Bevölkerungsgruppen (etwa 
durch die Einführung des Frauenwahl-
rechts) und das Bemühen um Demo-
kratisierung von immer weiteren ge-
sellschaftlichen Bereichen. Demokratie 
wäre daher nicht als die Beschreibung 
existierender politischer Systeme zu 
verstehen, sondern als ein Horizont 
politischen Handelns. (Laclau/Mouffe 
1991: 220)
Nimmt mensch diese Vorstellung eines 
normativen Horizonts der Demokratie 
ernst, so stellen sich allerdings Fra-
gen, die über die politischen Rechte 
von Personen im nationalen Territori-
um hinausgehen. Sind Mehrheitsent-

scheidungen legitim, die die Rechte von 
Menschen beschneiden, die sich (noch) 
nicht auf diesem Territorium befinden? 
In Zeiten der Abschottung der europä-
ischen Grenzen auch um den Preis von 
zahlreichen toten Geflüchteten im Mit-
telmeer ist dies eine Frage von kaum 
zu überschätzender Brisanz. Doch das 
grundlegende Problem tritt z.B. auch bei 
der Frage des Beitritts neuer Mitglieds-
staaten zur EU auf: Ist es legitim, dass 
diejenigen, die bereits in der EU sind, 
über diejenigen abstimmen, die eintre-
ten wollen? Und es findet sich in etwas 
anderer Form auch in Hinblick auf Fra-
gen des Umwelt- oder Klimaschutzes, 
da hier politische Entscheidungen der 
Gegenwart vermutlich die Lebensqua-
lität und Überlebenschancen künftiger 
Generationen gravierend beeinflussen 
werden, ohne dass diese eine Mitspra-
chemöglichkeit haben.

Mehr als Mehrheits
entscheidungen
Eine ähnliche grundlegende Proble-
matik lässt sich auch in Bezug auf die 
Entscheidungsfindung politischer Be-
wegungen definieren. Die Mitglied-
schaft in einer Organisation und die 
Rechte und Pflichten, die sich daraus 
ergeben, sind relativ einfach zu be-
stimmen. Doch politische Bewegungen 
verstehen sich häufig als offen für alle, 
die teilnehmen wollen. Dies bedeutet 
in der Praxis, dass diejenigen entschei-
den, die bei einer Versammlung anwe-
send sind – auch dies ist eine unbe-
friedigende Situation. Und ebenso wie 
staatliche Demokratien legitimieren 
sich auch politische Bewegungen oft 
über universalistische Ideale und die 
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Vertretung von Interessen, die über 
diejenigen der unmittelbar Beteiligten 
hinausgehen.
Daher stellt sich die grundlegende Fra-
ge, ob Demokratie sich tatsächlich al-
lein über formale Regeln verwirklichen 
lässt, oder ob es substanzieller, inhalt-
licher Vorgaben bedarf, um die Legiti-
mität von Mehrheitsentscheidungen zu 
beurteilen. Dies würde bedeuten, dass 
inhaltliche Kriterien für solche Ent-
scheidungen entwickelt werden müs-
sen – was selbstverständlich die Ge-
fahr essentialistischer Setzungen birgt.
Andererseits bedeutet Demokratie von 
je her mehr als die Akzeptanz von Mehr-
heitsentscheidungen. Demokratien le-
gen grundlegende Normen in Verfas-
sungen fest, die zumindest größerer 
Mehrheiten für ihre Änderung bedürfen. 
In diesen Verfassungen sind üblicher-
weise auch die Rechte von Minderheiten 
festgeschrieben. Und funktionieren-
de Demokratien sind als Rechtsstaaten 
verfasst und schützen so durch proze-
durale Regeln den/die Einzelne_n vor ei-
ner möglichen Willkür der Mehrheit.
Vielleicht lassen sich auf ähnliche Wei-
se substantielle Aspekte der Demokra-
tie beschreiben, nicht in konkreter, son-
dern in struktureller Form. Ausgehend 
von der Definition von Demokratie als 
Horizont lässt sich etwa das Postulat der 
ständigen Demokratisierung, des Ein-
schlusses von immer mehr Individuen, 
Gruppen und Themen in die Demokratie 
legitimieren – was etwa die Entschei-
dung schwer legitimierbar machen wür-
de, Migrant_innen aus nicht-demokra-
tischen Gesellschaften den Eintritt in 
eine demokratische Gesellschaft zu er-
schweren oder zu verunmöglichen.

Öffentliche 
Konfliktaustragung
Auf ähnliche Weise lässt sich mit dem 
kategorischen Imperativ in der Fas-
sung von Heinz von Förster argumentie-
ren: „Handle stets so, dass die Anzahl 
der Wahlmöglichkeiten größer wird!“ 
(von Foerster 1993: 234) Wenn die An-
zahl der Wahlmöglichkeiten tenden
ziell auf die Weltbevölkerung bezogen 
wird, schließt dies manche national-
staatliche Mehrheitsentscheidungen 
normativ aus. Und auch in politischen 
Bewegungen könnte eine Grundlage 
für Entscheidungen aus dem abgeleitet 
werden, was für die meisten Mitglieder 
der Bewegung (unabhängig von ihrer 
physischen Anwesenheit) oder für die-
jenigen am besten ist, für die sich die 
Bewegung einsetzt.
Es wäre allerdings illusionär (und wohl 
nicht einmal wünschenswert), dass sich 
aufgrund solcher Überlegungen einheit-
liche entscheidungsleitende Positionie-
rungen ergeben. Um noch einmal auf 
die Frage von Asyl und Migration zu-
rückzukommen: Abseits von rechter Ab-
schottungspolitik und ethnozentrischen 
Narrativen finden sich hier durchaus di-
vergierende Positionen, die von der Öff-
nung aller Grenzen bis hin zur Unter-
stützung in den Herkunftsländern sowie 
Schutz der sozialen Rechte von denjeni-
gen reichen, die bereits hier sind.
Es bedarf also funktionierender poli-
tischer Öffentlichkeiten, in denen Kon-
flikte ausgetragen werden können, um 
Demokratie nicht nur prozedural, son-
dern auch substantiell zu einem nor-
mativ wünschenswerten Modell zu 
machen. Die Transnationalität zeitge-
nössischer Öffentlichkeiten gibt Anlass 

zur Hoffnung, dass Demokratie sich da-
mit zumindest tendenziell von natio-
nalem Egoismus lösen kann.
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Sozial-ökologische Transformation – 
was etwas sperrig klingt, ist der gut 
ein Jahrzehnt alte Versuch, emanzipa-
torischen gesellschaftlichen Wandel 
zu gestalten und zu erforschen im Hin-
blick auf die Probleme, die zahlreich und 
mitunter existentiell das Leben und Zu-
sammenleben auf der Erde gefährden. 
‚Sozial-ökologisch‘ ist dabei sowohl Ge-
genstand als auch Richtung der Trans-
formation; es geht ihr um die Verbindung 
gesellschaftlicher und ökologischer Kon-
flikt- und Handlungsfelder, die in globaler 
Perspektive ohnehin untrennbar mitei-
nander verbunden sind1, mit dem Ziel, 
sozial-ökologisch gerechte und nach-
haltige Gesellschaften zu schaffen. Ent-
wickelt hat sich der Begriff der sozial- 
ökologischen Transformation als Sam-
melbegriff progressiver Bewegungen, 
die sich meist in wachstumskritischer 
Opposition zum Konzept der ‚nachhal-
tigen Entwicklung‘ sehen und somit in 
der Funktionslogik des wachstumsba-
sierten, industriekapitalistischen Wirt-
schaftssystems und der Lebensweise 
moderner Industriegesellschaften nicht 
die Lösung, sondern die eigentliche Ur-
sache der Nachhaltigkeitsprobleme se-
hen. Zudem erstreckt sich die Systemkri-
tik auf die Politik; auf Forderungen nach 
mehr Demokratie, Emanzipation von un-
gerechtfertigten Herrschaftsverhältnis-
sen und einer breiten, politischen De-
batte darüber, wie wir als Gesellschaft 
im 21. Jahrhundert eigentlich leben 
möchten und wie das organisiert wer-
den kann, ökologisch, gerecht und demo-
kratisch (vgl. Brand 2007). Zahlreiche der 
sozial-ökologischen Transformation zu-
geneigte (teils dezidiert feministische) 
Ansätze und Konzepte existieren in For-

schung und Praxis, wie beispielsweise 
Postwachstum/Degrowth, Commons, 
Sorge/Care, Gemeinwohlökonomie, oder 
Gutes Leben für Alle. Oft wird auch auf 
Konzepte, Weltsichten und Bewegungen 
Bezug genommen, die ihren Ursprung 
im Globalen Süden haben und radikale 
Alternativen zum westlichen Entwick-
lungsmodell darstellen oder fordern, wie 
etwa Via Campesina, Zapatistas, Indige-
nous Sovereignty, ökologisches Swaraj, 
Buen Vivir, Ubuntu oder Livelihood (vgl. 
Wichterich 2013; Asara et al. 2015).
Warum kommt eine sozial-ökologische 
Transformation trotz ihrer Chancen und 
Potentiale nicht voran? Die hier vertre-
tene These: Im Wege steht ihr die impe-
riale Lebensweise, an der wir wider bes-
seres Wissen festhalten.

Die imperiale Lebensweise
Das Konzept der imperialen Produktions- 
und Lebensweise wurde von Ulrich 
Brand und Markus Wissen (u.a. Brand & 
Wissen 2011) eingeführt und in der Fol-
ge aufgegriffen, konkretisiert und teils 
weiterentwickelt (vgl. z.B. ILA Kollektiv 
2017). Obwohl keines seiner Elemente 
radikal neu ist, bringt es komplexe Zu-
sammenhänge überschaubar auf den 
Punkt und bietet einen Erklärungsan-
satz, inwiefern unsere ‚westliche‘ Le-
bensweise für die globalen Probleme 
unserer Zeit ursächlich verantwortlich 
ist, und weshalb eine Änderung dieser 
Lebensweise so schwer ist, trotz der 
zunehmend verbreiteten Einsicht, dass 
‚es so nicht weitergehen kann‘. Entspre-
chend gibt das Konzept auch Hinweise 
darauf, wo für gesellschaftlichen Wan-
del anzusetzen wäre. ‚Lebensweise‘ 
meint dabei nicht individuelle Lebens-

stile, den selbst gewählten ‚Lifestyle‘, 
sondern ist ausdrücklich eine Struktur-
kategorie und hebt somit ab auf unsere 
gemeinsame Alltagskultur und Alltags-
praktiken, die damit verbundene Wirt-
schafts- oder Produktionsweise sowie 
deren ermöglichende materielle und in-
stitutionelle Strukturen.
Imperial ist diese Lebensweise insofern, 
als sie die systematische und prinzipiell 
grenzenlose Aneignung und Ausbeutung 
von Arbeitskraft und Biosphäre in glo-
balem Maßstab voraussetzt, unter Zu-
hilfenahme rechtlicher und militärischer 
Mittel. Im Kern beschreibt das Konzept 
also die Ausbeutung von Mensch und 
Natur, etwa durch Produktion und Ent-
sorgung unserer Nahrungsmittel, Klei-
dung, Elektronik oder Energie. Die impe-
riale Lebensweise ist dabei notwendig 
exklusiv: Sie ist nicht nachhaltig in dem 
Sinne, dass sie niemals von allen Men-
schen auf diesem Planeten gleichzei-
tig gelebt werden kann, erst recht nicht 
in die unbestimmte Zukunft hinein; sie 
ist biophysikalisch wie sozialstruktu-
rell nicht verallgemeinerbar und somit 
einer Minderheit vorbehalten. Deutlich 
wird dies, wenn man sich vor Augen 
hält, dass beispielsweise weniger als 
10% der Weltbevölkerung überhaupt je 
in einem Flugzeug saßen oder nur rund 
10% der Weltbevölkerung für 80% der 
motorisierten Kilometer verantwort-
lich sind; empirisch nachgewiesen ist 
damit die alltägliche Mobilität eindeu-
tig ein Privileg einer kleinen globalen 
Oberschicht. Dennoch ist zunehmend 
die Intensivierung und globale Ausbrei-
tung der imperialen Lebensweise fest-
zustellen; neue Märkte werden laufend 
erschlossen sowohl geographisch als 
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auch durch die Kommodifizierung neuer 
Bereiche. Immer mehr Menschen welt-
weit ‚steigen auf‘ in die lohnarbeiten-
de und zahlungskräftige ‚transnationale 
Verbraucherklasse‘ (vgl. Sachs 2005). 
Wesentliches Merkmal ist schließlich 
auch ihre systematische Auslagerung 
oder Externalisierung negativer Fol-
gen auf Andere in Raum und Zeit (vgl.  
Lessenich 2016); gemeinhin bekanntes 
Beispiel hierfür ist der Klimawandel, 
aber auch der Export unserer vielen, 
schnell obsolet gewordenen digitalen 
Geräte als Elektroschrott nach Afrika 
oder der Bau gesundheitsschädlicher In-
frastruktur fernab wohlhabender Wohn-
gebiete.

Warum ist diese Lebensweise 
so stabil?
Zum einen ist sie tief verankert in den 
gesellschaftlich geteilten, öffentlich 
immer wieder artikulierten Normali-
tätsvorstellungen von modernem, kom-
fortablen Alltagsleben, dem ‚Common 
Sense‘ unserer Alltagspraktiken: im-
perial ist es bspw. normal, wenn wir 
Auto fahren, im Discounter einkaufen, 
Smartphones benutzen, Schuhe aus 
Kinderarbeit kaufen oder eine Versi-
cherung abschließen. Damit verbun-
den sind allgemein akzeptierte Vorstel-
lungen von Fortschritt; die imperiale 
Lebensweise bedeutet Wohlstand und 
Entwicklung, auch und gerade für Län-
der des Globalen Südens, die sich mög-
lichst genau so ‚entwickeln‘ sollen. Sie 
ist also normalisiert durch einen breit 
getragenen Konsens ihrer Attraktivi-
tät, allerdings auch durch Zwang: struk-
turell vorgegeben und an Erwartungen 
und Anerkennung geknüpft, ist sie 

Norm auch in dem Sinne, dass es nur 
wenige umfassende, praktikable Alter-
nativen gibt.
Zweitens ist die imperiale Lebensweise 
so stabil, weil sie ‚in Beton gegossen‘ 
ist durch physisch-materielle Infrastruk-
turen wie Straßen, Flug- und Übersee-
häfen, Kraftwerke, Breitbandnetze, 
Gewerbeparks und Supermärkte, aber 
auch Banken, Finanz- und Arbeitsmär-
kte sowie besonders die Logistik hinter 
all dem: sie ermöglichen und begünsti-
gen manches Verhalten und verunmög-
lichen anderes, unabhängig von unserer 
Haltung dazu (unzureichende öffent-
liche Nahverkehrsverbindungen, keine 
sicheren Radwege und ständig neuer 
Straßenbau etwa begünstigen das Auto 
als Verkehrsträger).
Drittens wird diese Lebensweise auf-
rechterhalten durch ihre politisch-recht-
liche und nicht zuletzt gewaltförmig-mi-
litärische Absicherung durch mächtige 
Institutionen und Akteure, die etwa durch 
Gesetze, gezielte Subventionierung, 
Handels- und Investitionsabkommen 
oder strategische Militärinterventionen 
die über Jahrhunderte gefestigten, im-
perialen Ausbeutungsstrukturen auf-
rechterhalten und weiter verfestigen, 
um den unbegrenzten globalen Zugriff 
auf Arbeit und Ressourcen sicherzustel-
len. Beispielhaft für eine solche Politik 
stehen die Rohstoffinitiative der EU, 
die der viel beschworenen Digitalisie-
rung ihre materielle Basis sichern soll, 
oder die sogenannten Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen der EU mit den 
AKP-Staaten. Neben staatlichen sind 
es private Akteure (Unternehmen und 
ihre Verbände, Banken usw.), die hier 
entsprechend ihrer Interessen Einfluss 

nehmen. Die imperiale Lebensweise ist 
somit alles andere als ein ‚Selbstläu-
fer‘; sie wird kontinuierlich und gezielt 
forciert unter der Devise Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit.
Viertens wird sie durch ‚grüne‘ Schein-
lösungen stabilisiert, die suggerieren, 
dass wir am fossilen Industriekapitalis-
mus nichts fundamental verändern müs-
sen, um nachhaltig leben zu können. Dies 
umfasst praktisch das gesamte Feld der 
offiziellen Umwelt- und Klimapolitik, die 
unter dem Leitbild von ‚Green Economy‘, 
‚grünem‘ oder ‚nachhaltigem Wachs-
tum‘ Instrumente wie Emissionshandel, 
‚Offsetting‘, ‚Bio‘-Treibstoffe, Effizienz 
und nachhaltigen Konsum fördert –  
Maßnahmen, die kein Problem lösen, 
zahlreiche Folgeprobleme schaffen und 
von der Notwendigkeit ablenken, echte 
Veränderungen anzugehen.
Betont sei auch noch einmal das im Kon-
zept der imperialen Lebensweise starke 
Motiv der Kritik an imperialen Kontinui
täten, Neokolonialismus und ‚Entwick-
lung‘ und damit die Frage, was es für 
außereuropäische Gesellschaften be-
deutet, wenn diese Lebensweise ag-
gressiv im Namen von Wachstum und 
Entwicklung vorangetrieben wird, also 
Strukturen der imperialen Industrie-
gesellschaft (inkl. Bildung, Arbeit und 
Konsum) exportiert und so andere Le-
bensweisen und Gesellschaftsformen 
verdrängt werden. Es bedarf also kol-
lektiver Ansätze und umfassender 
Strukturveränderungen.

Potential der  
Wirtschaftsdemokratie
Wo ließe sich für eine sozial-ökologische 
Transformation wirksam ansetzen?  
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Die Ebenen der Stabilisierung der im-
perialen Lebensweise können gleich-
zeitig als Ansatzpunkte für deren Über-
windung betrachtet werden. Somit gilt 
es, erstens, den Common Sense da-
rüber, was normal, was Freiheit und 
Wohlstand ist, öffentlich herauszufor-
dern, die alltäglichen imperialen Denk-
muster und Handlungsweisen und be-
sonders den Zwang dazu im Alltag 
kritisch zu benennen. Infrastrukturen 
können, zweitens, nur mittel- und lang-
fristig durch politische Einflussnahme 
abgewickelt oder verändert werden 
(z.B. im Hinblick auf den Aufbau dezen-
traler, demokratisch kontrollierter Ener-
giesysteme). Drittens, braucht es eben-
falls breit getragenen, politischen Druck 
sowie interne Einflussnahme auf Insti-
tutionen und Akteure, um politisch-in-
stitutionelle Rahmenbedingungen zu 

verändern, und schließlich, viertens, 
Scheinlösungen als solche zu entlarven.
Dies allerdings kann nicht genügen. 
Tatsächlich ist ein wesentliches Pro-
blem, dass Menschen heute als Abhän-
gige von Erwerbsarbeit und Konsum in 
Strukturen von Industriegesellschaft 
und repräsentativer, ‚marktkonformer‘ 
Demokratie an grundlegenden Ent-
scheidungen in Wirtschaftsfragen rela-
tiv wenig ändern können; sie sind Räd-
chen im System, die selbiges täglich 
neu reproduzieren. Die Entscheidungs-
macht darüber, was weshalb in wel-
chen Mengen mit welchen Ressourcen 
produziert wird, und wo warum womit 
wie viel gearbeitet wird, liegt bei einem 
kleinen Kreis von Menschen in Unter-
nehmenszentralen oder Staatsbüro-
kratien, die nach Motiven von Gewinn, 
Wachstum und Wettbewerb entschei-

den. Materielle Basis und Reproduktion 
der Gesellschaft sowie das alltägliche 
Wirtschaftsgeschehen entziehen sich 
also allgemeiner Mitsprache.
Hier liegt nun Potential im Ansatz der 
Wirtschaftsdemokratie; nicht nur als 
betriebliche Mitbestimmung in einem 
ansonsten unveränderten Wirtschafts-
system, sondern in viel substantielle-
rem Sinne gemeint: als Gewaltenteilung 
zur Kontrolle wirtschaftlicher Macht so-
wie als das gleiche Recht aller auf Mit-
bestimmung und -gestaltung in ökono-
mischen Fragen, analog zu politischer/
staatlicher Demokratie (vgl. Johanisova 
& Wolf 2012).2 Dies würde Selbstbestim-
mung oder deutlich erweiterte Mitbe-
stimmung über Sinn und Zweck, Mit-
tel und Ressourcen von Produktion und 
Arbeit (sowie von Konsum, Verteilung, 
Handel, Investitionen, Geldschöpfung, 
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Eigentum und Märkten) bedeuten, was 
neben bekannten demokratischen Or-
ganisationsformen neue Foren der Ent-
scheidungsfindung und Gewaltenteilung 
auf verschiedenen, dezentralen Ebenen 
erforderte. Demokratische Verfahren in 
diesem Sinne sind bereits Kern vielfäl-
tiger Debatten und Praxis weltweit –  
die als umfassender wirtschaftsdemo-
kratischer Ansatz zusammengeführt 
werden müssten: so etwa Commons 
(Helfrich & Bollier 2015) und Landrech-
te, Energiedemokratie, Wassersouve-
ränität, Sorgeräte, Ökoswaraj/radikale 
ökologische Demokratie (Kothari 2016), 
Parecon/partizipative Ökonomie (Albert 
& Hahnel 1991), Schulden-Audits, Tran-
sition Towns, Ernährungssouveränität, 
bspw. verwirklicht im Prinzip der Solida-
rischen Landwirtschaft.

Arbeit demokratisieren
Für Wirtschaftsdemokratie und nach-
haltige Formen des Wirtschaftens wäre 
es allerdings nötig aus der gesellschaft-
lichen Sackgasse herauszukommen, die 
das Festhalten an Wachstum und Be-
schäftigung als Universalziele bedeu-
tet. Hilfreich hierbei ist die Tradition 
der Arbeitskritik (vgl. u.a. Weeks 2011; 
Frayne 2015; Gronemeyer 2012; Hirsch 
2015), die wertvolle Perspektiven zur 
Kritik an der Arbeitsgesellschaft bie-

tet: der historisch-kulturell einmalige 
Umstand, dass Erwerbsarbeit im Zen-
trum der Gesellschaft steht und den 
Ausschluss aus dieser begründet; Kri-
tik an Arbeitsmärkten: sie machen aus 
menschlicher Arbeitskraft eine Ware 
und verknappen sie künstlich; Kri-
tik der modernen Arbeitsideologie: die 
pauschale moralische Annahme, dass 
Nichtstun schlecht, Produktivität gut 
und Arbeit Selbstzweck ist. Arbeitskri-
tik oder ‚Postwork‘ erschöpft sich aller-
dings nicht in Kritik, sondern verfolgt 
konstruktiv die emanzipatorische Über-
windung der Industriegesellschaft hin 
zu einer nachhaltigen, freieren und de-
mokratischen Organisation sozialen Zu-
sammenlebens.3

Wenn es gelänge, Arbeit zu demokra-
tisieren und Wirtschaftsdemokratie 
zu institutionalisieren, würde dies we-
sentlich dazu beitragen, die Demokratie 
insgesamt als ständig neuen Aushand-
lungs- und Verständigungsprozess zu 
stärken und ihre echte Verwirklichung 
in allen gesellschaftlich relevanten Be-
reichen zu begünstigen – und damit 
nicht nur eine der Kernforderungen ei-
ner sozial-ökologischen Transforma-
tion zu erfüllen, sondern auch autori-
tären Tendenzen Wind aus den Segeln 
zu nehmen. Mit demokratischer Ent-
scheidungsmacht über die gesellschaft-

liche und wirtschaftliche Entwicklung 
könnten Grundparameter der imperia
len Lebensweise gründlich verändert 
und emanzipatorische Bewegungen ge-
stärkt werden, die im Kleinen längst be-
gonnen haben und für das Große in den 
Startlöchern stehen.4

ANMERKUNGEN
1) Dass Klimawandel, Umweltzerstörung mit 
Ungleichheit und Menschenrechtsverlet-
zungen eng verbunden sind, zeigt der ‚Atlas 
der Umweltgerechtigkeit‘ (http://ejatlas.org), 
der soziale Konflikte um ökologische Lebens-
grundlagen kartiert.
2) Ein Beispiel für das krasse Gegenteil von 
Wirtschaftsdemokratie ist das aktuelle, rück-
sichtslose Forcieren der Digitalisierung ‚von 
oben‘ durch mächtige Akteure in Industrie und 
Politik.
3) „Arbeit als unser größtes Umweltproblem“ 
(Roland Paulsen) stellt blinden Fleiß und Pro-
duktivismus radikal in Frage. Das ist auch für 
feministischen Debatten – jenseits konventi-
oneller feministischer Strategien (Integration 
von Frauen in den Arbeitsmarkt oder willkür-
liche/totalitäre Erweiterung des Arbeitsbe-
griffs; vgl. Weeks 2011) relevant.
4) Eine Liste der verwendeten Literatur kann 
bei der Autorin bezogen werden. Kontakt: 
Maja Hoffmann <maja.hoffmann@posteo.de>
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Angesichts der Zunahme antidemokra-
tischer Kräfte lohnt es sich nach den 
Ideen zu fragen, die von Feministinnen 
in ihrer langen Auseinandersetzung mit 
den uneingelöst gebliebenen Verspre-
chen der Demokratie entwickelt wur-
den, um diese als Ansatzpunkte für 
die Erneuerung und Stärkung demokra-
tischen Denkens aufzugreifen.
Zu diesen gehören feministische Entwürfe 
weiblicher Freiheit. Wenn ich sie ins Zen-
trum meiner Überlegungen stelle, dann im 
Bewusstsein darüber, dass es gerade die 
Anrufung weiblicher Freiheit ist, die heu-
te eine herausragende Rolle in konser-
vativ-bürgerlichen, in neoliberalen und in 
autoritär-rechten Ideologien spielt. In letz-
teren verbindet sie sich zwanglos mit an-
tidemokratischem Denken, mit rückwärts-
gewandten Geschlechterbildern und mit 
Rassismus und Migrationsfeindlichkeit.
Bei der scharfen Zurückweisung solcher 
Indienstnahmen sollte nicht vergessen 
werden, dass die feministische Kritik am 
westlichen Freiheitsideal bereits sehr viel 
weiter zurückreicht: Denn die Idee der 
Freiheit ist historisch unverkennbar mit 
Männlichkeit assoziiert und sie ist – als 
Rechtfertigung für die Zivilisierung und 
Unterwerfung nicht-westlicher Anderer –  
tief in Kolonialismus und Sklaverei ver-
strickt.
Wenn sich Freiheit heute (wieder)  
einsetzen lässt, um im Namen des Fort-
schritts ein rassistisches Überlegen-
heitsregime zu forcieren, und wenn sie 
im neoliberalen Gewand als „unterneh-
merische Freiheit“ feilgeboten wird,  
dann sollte uns das aber nicht dazu 
verleiten, die Idee der Freiheit als zu-
kunftsfähige Kraft für verloren zu  
geben.

Weibliche Freiheit
Es sind italienische Denkerinnen rund 
um den Mailänder Frauenbuchladen Li-
breria delle donne di Milano und die Phi-
losophinnengruppe Diotima aus Verona, 
deren Gesellschaftsentwurf weibliche 
Freiheit ins Zentrum rückte. Sie sind 
stets dafür eingetreten, Feminismus 
nicht primär oder gar ausschließlich als 
Kampf gegen Unterdrückung zu fassen, 
sondern sich vielmehr an einem Modell 
weiblicher Freiheit zu orientieren.
Um die Ausrichtung der italienischen 
Perspektive zu verstehen, ist es zu-
nächst wichtig, Befreiung und Freiheit 
nicht in eins zu setzen. Diese Unterschei-
dung wird auch von Hannah Arendt ge-
macht, dieser wahrscheinlich wich-
tigsten Freiheitsdenkerin der westlichen 
Denktradition. Befreiung verweist auf 
das, was ‚aus ungerechtfertigten Zwän-
gen‘ führt (Arendt 2018). Freiheit ist da-
von unterschieden: Freiheit ist für sie ein 
Tun, ein Handeln, das auf den gemein-
samen öffentlichen Raum gerichtet ist, 
ein Sicheinmischen in die Belange der 
Welt. Befreiung aus Zwangsverhältnis-
sen ist die Bedingung für Freiheit. Aller-
dings folgt aus der Befreiung keineswegs 
zwangsläufig Freiheit. Denn letztere ist 
etwas, das Menschen stets aktiv herstel-
len und am Leben halten müssen. Freiheit 
ist – als Ziel und letzter Sinn von Politik –  
etwas, das, genauso wie das Politische 
selbst, aus der Welt verschwinden kann 
(so befreit wir auch immer sind), wenn 
wir aufhören sie zu praktizieren.
Eine solche Freiheit-als-Handeln ist, 
wenn sie als Herzstück des Feminismus 
gefasst wird, dort lebendig, wo Frauen 
auf der Basis ihres Begehrens die Welt 
mitgestalten, wo ihr Wollen, Wünschen 

und Handeln Resonanz findet und poli-
tisch relevant, d.h. öffentlich sichtbar 
und verhandelbar wird. Sie kann daher 
kein Resultat aus der „Befreiung aus un-
gerechtfertigten Zwängen“, aus Rechts-
gleichheit und Verfassungsfreiheit sein, 
die Frauen in vielen Ländern erkämpft 
haben. Gerade heute rückt sie durch die 
gebetsmühlenartige Behauptung, dies 
sei bereits alles, was überhaupt zu ha-
ben sei, in weite Ferne.
Nun wurde in den letzten 25 Jahren 
vielfach argumentiert, dass das Pro-
blem an der nach wie vor bestehenden 
Geschlechterhierarchie darin zu suchen 
sei, dass althergebrachte soziale Nor-
men zählebig sind, dass wir es trotz aller 
Gleichstellungsbemühungen mit über-
kommenen Stereotypen und Zuschrei-
bungen zu tun haben, die uns in einem 
System festhalten, das Frauen benach-
teiligt. Kritische Bewegungen haben 
sich daher dem Kampf gegen norma-
tive Geschlechterbilder und -identitäten 
verschrieben und richten ihre Anstren-
gungen auf das Aufbrechen der starren 
Grenzen zwischen dem, was als männ-
lich und was als weiblich gelesen wird.
Italienische Feministinnen haben al-
lerdings in Anschlag gebracht, dass 
die Problematik des Verhältnisses von 
männlich und weiblich erheblich tiefer 
sitzt. Wir haben es nicht „nur“ mit kul-
turellen Bedeutungen zu tun (die das 
männliche Gender hochbewerten und 
das weibliche Gender abwerten), son-
dern mit gesellschaftlich-symbolischen 
Grundkoordinaten, die männlich und 
weiblich asymmetrisch und hierarchisch 
anordnen – weitgehend unabhängig da-
von, ob traditionelle Identitäten und 
Normen verschoben werden oder nicht.

FEMINISTISCHE FREIHEITSENTWÜRFE
Neusichtung wider die gefährdete Demokratie
Barbara Grubner
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Symbolische Gesellschafts-
ordnung
Hier kommt ein Gedanke zum Aus-
druck, der auf die Philosophin Luce  
Irigaray zurückgeht. Irigaray hat stets 
darauf hingewiesen, dass unsere Ge-
sellschaftsordnung auf einer symbo-
lischen Tauschlogik basiert, die die Be-
ziehungen zwischen Männern reguliert 
und die an männliche Bedürfnisse und 
Begehrlichkeiten angepasst ist. Das be-
deutet nicht, dass Frauen keine Akteur
innen oder ‚Mittäterinnen‘ wären. Aber 
sie handeln in einer Welt, in der nur dem 
Männlichen eine volle gesellschaft-
liche Existenz zukommt. Das Frauen zu-
gewiesene „Weibliche“ steht hingegen 
im Dienste des Männlichen, es hat die 
hauptsächliche Funktion, das männliche 
Begehren zu stützen und zu ermögli-
chen. Die Geschlechter-Formel unserer 
Gesellschaft lautet daher nicht A (männ-
lich) und B (weiblich), sondern – weit-
aus beunruhigender – A (männlich) und 
Nicht-A (nicht-männlich).
Wenn die Italienerinnen sich dennoch 
auf „Weibliches“ oder „weibliche Frei-

heit“ beziehen, dann meinen sie damit 
kein „biologisches“ Kollektiv, keine au-
thentische Wesenheit oder gemein-
same Identität. Begriffe wie „weiblich“ 
und „sexuelle Differenz“ sind inhaltlich 
nicht gefüllt, sondern verweisen auf 
eine Zukunft, die erst entworfen wer-
den muss, um die gegenwärtige Einge-
schlechtlichkeit zu überwinden.
Eine solche Veränderung auf den Weg 
zu bringen erfordert mehr als das Be-
streiten, Widerlegen und Bekämpfen 
der männlichen Dominanz. Sie ist da-
von abhängig, neue Formen der Bezug-
nahme zu erfinden und zu pflegen, die 
in der patriarchalen Ökonomie bisher 
nicht vorkommen bzw. erschwert sind. 
Von besonderer Dringlichkeit sind da-
bei freie Beziehungen zwischen Frauen. 
Frei können Frauenbeziehungen aber nur 
sein, wenn das weibliche Begehren aus 
seiner Funktionslogik für das Männliche 
herausgelöst wird und zwischen Frauen 
zu zirkulieren beginnt.
In der politischen Praxis ist dies keines-
wegs leicht zu bewerkstelligen: Zum 
einen sind Frauen in Bezug auf sozi-

ale, ökonomische und rassifizierende 
Verortungen höchst unterschiedlich in 
Machtverhältnisse eingebunden. Zum 
anderen verweisen Begehren und Lei-
denschaften immer auch auf die Indivi-
dualität und Besonderheit jeder einzel-
nen Frau – zusammengenommen eine 
vielgestaltige und keineswegs Harmo-
nie versprechende Herausforderung für 
das Ansinnen, neue Bezugnahmen auf-
zubauen. Dennoch war es eine frühe 
Überzeugung der Italienerinnen, dass 
Freiheit auf der Pluralität von Frauen 
gründen muss. Wichtig war ihnen da-
bei, nicht bei der Anerkennung von Un-
terschieden stehen zu bleiben, sondern 
den Unterschieden zwischen Frauen po-
litische Bedeutung zu verleihen.
Die zentrale Rolle der Freisetzung des 
weiblichen Begehrens im italienischen 
Denken bedeutet nun nicht, dass jedes 
Wollen und Wünschen von Frauen per 
se gut, richtig und unterstützenswert 
ist. Es geht nicht darum, Streit zu ver-
meiden. Vielmehr geht es darum, sich 
öffentlich miteinander ins Verhältnis 
zu setzen und aus diesem Bezug neue  
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Maßstäbe für das eigene Handeln, für 
die eigene Urteilskraft zu entwickeln. 
Das ist deshalb – gerade hier und heute –  
so wichtig, weil wir in der gegebenen 
Ordnung keine neue Richtschnur für ein 
Leben finden werden, das weniger zer-
störerisch für Frauen ist. Wir müssen sie 
erst finden.

Das Begehren der Anderen
Aus dieser Perspektive lohnt es sich, auf 
die „frauenpolitischen“ Vorstöße un-
serer rechtskonservativen Regierung zu 
blicken. Die bisher am deutlichsten er-
kennbare Schwerpunktsetzung ist hier –  
neben dem Aushungern einer feminis-
tischen Initiative nach der anderen –,  
bestimmte Frauen im Namen der Frei-
heit medienwirksam mit Verhüllungs- 
und Bekleidungsverboten zu belegen.
Feministinnen haben diese Debatte – 
um Kopftücher, um den sog. Multikultu-
ralismus, um religiöse Symbole – bisher 
vorwiegend aus zwei unterschiedlichen 
Perspektiven betrachtet: Zum einen als 
Rechtsfrage, als Spannungsverhältnis 
zwischen Individualrechten und Minder-
heitenrechten. Können kulturelle Grup-
penrechte dazu führen, so eine promi-
nente Frage, die Stimmen von Frauen 
und Minderheiten innerhalb einer kul-
turellen Gruppe, zu marginalisieren? 
Zum anderen haben postkoloniale Fe-
ministinnen in jüngster Zeit verstär-
kt problematisiert, wie der Fokus auf 
Kopftuch und „islamisches Frauenbild“ 
Rassismus und Migrationsfeindlichkeit 
befeuert – und das nicht nur von rechts-
populistischer Seite, sondern auch von 
Seiten islamkritischer Feministinnen.
Ich möchte hier die Aufmerksamkeit auf 
etwas lenken, das seltener in den Blick 

gerät: nämlich auf die unterschiedlichen 
Formen, die das Begehren von Frauen 
annehmen kann, und auf Unterschiede 
in der Art und Weise, wie Frauen das 
gute Leben verfolgen wollen.
Zu dieser Frage hat die Anthropologin 
Saba Mahmood Gedanken formuliert, 
die für ein feministisches Nachdenken 
über Begehren und Freiheit spannend 
sind. Mahmood hat sich jahrelang mit 
der Moscheenbewegung von Frauen be-
fasst, mit einer relativ neuen Form der 
weiblichen Beteiligung am öffentlichen 
Leben in Ägypten. Seit den 1970er und 
1980er Jahren halten Frauen selbstor-
ganisiert und in großen Gruppen öffent-
liche Treffen in Gotteshäusern ab, um 
einander die islamische Doktrin zu leh-
ren. Die Bewegung ist ein Produkt von 
Emanzipationsprozessen im postkolo-
nialen Ägypten, Folge aus dem größe-
ren Zugang von Frauen zum außerhäus-
lichen Bereich.
Mahmood betont nun die paradoxe, 
spannungsgeladene Situation, zu der 
dieser Aufbruch von Frauen aus west-
lich-feministischer Sicht führt: Denn 
einerseits engagieren sich Frauen öf-
fentlich im Umgang mit gelehrtem Ma-
terial, sie erobern exklusiv männliche 
Domänen und verändern den Kanon is-
lamischer Pädagogik. Andererseits tun 
sie dies anhand von Idealen, die Frauen 
historisch einen untergeordneten Platz 
zugewiesen haben. Sie kultivieren Tu-
genden, die mit weiblicher Passivität 
und Unterwürfigkeit assoziiert sind, 
Ideale wie Schüchternheit, Bescheiden-
heit, Ausdauer, Demut. Kurz: sie nutzen 
die bisher exklusiv männlichen Räume, 
um „fromme Subjekte“ zu werden – und 
zwar zu einem historischen Zeitpunkt, 

in dem emanzipatorischere Möglich-
keiten für Frauen zum Greifen nahe sind.

Verschiedene Beweggründe
Wie kann eine solche Situation gedeu-
tet werden? Während früher der Be-
griff des ‚falschen Bewusstseins‘ Ab-
hilfe schuf, ist es heute der Begriff der 
‚agency’, der für eine weniger pater-
nalistische Analyse eingesetzt wird. 
Agency, also Handlungsmächtigkeit, 
lenkt die Aufmerksamkeit auf die ver-
borgenen Subversionen und wider-
ständigen Wirkungen, die sich aus dem 
weiblichen Handeln ableiten lassen. Der 
Blick ist darauf gerichtet, wie Frauen 
die hegemoniale Bedeutung kultureller 
Praktiken verschieben und die männ-
liche Ordnung untergraben – auch wenn 
sie dieser (wie in diesem Fall) scheinbar 
zustimmen.
Es fällt westlichen Feministinnen aller-
dings sehr viel schwerer, und darauf will 
Mahmood hinaus, Sinn daraus zu ma-
chen, was Frauen der Moscheenbewe-
gung als ihre eigentlichen Beweggrün-
de ins Feld führen. Es sind sehr ähnliche 
Motive, wie sie auch hinter der über-
raschenden Popularität des Kopftuchs 
in Ägypten stecken, die in den 1980er 
Jahren eingesetzt hat: nämlich die Pfle-
ge von weiblicher Bescheidenheit und 
Frömmigkeit als islamische Tugenden.
Es geht hier nicht darum, die vielen an-
deren Gründe zu negieren, die es für das 
Tragen des Kopftuches gibt (denn diese 
sind evident), und ebenso wenig um den 
Hinweis auf eine unüberwindbare Diffe-
renz zum westlich-säkularen Weltbild. 
Mahmood lädt vielmehr dazu ein, für 
einen Augenblick bei solchen Beweg-
gründen zu verweilen, die nicht oder nur 
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mit großer Mühe als Widerstand oder 
Unterwanderung der männlichen Herr-
schaft gelesen werden können. Das 
führt sie dazu, den Begriff der Freiheit 
als Kernanliegen des Feminismus zu 
verwerfen, denn er bleibt für sie an nor-
mative liberale Annahmen der Befrei-
ung gekettet, denen Feministinnen von  
Beauvoir bis Butler die Treue halten.
Es bietet sich aber auch eine andere 
Lesart an: Wenn es weniger der Wider-
stand und das Bestreiten sozialer Nor-
men ist, die für eine andere Zukunft ins 
Zentrum gerückt werden, sondern Frei-
heit als eine Form des Weltbildens, als 
ein öffentliches Handeln, das neue, nie 
zuvor dagewesene Beziehungen zwi-
schen Frauen stiftet, dann werden ver-
schiedene Formen des guten Lebens 
und der menschlichen Entfaltung sicht-
bar – auch solche, die jenseits der sä-
kularen Vernunft und Moralität liegen 
(Mahmood). Es werden dann die sehr 
unterschiedlichen Formen von Verände-
rung erkennbar, die vom weiblichen Be-
gehren getragen sind.

Freiheit in Pluralität
Mit Mahmoods Überlegungen kann die 
Freiheitsperspektive der Italienerinnen 
weitergedacht werden. Das kann aber 
nur gelingen, wenn der freiheitsbezo-
gene Feminismus als enger Verbünde-
ter demokratischer Politik verstanden 
wird. Wenn er uns dazu anstiftet, den 
politischen Raum zu begehren und am 
Leben zu erhalten, der auf Schutz, An-
erkennung und Rechten basiert, über 
diese aber deutlich hinausweist. Die Po-
litiktheoretikerin Linda Zerilli erinnert 
daran, dass „Demokratie“ bedeutet, 
eine Welt ohne „Gewissheits-Marker“ 

bewohnbar zu machen. Ihre Zukunft ist 
davon abhängig, öffentliche Gewebe zu 
erschaffen und diese in Auseinander-
setzung miteinander zu bringen.
Auf dieser Grundlage lässt sich der um-
kämpfte Diskurs rund um Kleidungsvor-
schriften, Multikulturalismus und reli-
giöse Symbole feministisch erweitern. 
Auf der Ebene des Rechts wird dabei die 
Frage bedeutsam, inwieweit Frauen an 
der Gestaltung kultureller Identität be-
teiligt sind – und zwar nicht nur authen-
tisch gewachsener, sondern insbeson-
dere zukünftiger, noch zu entwickelnder 
Formen. Im Weiteren wird unsere Auf-
merksamkeit darauf gelenkt, inwieweit 
Kultur und Religion Unterschiede mar-
kieren können, die in den Lebenspro-
jekten von Frauen Bedeutung haben. 
Diese Aufmerksamkeit steht in schar-
fem Kontrast zu Versuchen, Kultur und 
Religion zu verdinglichen und zu instru-
mentalisieren: Vielmehr hält sie leben-
dig, dass jeder Ausgangspunkt, jeder 
Blick auf die gemeinsame Welt mar-
kiert und lokal ist und dass keiner die-
ser Ausgangspunkte bereits die univer-
sellen Maßstäbe für das gute Leben in 
Händen hält.
Wenn wir unsere demokratischen Zu-
kunftsvisionen in einer solchen Per-
spektive der Freiheit verwurzeln, dann 
setzen wir einer instrumentellen Macht-
logik und der Fesselung unserer Ideen 
an vorgefertigte Prinzipien etwas Wert-
volles entgegen: die Entwicklung von 
Urteilskraft, die ihre eigenen Denkvo-
raussetzungen anerkennt, und eine po-
litische Praxis, die auf der Vermittlung 
von Standpunkten und Formen des In-
der-Welt-Seins beruht. Das bedeutet 
nichts anderes als die Auseinanderset-

zung mit dem Begehren der anderen 
ins Zentrum zu rücken. So verstehe ich 
den Sinn davon, die Unterschiedlichkeit 
von Frauen politisch in Kraft zu setzen – 
nämlich in ihr eine Grundlage zu sehen, 
zu neuen Maßstäben für ein zukunftsfä-
higes Miteinander zu finden.
In all dem hallt der Freiheitsbegriff von 
Hannah Arendt stark wider. Denn Frei-
heit in Pluralität ist für sie der ernst-
hafte Versuch, die Welt auch aus den 
Augen anderer zu sehen und sich mit 
diesen Sichtweisen ins Vernehmen zu 
setzen. „Frei sein können Menschen nur 
in Bezug aufeinander, also nur im Be-
reich des Politischen und des Handelns; 
nur dort erfahren sie, was Freiheit po-
sitiv ist und dass sie mehr ist als ein 
Nicht-gezwungen-Werden.”
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DEMOKRATIE UND (FRAUEN-)BILDUNG
Keine falschen Harmonien
Birge Krondorfer

Der Anspruch unserer Demokratie ist 
die formelle Teilhabe und die ideelle 
Teilnahme aller (in einem bestimmten 
geographischen Terrain). Doch real
iter sind all jene ausgeschlossen, die 
zu Anderen gemacht werden, die an-
ders sein, werden oder bleiben wollen. 
Im Kontext der Bildung bedeutet das zu 
allererst ein Verständnis davon, dass 
es keine geschlechtsneutralen Räume, 
keine geschlechtslose Politik, kein ge-
schlechtsabstraktes Wissen und keine 
geschlechtsleere Vermittlung gibt. Das 
war und ist eine der fundamentalen Er-
kenntniswege der Frauenbewegungen 
und der feministischen Theoriebil-
dungen: die Kritik bzw. die Dekonstruk-
tion der sogenannten allgemeinen Ord-
nung als patriarchal, als androzentrisch, 
als männerdominiert, als männlich he-
gemonial. Der Geschlechterunterschied 
kann als Paradigma von Grundwider-
sprüchen der menschlichen Bedingtheit 
gelten und manifestiert sich historisch 
und kulturell in verschiedenen gesell-
schaftlichen, sozialen und politischen 
Geschlechterverhältnissen.

Historische Ausschlüsse
Wir wissen um die Geschichte des Frau-
enausschlusses aus dem politischen 
Raum: der bürgerrechtslose Stand der 
Frauen in der griechischen Polis, die Hin-
richtung Olympe de Gouges’ am Beginn 
der europäischen Demokratie, die Käm
pfe ums Wahlrecht und um Bildungszu-
gang, die anhaltende Unsichtbarkeit der 
Frauen in den Ämtern der repräsenta-
tiven Demokratien. Unangetastet schei-
nen Männer – in ihren Verbindungen –  
den Maßstab für Politik, Kultur, Ökono-
mie, Wissen und Arbeit darzustellen. 

Frauen haben darin die Funktion der Zu- 
und Mitträgerschaft innerhalb von Re-
geln und Normen, die sie nicht selbst 
gesetzt haben. Sie sind gezwungen, 
wollen sie innerhalb der jeweiligen Or-
ganisation bestehen, sich dieser unter-
zuordnen oder zumindest einzufügen.
Frauen, so eine feministische Kritik, 
sind materielle Basis gesellschaftlicher 
Vorgänge, aber nicht gleichermaßen 
beteiligt an den monetär und symbo-
lisch anerkannten Tätigkeiten. Die Ge-
schlechterfrage hat also in der real exi-
stierenden Demokratie bislang immer 
schon eine Antwort gefunden, nämlich 
jene einer Entwicklung von Negation 
und Entwertung von Frauen hin zu deren 
Systemadaption und Scheingleichheit. 
Frauen werden je nach Bedarf strukturell 
dem Geist des Einheitlichen gleich oder 
ungleich gemacht. Das prolongiert die 
Spaltung unter Frauen und hat zur Fol-
ge, dass es politische Verbindungen und 
Verbündungen von Frauen kaum gibt und 
wenn, dann werden sie öffentlich nicht 
ernst genommen – auch selten durch 
sie selbst. Und das bedeutet: eine De-
mokratie, die Geschlechterdifferenzen 
und -differenzierungen nicht wahr-
nimmt, ist keine. (vgl. Krondorfer 2008)
Wir wissen um den jahrhundertelan-
gen Frauenausschluss aus den Kultur- 
und Wissensproduktionen. Der steini-
ge Weg zur Partizipation an allgemeiner 
Bildung ist leidlich bekannt: die ‚Erzie-
hung des weiblichen Geschlechts’ zu 
naturgegebener Unterwürfigkeit und 
Zuständigkeit für Kinder, Küche und Klo-
putzen; die Entwicklung spezieller Frau-
enschulen und Mädchenlyzeen; der zähe 
Frauenkampf um Zutritt in die akademi-
schen Hallen (bspw. Universität Wien: 

Fakultät der Philosophie 1897, Medizin 
1900, Rechtswissenschaft 1919, Evan-
gelische Theologie 1928, Katholische 
Theologie 1945); die Einführung der Ko-
edukation an allen öffentlichen Schu-
len, die in Österreich erst 1982 (BHS) 
abgeschlossen war – und damit die 
formelle Berechtigung zu gleichem Zu-
gang zu allen Bildungsinstitutionen.

Ausbildung zum  
Humankapital
Doch heute ist diese Geschichte durch 
die Ökonomisierung gesellschaftlicher 
Institutionen und damit auch des Bil-
dungsbereichs wieder gefährdet: An 
den Universitäten wurden Wissen und 
Vermittlung modularisiert, Erwachse-
nenbildung spielt sich in AMS-Kursen, 
in Kompetenzerweiterungsangeboten 
der Volkshochschulen ab; Life-Long- 
Learning wird im Kontext von Wissens-
gesellschaft bei Verlust differenzie-
render Erkenntnisbildung ausgerufen. 
Durch neoliberale Umstrukturierungen 
der Bildungsinstitutionen ist Bildung 
ihrer demokratiepolitischen Dimension  
beraubt, Wissen wird unverblümt auf 
die Verwertbarkeit und Selbstvermark-
tung der Human Ressources reduziert. 
Im Mainstream wird heute – jeder 
Scham entkleidet – von der Ausbildung 
zum Humankapital gesprochen und sel-
ten noch von Idealen humanistischer 
Bildung.
Welches Selbstverständnis und Selbst-
verhältnis kann eine kritische Bildung 
angesichts dieser ökonomischen Nütz-
lichkeits- und Vorteilskategorie haben? 
Wie lässt sich eine Bildungsgestaltung 
denken, die nicht nur der Förderung ei-
ner Partizipation in das Gegebene frönt? 
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Im Zusammenhang des Verhältnisses 
von Frauen und Bildung heißt dies, dass 
die Problematik zwischen der Pflicht zur 
Geschlechtergleichheit und dem Recht 
auf Differenz als eine von geförderter 
Angleichung an das Vorgegebene und 
eine von entschiedener Nichtpartizipa-
tion am schlechten Allgemeinen in und 
durch Bildungsprozesse zu wenig disku-
tiert wird.

Herausforderung der 
Wirklichkeit
Schon in der Geschichte des Kampfes 
um das Recht auf gleiche Frauen- wie 
Männerbildung gab es dazu erstaunliche 
Stimmen. Im Jahresbericht des Allge-
meinen Österreichischen Frauenvereins 
(AÖFV) von 1895 heißt es: „Vergessen 
wir nicht, wie nahe verwandt Recht und 

Gewalt immer gewesen sind, daß das 
Erkämpfen von Rechten immer nur Mit-
tel, niemals Selbstzeck sein darf. Wir 
wollen es ja nicht den Männern gleich-
machen, die die erstrittenen Rechte im 
Verlauf der Geschichte meist nur zur 
Unterdrückung des Schwächeren an-
gewendet haben.“ (Bandhauer-Schöff-
mann, 1990: 56) Es ging dem radikalen 
Frauenbewegungsflügel schon damals 
nicht nur um eine bloße Forderung nach 
Gleichberechtigung im Bildungswesen. 
Der AÖFV strebte eine ‚Reformierung 
des gesamten Erziehungs- und Unter-
richtswesens’ an. Überzeugt von der 
Macht der Aufklärung und der Huma-
nisierung der Gesellschaft durch Erzie-
hung bedeutete das, dass Bildung für 
Frauen nicht heißen könne, einfach wie 
Männer Wissen anzuhäufen und die 

Qualifikationsstufen hinauf zu steigen, 
sondern aktives politisches Wissen für 
eine Gesellschaftsveränderung zu er-
langen. (nach ebd.)
Diese Problematik existiert bis heu-
te: Diejenigen, denen die Überwindung 
der nicht vorhandenen Geschlechter-
demokratie ein Anliegen ist, treibt im-
mer noch und immer wieder der Grund-
konflikt um, ob es um das Wollen nach 
Gleichem geht oder um das Wünschen 
nach Alternativen. Im Unterschied zu ei-
ner bloß kompensatorischen Bildung ar-
beitet feministische Bildung Selbst- und 
Fremdkritik auf und beansprucht die He-
rausforderung der Wirklichkeit.
Ein Nachdenken über bildendes Han-
deln ist für jene relevant, die Bildung 
als (ver/kaufbares) Produkt ablehnen 
und den Prozess zur Entwicklung von 
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Unterscheidungsvermögen und Kri-
tik, Selbst(er)kenntnis und Fremd(an)
erkennung fördern möchten. Es geht, 
mit Gayatri Chakravorty Spivak – einer 
weltweit anerkannten postkolonialen 
Denkerin, die sich immer wieder mit Bil-
dung, besonders mit Frauenbildung the-
oretisch wie praktisch beschäftigt – ge-
sagt, nicht (nur) um eine Bildung, die auf 
Informationsakkumulation aufbaut, son-
dern darum, Regeln zu brechen: jene der 
wissenschaftlichen Disziplinen und in-
stitutionalisierten Disziplinierungen, als 
auch jene des Konformen, des als nor-
mal Angesehenen. Demnach wäre Lehre 
als dynamisches Prinzip zur „Umordnung 
der Begehren“1 zu verstehen, eine Ver-
mehrung eines anderen Begehrens als 
nach dem Gewohnten und der Bequem-
lichkeit fauler Kompromisse. Das geht 
nur, wenn die Lehrenden sich dieser He-
rausforderung stellen: In Präsenz-Sein, 
Weiter-Gabe, Begleitung in Widersprü-
chen und Widerständen und als Initiie-
rung von Erinnerungen und Entwürfen. 
Will die Lehrperson nicht bloß stapel-
bares Wissen an Individuen, sondern 

auch Veränderungsmöglichkeiten für 
und durch Subjekte vermitteln, so er-
fordert dies einen Umgang mit Inhalten, 
Strukturen und Individuen, der bestärkt 
und sichert sowie schützt und verunsi-
chert zugleich.

Überschreiten von  
Eigeninteressen
In als solche gekennzeichneten Bil-
dungssituationen, im pädagogischen 
Handeln hat man es immer mit Abhän-
gigkeiten zu tun. Wer das leugnet, ist 
nicht bereit, Verantwortung zu überneh-
men. Dazu gehört das Ernstnehmen der 
Teilnehmenden auch als Teilgebende. 
Jede gesprochene Aussage, und sei sie 
in den eigenen Augen noch so ‚dumm’ 
oder politisch fragwürdig, ist es Wert 
auf die Welt zu kommen, denn nur dann 
ist sie verhandelbar. In solch einer Ver-
mittlung muss die Waage zwischen der 
eigenen inhaltlichen bzw. politischen 
Haltung, den eigenen Wissens-, Erfah-
rungs- und Reflexionsbeständen und 
dem Respekt vor den Differenzen aller 
am Bildungsgeschehen Beteiligten ge-

halten werden. Das heißt aber auch, die 
Teilnehmenden nicht nur ‚abzuholen, wo 
sie sind’, wie das so gerne gesagt wird, 
denn das impliziert eine recht arrogante 
Positionierung der Lehrenden verbun-
den mit der Tendenz, die Abhängigen 
‚dumm im Regen stehen zu lassen’. Bil-
dung, will sie demokratiebildend sein, 
vermittelt im Gegenteil notwendig Ent-
fremdung von gesellschaftlich determi-
nierten und sich als persönlich-authen-
tisch gerierenden Unmittelbarkeiten 
und bedeutet daher ein Lernen der Di-
stanzierung von den gesellschaftlichen 
Verhältnissen – und von sich selbst. Nur 
so geht Demokratie – im Überschreiten 
der eigenen Partikularität, des je per-
sönlichen Eigeninteresses.
Wenn also Bildung im Sinne einer de-
mokratischen Subjektwerdung zur De-
mokratie eine Umordnung der Begehren 
bedeutet, so ergibt sich dabei die große 
Aufgabe, wie dies ohne un/bewusst fi-
xierte und fixierende Wertvorstellungen 
gehandhabt werden kann. Wie kann es 
ermöglicht werden, auf Erwartungen 
nach Veränderung an sich selbst und an 
andere nicht verzichten zu müssen? Es 
muss daher gefragt werden, wie Lern-
prozesse zustande kommen können, die 
sich einer Disziplinierung des Denkens 
widersetzen und dissensfreundlich sind. 
Das kann nur gelingen, wenn diejeni-
gen, die die Position der Vermittelnden 
innehaben, sich als Teil des Bildungs-
prozesses und dessen immer sich ereig-
nenden Hürden begreifen und sich nicht 
nur als Lehrende, sondern auch als Ler-
nende verstehen. Es sollte dabei grund-
sätzlich um eine Umgangsweise gehen, 
die (auch positionelle) Unterschiede we-
der nivelliert noch subsumiert, sondern 
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die Fülle der Anderen als eine Unter-
schiedenheit anerkennt, die gleichwür-
dig meiner Andersheit ist. Auch die Ge-
ste der Toleranz wäre nur die Kehrseite 
der Geringschätzung, denn wirkliche 
Anerkennung heißt Auseinanderset-
zung und nicht Vergleichgültigung. Das 
stellt mehr als abstrakte Akzeptanz dar, 
mehr als individuelle Sympathie, mehr 
als therapeutische Empathie; es bedeu-
tet das Verlassen der eigenen Gewohn-
heiten und Sichtweisen.

Widersetzlichkeit lernen
Das Verlassen-Können der eigenen 
Komfortzone und das Sich-Einlassen 
auf die Anwesenden gelten für alle 
Beteiligten – Lernende wie Lehrende; 
ohne eine Selbsttranszendierung, eine 
Überschreitung des Individuums (was 
ja übersetzt das Unteilbare heißt) wird 
substantielle Demokratie unmöglich; 
sie kann nur existieren, wenn die Leu-
te auch von sich selbst absehen können. 
Das impliziert ein Bildungshandeln, das 
über Sozialtechnik und die individuell 
‚gepowerte’ Frau hinausgeht, bzw. den 
existentiellen Zusammenhang der Ein-
zelnen mit dem Gemeinsamen, bzw. die 
Dialektik zwischen Selbstbewusstsein, 
Differenz und Solidarität versteht und 
vermittelt.
Es sollte also um Entwicklungen der 
Verschiebung von Denk- und Wahrneh-
mungsweisen gehen. Nicht nur, aber 
gerade Frauen, da in dem Paradox exi-
stierend, zumindest die Hälfte der Be-
völkerung zu sein, jedoch nicht das All-
gemeine zu repräsentieren – was eine 
permanente Verletzungsgeschichte 
darstellt – wären in der Lage der Wi-
dersetzlichkeit. Sie sehen (wo möglich) 

mehr, aber sie sagen es (zumeist) nicht, 
weil ihnen (zu oft) der Mut fehlt; das ist 
der Punkt. Eine feministische Bildung 
muss Sorge dafür tragen, dass Frauen 
zu ihrer Stimme, zu ihrem Recht auf 
Sprechen kommen; nicht zufällig wird 
im Begriff Mitbestimmung die Stimme 
artikuliert. Es braucht Orte für eine ler-
nende Erfahrung selbstbewusster – und 
infolge auch selbstkritischer – Partizi-
pation. Eine demokratische Politik geht 
nicht von der Gleichheit verschiedener 
Stimmen aus, sondern von deren Gleich-
berechtigung.
Denn Demokratie – idealiter gedacht als 
ein Prozess des Werdens, als eine auf 
Dauer gestellte Unabgeschlossenheit – 
bedarf keiner Verstummung, keiner fal-
schen Harmonie durch Unterwerfung, 
keiner abstrakten Akzeptanz; sie be-
darf der konkreten wechselseitigen An-
erkennung des/der (mit mir nicht iden-
tischen) Anderen durch Sprechen und 
Zuhören und Wi(e)dersprechen; sie be-
darf der Zivilcourage, denn sie basiert 
nicht auf Einstimmigkeit, sondern auf 
Vielstimmigkeit.

Demokratisch werden
Wenn Demokratie ein immer wieder 
aufs Neue zu erreichendes politisches 
Gut ist, gilt es zu erkennen, dass ‚demo-
kratisch’ keine menschliche Eigenschaft 
per se ist. Menschen sind nicht demo-
kratisch, aber sie können DemokratIn 
werden. In diesem Sinn lässt sich von 
Demokratiebildung sprechen. Die Er-
kenntnis von Hannah Arendt, dass es im 
Menschen nichts Politisches gibt, das zu 
seiner Essenz gehöre, kann Maxime für 
eine Bildung in und zu Demokratie sein, 
die begreift, dass Demokratie eine po-

litische Organisationsform ist, die sich 
dadurch auszeichnet, dass die Teilneh-
menden auch die Teilhabenden sind und 
dass sie, wie die Demokratie selbst, 
nie vollkommen sind. Wenn Menschen 
an sich a-politisch sind und Politik erst 
im „Zwischen-den-Menschen“ entsteht 
(Arendt 1993), dann muss es Bildung 
quer durch und in allen Bildungsinstitu-
tionen und -orten und ihre Gestaltungen 
geben, wo es möglich ist, ein BürgerIn-
Werden durch Kenntnisse der Demo-
kratiegeschichte, durch Einsicht in die 
eigene Mangelhaftigkeit und durch Er-
fahrung mit konkreten Anderen zu ler-
nen.
Es geht in unseren Tagen tatsächlich 
brennend um eine gelingende demokra-
tische Bildung. Um Demokratie zu stüt-
zen und zu schützen. Es stünde also den 
Akteurinnen und Akteuren von Bildung 
gut an (sich) zu fragen, was für eine Bil-
dung für eine (Geschlechter-)Demokra-
tie im Werden es denn bräuchte? Wohl 
keine, die kuschelweich eingebettet ist, 
sondern eine, die Widersprüche nicht 
ignoriert, sondern auch Widerstände 
gegen Unsägliches immer wieder arti-
kuliert. Eine demokratische Kultur impli-
ziert eine Entscheidung zu einer öffent-
lichen Streitpflege.

ANMERKUNG
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SCHUTZ VOR ODER EINFALLSTOR FÜR  
(RECHTS)POPULISMUS?
Demokratie – Religion – Kirchen
Margit Appel

Der Katholische AkademikerInnenver-
band der Erzdiözese Wien diskutiert 
zur politischen Theologie der Neuen 
Rechten in Europa. Die Bundesarbeits-
gemeinschaft Kirche & Rechtsextremis-
mus in Deutschland verleiht Banner mit 
der Aufschrift „Rechtspopulismus scha-
det der Seele“, mit dem praktischen 
und deutlichen Hinweis: „Es ist leicht, 
hat Ösen und kann gut sichtbar an Kir-
chen, Gemeindehäusern, Evangelischen 
Schulen etc. angebracht werden.“ In  
Österreich hat die ökumenische Initiati-
ve „Christlich geht anders. Solidarische 
Antworten auf soziale Fragen“ ihre Ar-
beit aufgenommen und spricht in ihrem 
Grundsatzpapier Klartext: „‘Volksnahe‘ 
Politik pervertiert Werte wie Nächsten-
liebe (sie gelte nur ‚den Nächsten‘) und 
Solidarität (‚Wer nur 1200 € verdient, 
wird nicht verstehen, dass ein noch 
Ärmerer 900 € Mindestsicherung be-
kommt‘). Gleichzeitig reklamiert sie das 
‚abendländische Christentum‘ für sich. 
Tatsächlich bilden Nächstenliebe und 
Solidarität den Kern des gelebten Glau-
bens. Nach christlichem Verständnis ist 
es der Sozialstaat als ‚organisierte So-
lidarität‘, welcher die Grundbedürfnisse 
der Menschen zu sichern und so den so-
zialen Frieden zu erhalten hat.“ Wie ge-
sagt wird, war es auch der Widerstand 
„kirchlicher Kreise“ gegen die Bestel-
lung von Hubert Keyl zum Bundesver-
waltungsrichter, der zum Rückzug seiner 
Kandidatur führte; der FP-nahe Jurist 
hatte seinerzeit in einem rechten Ma-
gazin für die Verurteilung und gegen die 
Seligsprechung Franz Jägerstätters (der 
den Dienst in der Wehrmacht aufgrund 
seines christlichen Glaubens verweiger-
te) geschrieben.

Unterscheidung der Geister
Dass die Demokratie eine Staatsform 
ist, die geschützt und immer wieder neu 
gelernt werden muss, um die sich die 
BürgerInnen sorgen müssen: das scheint 
bei engagierten ChristInnen klar ange-
kommen zu sein. Was von ChristInnen –  
in der ganzen Bandbreite der LaiInnen 
über AmtsträgerInnern und Theolo-
gInnen – als „Gefährdung der Demo-
kratie“ gesehen wird und wo sie Nähe 
zu bestimmten politischen Konzepten 
und Ideologien erkennen lassen, ist al-
lerdings bei weitem nicht so eindeutig, 
wie es die einleitenden Beispiele nahe 
legen. In Darmstadt wurde jüngst im 
Rahmen einer Tagung zu „Die Kirchen 
und der Populismus“ so unbequemen 
Fragen nachgegangen wie: Ist Religion 
„Schutzfaktor“ gegen oder „Einfallstor“ 
für Populismus? Welche Rolle spielen 
christliche Kirchen innerhalb der gestie-
genen Akzeptanz populistischer Bewe-
gungen in der Gesellschaft? Im Ankün-
digungstext wird treffend ausgeführt, 
dass „die christlichen Kirchen zivilge-
sellschaftliche Agenturen (sind), die ei-
nerseits dezidiert Standpunkte gegen 
populistische Bewegungen beziehen, 
andererseits selbst an populistischen 
Bewegungen partizipieren und Mit-
glieder haben, die solchen angehören.“
Ein solches angesprochenes „Einfalls
tor“ für die Unterstützung rechtspopu-
listischer Kräfte durch Teile der Chri-
stInnen und der christlichen Kirchen 
liegt wohl in der Versuchung, Politi-
kangebote nicht „rechts liegen“ zu las-
sen oder sich dagegen kritisch aus-
sprechen zu wollen, die „christliche“, 
„abendländische“ oder einfach „unse-
re Werte“ beschwören. Es wird, zuge-

geben polemisch formuliert, das getan, 
was religiöse Menschen üben: Es wird 
geglaubt, oder vielleicht noch besser, 
zu glauben versucht. Es wird beispiels-
weise versucht, der CSU oder Norbert 
Hofer zu glauben. Es wird versucht, der 
bayrischen Partei zu glauben, die sich in 
durchschaubarer politischer Taktik und 
abzulehnender Vereinnahmung der bay-
rischen Öffentlichkeit und ihrer staat-
lichen Institutionen „zum Kreuz“ be-
kennt. Es wird versucht, dem damaligen 
österreichischen Präsidentschaftskan-
didaten zu glauben, wenn er in durch-
schaubarer politischer Taktik und abzu-
lehnender Vereinnahmung potentieller 
WählerInnen, sich als der „gläubige(re) 
Kandidat“ positioniert. Diese Art 
rechtspopulistischer Politikangebote er-
leben wir täglich als Bestandteil öster-
reichischer Innenpolitik, wir können sie 
genauso rund um uns herum sehen: in 
den postsozialistischen Ländern eben-
so wie in Italien, der Türkei bis hin zu 
den USA. Dort hatten wir im Juni dieses 
Jahres erleben dürfen, wie der damalige 
Justizminister die stark kritisierte Vor-
gangsweise, bei illegal eingewanderten 
MexikanerInnen deren Kinder von ihren 
Eltern zu trennen, mit Hinweis auf den 
Apostel Paulus und eine Römerbrief-
stelle zu rechtfertigen versuchte, dem-
nach Gesetze der Regierung zu befolgen 
seien, weil diese ja von Gott zu seinen 
Zwecken eingesetzt sei.

Gemeinsame Stärken
Das Leben in pluralisierten Gesellschaf-
ten, darauf macht Isolde Charim in ih-
rem aktuellen Buch „Ich und die Ande-
ren. Wie die neue Pluralisierung uns alle 
verändert“ eindringlich aufmerksam,  
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bedeutet das Ende für selbstverständ-
liche, ungebrochene Zugehörigkeiten, 
sei es der Nation, der Religion, etc. Nie-
mand kann mehr vorgeben, was nor-
mal, was Normalität ist. Die einen leben 
mit diesem „Identitäts-Prekariat“ bes-
ser als andere. Manche sehen die Lö-
sung dieser Art von Prekariat in den Po-
litikangeboten der Re-Nationalisierung, 
der Re-Ethnisierung und eben auch ei-
ner Aufwertung der Religionszugehö-
rigkeit als Identitätsfaktor. Eigenartige 
Haltungen sind zu beobachten: Wenn 
sich manche ChristInnen schon nicht als 
SympathisantInnen oder Parteigänge-
rInnen rechter politischer Kräfte enga-
gieren, ist es ihnen ganz recht zu wis-
sen, dass andere ihnen ihre Stimme 
geben. Eigenartige Leerstellen entste-
hen: Entschiedene Kritik an autoritären, 
gesellschaftsspaltenden und men-
schenrechtsverletzenden Politiken rech-
ter und rechtspopulistischer Kräfte un-
terbleibt. Ist das u.a. auch so, weil man 

zu wenig weiß, oder wissen will, dass 
die Neue Rechte dezidiert antichrist-
lich ist und die Gleichheitspostulate des 
Christentums ebenso ablehnt wie die 
Idee universaler Menschenrechte?
Haben nicht Demokratie und Christen-
tum eine ganz enge Verbindung, nämlich 
die Fähigkeit, Menschen als Gleiche zu 
denken und Gemeinschaft/Gesellschaft 
und (politische) Öffentlichkeit danach zu 
organisieren? Für gläubige Menschen, 
die sich in der Tradition Jesus Christi 
sehen, sind Standesunterschiede hin-
fällig („nicht mehr Juden und Griechen, 
Sklaven und Freie, Mann und Frau“), die 
neue Gemeinschaft verbindet über alte 
Grenzen hinweg. So auch das Verständ-
nis hinter dem mühsam erkämpften all-
gemeinen und freien Wahlrecht: Von 
allen Unterschieden des Standes, der 
Klasse, des Geschlechts, der Religion 
ist abzusehen; als StaatsbürgerIn und 
WählerIn ist man von all diesen Fest-
schreibungen befreit. Aus der Perspek-

tive der kritischen Feministin ist einem 
das müde Lächeln ob solcher hehren 
Theorien nahe; sicher auch der Zorn, 
angesichts der allzu evidenten Verfeh-
lungen dieser Ansprüche in der Praxis.
Und dennoch, in einem Umfeld wach-
sender Politikverdrossenheit, der Auto-
ritarismus-Tendenzen, des erstarkenden 
Rechtsextremismus und der Förderung 
des „Rohstoffs Angst“ (Oskar Negt) 
durch rechtspopulistisch geprägte Poli-
tikstile ist eine Erinnerung an gemein-
same Stärken von Demokratie und 
Christentum vielleicht nicht die unmög-
lichste aller Ideen.
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FREIHEIT UND POLITIK  
IN EINER GLOBALISIERTEN WELT
Brigitte Buchhammer

Was ist der Sinn von Politik? Hat Po-
litik denn überhaupt noch einen Sinn, 
fragt eine inspirierende Denkerin des 
Politischen, Hannah Arendt. Inwiefern 
könnte Arendts Skepsis gegenüber der 
Demokratie Anregung für heutige de-
mokratietheoretische Debatten bieten? 
Seit Platon weisen Philosophierende 
auf die Gefahren hin, die der Demokra-
tie inhärent sind: dass jene sich – ganz 
legitim – in die Regierungsämter put-
schen, deren Handeln ausschließlich an 
ihren Partikularinteressen ausgerichtet 
ist, an ihrem privaten Wohl und ihren 
Privatinteressen. Wie leicht dies in to-
talitäre Herrschaft kippen kann, zeigt 
Arendt unermüdlich in ihren politischen 
Essays. Nur jene sollen eine Stimme 
haben im Gang der Welt, die an der 
handelnden Gestaltung der Welt, des 
Raums der politischen Öffentlichkeit, 
Interesse nehmen, die das Allgemeine 
im Auge haben und nicht die Eigenin-
teressen.1 In meinem Aufsatz versuche 
ich Kants Konzept eines Gerechtigkeits- 
und Gleichheitskonzepts vorzustellen, 
das meines Erachtens eine brauchbare 
Grundlage für politische Demokratiede-
batten bieten könnte. Daran anschlie-
ßend beziehe ich mich auf einige zen-
trale Aspekte in Arendts politischer 
Theorie, die in aktuellen Debatten an-
schlussfähig wären.
Arendts wohl berühmteste Aussage 
lautet: Der Sinn von Politik ist Freiheit, 
und ohne sie wäre das politische Leben 
sinnlos.

Freiheit und  
Selbstbestimmung
Menschen müssen im Sinne des Auf-
klärungsphilosophen Immanuel Kant je-

derzeit als Personen in ihrer Würde, ge-
fasst von der Freiheit her, respektiert 
werden. Dabei hat Autonomie zwei As-
pekte: Selbstbestimmung und Selbst-
gesetzgebung. Freiheit als Selbstbe-
stimmung bedeutet z.B. freie Wahl der 
Lebensform, Entscheidungsfreiheit hin-
sichtlich Berufswahl, Wahl des Wohn-
ortes, Reisefreiheit, etc. Freiheit als 
Selbstbestimmung im Sinne bürger-
licher Freiheit hat mehrere Akzente: 
einerseits das Recht jedes einzelnen 
Menschen auf größtmögliche Selbstän-
digkeit in ihren/seinen Entscheidungen 
bezüglich der individuellen biographisch 
relevanten Lebensgestaltung. Ein wei-
terer Aspekt von Selbstbestimmung 
bezieht sich auf das Recht mündiger 
Bürger und Bürgerinnen auf gleiche 
Partizipation an den öffentlichen Ent-
scheidungsfindungsprozessen hinsicht-
lich der Gesetze, die das Zusammen-
leben in ihrem Staat und international 
regeln sollen. Diese bürgerliche Freiheit 
umfasst auch Rede-, Presse- und Ver-
sammlungsfreiheit. Die Bedeutung von 
sozialen Rechten ist ein dritter Aspekt 
des Begriffs Freiheit als Selbstbestim-
mung. Eine der wichtigsten Grundlagen 
demokratischer Freiheit liegt im Sozial-
staat: soziale Absicherung bei Arbeits-
losigkeit, Krankheit und Alter. Damit 
der Sozialstaat dies leisten kann, ist der 
Faktor Steuern wesentlich: Steuern er-
möglichen Demokratie und Sozialstaat.

Freiheit und  
Selbstgesetzgebung
Die wesentliche Pointe von Kants Au-
tonomiebegriff liegt in der Akzentset-
zung: Freiheit als Selbstgesetzgebung. 
Das bedeutet in moralischer Hinsicht: 

Das Gesetz unseres Handelns ist das 
moralische Gesetz, das in der prak-
tischen Vernunft jedes Menschen an-
gelegt ist, und dieses Gesetz spricht 
zu mir in einem „Du sollst“, und was 
gebietet dieses Sollen? Ich soll bei je-
der Handlung prüfen, ob ich die Men-
schenwürde jedes Individuums in glei-
cher Weise jederzeit respektiere, die 
Menschenwürde in meiner Person 
und in der Person eines jeden ande-
ren Menschen. Menschen dürfen nie-
mals bloß instrumentalisiert werden, 
niemals zum Ding gemacht werden, 
und: Das moralische Gebot verpflich-
tet uns auch, anderen Menschen in 
Not zu helfen, das nennt Kant Liebes-
pflichten gegen andere Menschen: An-
dere so gut wie möglich in der Errei-
chung ihrer selbst gewählten Ziele in 
nicht paternalistischer Weise zu unter-
stützen. Moral im Sinne Kants ist ver-
standen als Ermächtigung zum Wider-
stand dort, wo die Menschenrechte mit 
Füßen getreten werden.
Kant formuliert das Menschenrecht in 
folgender Weise: „Freiheit (Unabhän-
gigkeit von eines Anderen nöthigender 
Willkür), sofern sie mit jedes Ande-
ren Freiheit nach einem allgemeinen 
Gesetz zusammen bestehen kann, ist 
dieses einzige, ursprüngliche, jedem 
Menschen, kraft seiner Menschheit 
zustehende Recht.“ (Kant, Metaphy-
sik der Sitten, Rechtslehre) Die Ver-
fassung in jedem Staat soll so sein, 
dass ich keinen anderen Gesetzen zu 
gehorchen habe als solchen, zu de-
nen ich meine Zustimmung habe ge-
ben können. Die Idee der modernen 
demokratischen Verfassung bestimmt 
Kant so: „(D)aß nämlich die dem Gesetz  
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Gehorchenden auch zugleich, vereinigt, 
gesetzgebend sein sollen“ (Kant, Der 
Streit der Fakultäten), heute vermittelt 
über Parlamentarismus und repräsen-
tative Demokratie.

Freiheit und Internationalität
Ein weiterer Aspekt von Selbstgesetz-
gebung liegt darin, einen Rechtsstaat 
und internationale rechtliche Bezie-
hungen zu gründen und an der Vermeh-
rung von Gerechtigkeit aktiv mitzu-
wirken, d.h. sich in einem öffentlichen 
Handlungsraum dafür zu engagieren, 
dass das Gemeinwesen und die inter-
nationalen Beziehungen von gerechten 
Gesetzen geregelt sind und ungerechte 
Gesetze kritisch zurückgewiesen wer-
den. Das höchste politische Gut im 
Sinne Kants ist der ewige Friede; dazu 
ist ein Friedensbund unter allen Staa-
ten notwendig. Der kategorische Frie-
densimperativ verdammt den Krieg als 
Rechtsgang, macht hingegen den Frie-
denszustand zur unmittelbaren Pflicht: 
einen Friedenszustand, der nur durch ei-
nen Vertrag der Staaten untereinander 
gesichert werden kann – ein Friedens-
bund, ein Staatenbund, der alle Kriege 
auf immer zu beenden sucht. Wichtig 
ist hier der Aspekt der Föderalität: es 
soll ein Staaten-Bund sein. Einen Welt-
staat lehnt Kant aus guten Gründen ab 
(Kant, Zum ewigen Frieden).
Als notwendige Ergänzung des Völker-
rechtes bezeichnet Kant das Weltbür-
gerrecht, das jedem Menschen auf der 
Welt garantiere, dass er überall auf der 
Welt als Zweck an sich selbst (Grund-
lage des Menschenrechts) behandelt 
wird, „da die Menschenrechtsverlet-
zung an einem Platz der Erde an allen 

gefühlt wird“ (Kant, Zum ewigen Frie-
den). Das Weltbürger_innenrecht ist als 
angeborenes universelles Menschen-
recht auf Hilfe bei Bedürftigkeit zu ver-
stehen. Man verwirkt es nicht dadurch, 
dass man eine Staatsgrenze über-
schreitet. Das Besuchsrecht ist keine 
gönnerhafte Geste, sondern es ist „das 
Recht eines Fremdlings (...) nicht feind-
selig behandelt zu werden“ (Kant, Zum 
ewigen Frieden). In diesem Zusammen-
hang schreibt Seyla Benhabib: „Hos-
pitalität ist nicht als eine Tugend der 
Geselligkeit zu verstehen, als Freund-
lichkeit und Großzügigkeit, die man 
Fremden gegenüber an den Tag legen 
kann (...); Hospitalität oder Gastfreund-
schaft ist vielmehr ein allen Menschen 
zustehendes Recht (...). Kant zufolge be-
dingt das Hospitalitätsrecht, dass von-
seiten des Fremden, der in unser Land 
kommt, der Anspruch auf einen Auf-
enthalt auf Zeit erhoben werden kann. 
Dieser kann nicht verweigert werden, 
wenn ein solches Abweisen die Ver-
nichtung (...) des Fremden implizierte.“ 
Soviel zur Flüchtlingsnot und Fremden-
feindlichkeit – früher und heute.

Freiheit und Politik
Politische Freiheit im Sinne von Arendt 
meint das Recht der Bürgerinnen und 
Bürger, in den öffentlichen Raum zuge-
lassen zu werden, als Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an öffentlichen Angele-
genheiten: mitberaten und mitentschei-
den zu können hinsichtlich jener Fragen, 
die das Gemeinwesen und die Rege-
lung des Gemeinwesens betreffen. 
Arendt unterscheidet diese politische 
Freiheit von der bürgerlichen Freiheit, 
die das umfasst, was mit Freiheit als 

Selbstbestimmung gemeint ist. Poli-
tische Freiheit ist Freiheit als Selbst-
gesetzgebung. Die bürgerliche Freiheit 
schützt das Individuum in seinen le-
gitimen privaten und sozialen Betäti-
gungen. Besonders betont sie als eine 
der politischen Freiheiten die Versamm-
lungsfreiheit: Politisches Handeln ist 
immer Zusammenhandeln mit anderen 
Menschen. Wichtig sind zwei Dinge: 
Es geht um die Lösung der sozialen Fra-
ge und die Abschaffung des Kolonialis-
mus; und es geht um die Gründung der 
Freiheit, d.h. die Errichtung eines poli-
tischen öffentlichen Raumes.
Zu den Grundbegriffen der politischen 
Theorie Arendts gehören Macht und Ge-
walt, die zu differenzieren wesentlich 
ist. Macht als Handlungskompetenz ist 
jene Fähigkeit, mit anderen Menschen 
zusammen zu handeln. Macht entsteht 
in dem Zwischen, jener von Menschen 
gemeinsam handelnd gestalteten Welt. 
Macht ist die Kompetenz, Entschei-
dungen zu treffen und Handlungen zu 
setzen. Sie ist in einem ausgezeichne-
ten Sinn die Fähigkeit des Menschen, 
zusammen mit anderen Gemeinschaft 
zu gestalten. Macht hat niemand als 
Einzelner, sie entsteht in diesem Zwi-
schen und vergeht, wenn dieses zer-
stört wird. Gewalt hingegen ist dadurch 
gekennzeichnet, dass sie die Freiheit, 
die Entscheidungs- und Handlungskom-
petenz von Menschen zerstört. Gewalt 
zielt direkt auf die Zerstörung des Zwi-
schen. Im Akt der Gewalt werden Men-
schen instrumentalisiert für die Zwecke 
der Gewalt-Ausübenden; im schlimm-
sten Fall zielt Gewalt auf die Zerstörung 
der persönlichen Integrität oder des Le-
bens des oder der anderen Menschen.
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Freiheit und  
öffentliches Glück
Gemeint ist bei Arendt in Bezug auf die 
amerikanische Verfassung, dass „public 
happiness“ (nach Herta Nagl-Docekal) 
in der aktiven Anteilnahme an einem 
öffentlichen Leben, Anteilnahme an der 
Welt liegt. Doch dieses Glück der poli-
tischen Freiheit kann sehr schnell kip-
pen in die Vorrangstellung bloß bür-
gerlicher Freiheit, die unter anderem 
natürlich auch die mögliche Freiheit von 
Politik miteinschließt. Es kann kippen 
in ein Verständnis von Freiheit, dem-
zufolge Freiheit bloß in einem freien 
Spiel von Privatinteressen und die Bür-
gerrechte in dem Recht auf rücksichts-
lose Verfolgung des Eigennutzens be-
stehen. Es kippt in ein „enlightened self 
interest“, das aber mit dem Gedanken 
der Aufklärung sehr wenig zu tun hat, 
die ja gerade das Engagement für die 
Bürger_innenbeteiligung als Selbstge-
setzgebung, Beteiligung am Gestalten 
des öffentlichen Raums als das Glück 
politischer Freiheit auszeichnet. „Felix 
publica“ (Kant) ist der Grundgedanke 
des modernen Staates: Die von den Ge-
setzen Betroffenen sind selbst die Au-
torinnen und Autoren der Gesetze. Der 
Staat, so Arendt, ist der politisch-öf-
fentliche Bereich, der sichtbare Ort, an 
dem Freiheit sich manifestiert.
Doch auch hier sieht Arendt ein Kippen: 
Nicht mehr die eigene politische Frei-
heit als Beteiligung an der gerechten 
und solidarischen Gestaltung des Ge-
meinwesens interessiert die Men-
schen, sondern die Frage: Was kann 
ich vom Staat haben, inwieweit ist der 
Staat ein mögliches Mittel, unsere je 
private, je individuelle Glücksvorstel-

lung zu befriedigen? Der Blick auf den 
Staat ist dann nicht mehr primär unter 
dem Aspekt der Freude an der Mitbe-
teiligung gedacht, sondern in dem An-
spruch, möglichst frei gelassen zu wer-
den von Belastungen durch den Staat 
im Sinn eines möglichst ungehinderten 
eigenen auch ökonomischen Fortkom-
mens. Wenn Menschen das öffentliche 
Glück politischer Freiheit nicht mehr im 
Miteinander-Handeln im öffentlichen 
Raum sehen, sondern in der quantita-
tiven materiellen Befriedigung von Be-
dürfnissen, dann kann es jederzeit zu 
gefährlichen Entpolitisierungsprozes-
sen kommen, zum Weltverlust als Welt-
zerstörung.

Freiheit und Globalisierung
Welt ist als Mundus, als Menschen-
welt, als von Menschen durch Handeln 
gestaltete Welt – und nicht als Glo-
bus/Erde – zu verstehen. Politisches 
Handeln heißt bei Arendt, dass unse-
re Handlungen die Fäden sind, die in 
das Gewebe schon voraus liegender 
Handlungen eingezogen werden. Das 
Bezugsgewebe aus Handlungen und 
Sprechakten nennt Arendt das Zwi-
schen. Die Gesamtheit unserer Hand-
lungen bezeichnet sie mit dem Begriff 
Welt. Handeln macht Welt zu Öffent-
lichkeit.
Arendts Weltbegriff könnte für heutige 
Globalisierungsdebatten aufgegriffen 
werden. Wird Welt als Erde gefasst, 
bloß als physisch uns umschließender 
Raum, gibt es sofort Ausschlüsse, 
Flüchtlinge und Staatenlose haben 
dann keine Chance mehr auf Räume des 
Asyls. Gegen dieses Phantasma einer 
Welt-als-Globus ist ein anderer Begriff 

von Welt-als-Öffentlichkeit zu setzen, 
einer Welt, die uns nicht umschließt 
und einschließt, sondern zwischen uns 
entsteht, wo immer wir handelnd neu 
beginnen, so Oliver Marchart in An-
schluss an Arendt.
Freundschaft unter Menschen als po-
litische Tugend ist die Liebe zur Welt, 
d.h. Liebe zu dem Zusammen-Handeln 
mit anderen Menschen. Es ist das, was 
die Griechen „philanthropia“ nannten: 
Liebe zu den Menschen, die sich daran 
erweist, dass man bereit ist, die Welt 
mit ihnen zu teilen.

ANMERKUNG
1) An dieser Stelle gerät Arendt in die Gefahr 
eines elitären Konzepts von Republikanismus: 
öffentliche Freiheit, öffentliches Glück, Ver-
antwortung für öffentliche Angelegenheiten 
würden in einer Räterepublik, die sie als die 
„im wahrsten Sinn des Wortes aristokra-
tische Staatsform“ bezeichnet, nur wenigen 
zufallen.
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In ihrem kürzlich erstmals veröffent-
lichten Text „Die Freiheit, frei zu sein“, 
der wohl um 1966 oder 1967 entstand, 
schreibt Hannah Arendt über Revolutio
nen und die Frage, von wem und wa-
rum sie gemacht werden. Dabei wählt 
sie auffällig oft eine bestimmte Formu-
lierung: „Die Männer der Revolution.“ 
Arendt meint das nicht ironisch, sondern 
weist auf ein wichtiges Detail hin: Es ist 
kein Zufall, dass die „Männer der Revo-
lution“ Männer waren.
Die Französische Revolution, schreibt 
Arendt, scheiterte, weil die Männer der 
Revolution mit ihrer Idee von der Gleich-
heit aller Menschen sehr viel mehr ein-
geläutet hatten als nur, wie sie dachten, 
einen Wandel der Regierungsform. Dass 
die Französische Revolution unseren 
Begriff von Politik auf ein neues Level 
hob, sei allerdings nicht ihnen zu ver-
danken, sondern „le peuple“, verkör-
pert im legendären Marsch der Frauen 
nach Versailles: Die Frauen, schreibt 
Arendt, bestanden darauf, dass Freiheit 
nur möglich ist, wenn Menschen auch 
die Freiheit haben, frei zu sein. Es reicht 
nicht, keine Furcht (vor denen da oben) 
zu haben. Man braucht auch was zum 
Essen.
An der Größe dieser Aufgabe, nämlich 
aus der politischen auch eine soziale 
Revolution zu machen, ist die Franzö-
sische Revolution bekanntlich geschei-
tert. Sie endete in Terror und Restau-
ration, wie so viele Revolutionen nach 
ihr. Aber die Idee von einem Zusam-
menleben, in dem die Gleichheit al-
ler Menschen mehr ist als eine theore-
tische Formel, war in der Welt. Wegen 
dieses Sprungs auf eine neue Ebe-
ne, schreibt Arendt, wurde die Franzö-

sische Revolution trotz ihres Scheiterns 
zur Blaupause für weitere Revolutionen.
Ganz anders die Amerikanische Revo-
lution: Sie war zwar erfolgreich, denn 
sie mündete in einer stabilen Demokra-
tie. Aber sie blieb nur eine lokale Ange-
legenheit. Denn die Amerikanische Re-
volution stellte die soziale Frage nicht. 
Arendts Erklärung dafür ist bedenkens-
wert: Die revolutionäre Gleichheitsidee 
habe sich in Europa auf alle Menschen 
bezogen, was die bittere Not der Armen 
zum demokratischen Skandal machte 
(die Frauen wurden erst im 19. Jahrhun-
dert explizit aus dem männlichen Gleich-
heitskonzept ausgeschlossen). In Ame-
rika hingegen gab es die Sklaverei. Der 
Bereich des Elends menschlicher Aus-
beutung wurde sozusagen ausgelagert 
auf die Versklavten, die aufgrund des 
Rassismus nicht als Gleiche galten –  
ihr Elend musste die Revolution also 
nicht weiter beschäftigen.

Früher war die Frauen
bewegung ein Teil der  
Linken.  
Heute ist es andersrum
Wer macht nun die Revolution? Wen 
bringt sie ins Rampenlicht? Wer bleibt 
weiterhin marginalisiert? Es ist augen-
fällig, dass heute die großen Proteste 
gegen nationalistische, rassistische und 
ausbeuterische Politik nicht von „Män-
nern“, sondern von „Anderen“ angeführt 
werden: Die Women’s Marches nach der 
Inauguration von Donald Trump als Prä-
sident waren die größten Demonstratio
nen, die es in den USA jemals gegeben 
hat. Jugendliche organisierten kürzlich 
die Demonstrationen gegen die absur-
den Waffengesetze der USA. In Spani-
en riefen Feministinnen am 8. März zu 

einem Generalstreik auf, an dem sich 
Hunderttausende beteiligten. In der 
Türkei ist die Frauenbewegung die ein-
zige, die sich trotz Ausnahmezustand und 
Verboten mit großen Demonstrationen 
dem Regime Erdogan entgegenstellt. In 
Polen hat sich aus den feministischen 
Protesten gegen eine weitere Verschär-
fung des Abtreibungsverbotes eine Be-
wegung gegen die nationale Regierung 
generell entwickelt. Auch im Iran und in 
Russland sind es Frauen, die die jewei-
ligen Regime am klarsten herausfordern. 
Und vielleicht begann es schon mit der 
arabischen Rebellion, bei der 2011 so er-
staunlich viele Frauen in den ersten Rei-
hen marschierten.
Früher war die Frauenbewegung ein 
Teil der Linken. Heute, könnte man sa-
gen, ist die Linke ein Teil der Frauenbe-
wegung. Freilich nicht jener Bewegung 
weißer, bürgerlicher Frauen, deren For-
derungen sich darauf beschränken, für 

WER MACHT DIE REVOLUTION?
Antje Schrupp
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sich die gleichen Rechte einzufordern 
wie sie die weißen Männer bereits be-
sitzen. Das Projekt des Gleichstellungs-
feminismus ist schon länger erlahmt, 
aber spätestens seit der Niederlage 
von Hillary Clinton gegen Donald Trump 
auch symbolisch gescheitert. Nicht, 
weil Clinton die Wahl verloren hat; wer 
kämpft, kann immer auch verlieren. Son-
dern weil klar wurde, dass Clinton keine 
Kandidatin der Revolution ist, sondern 
eine des Establishments.
Feministinnen, die das Erbe der Arbei-
terinnen antreten wollen, die nach Ver-
sailles zogen, um von der Revolution 
Brot für sich und ihre Familien einzufor-
dern, können sich nicht auf ihre Eman-
zipation „als Frauen“ beschränken, son-
dern müssen die menschliche Differenz 
generell aufgreifen. Das ist der Sinn da-
von, Frauen* mit einem Sternchen zu 
schreiben: Frauen* bezeichnet kein Ge-
schlecht, sondern eine politische Posi-
tion – Frauen und andere „Andere“. Es 
geht nicht darum, der männlichen Iden-
tität eine eigene, weibliche gegenüber-
zustellen, sondern darum, den Raum des 
Politischen für das Nicht-Identische zu 
öffnen: für die unterschiedlichsten Ge-
schlechter und Queers, für feministische 
und unmännliche Männer, für alle, die, 
aus welchen Gründen auch immer, aus 
der Norm des Menschseins hinausdefi-
niert wurden und werden, aus rassisti-
schen, kapitalistischen, religiösen oder 
sonstigen Motiven.

In den Analysen radikal  
bleiben, ohne Bündnisse  
unmöglich zu machen
Das ist nicht leicht, denn eine Koalition  
der „Anderen“ führt unweigerlich zu 

Konflikten. Frauen* lassen sich nicht auf 
ein gemeinsames Programm einschwö-
ren, und die alten politischen Formen 
der Befriedung – Abstimmung und Par-
teiräson – funktionieren nicht. Wie geht 
man mit Antisemitinnen in den eigenen 
Reihen um? Was machen wir mit dem in-
nerfeministischen Konflikt rund um das 
Thema Sexarbeit? Wann ist Solidarität 
gefragt und wann harte Auseinander-
setzung? Wie bleiben wir in den Analy-
sen radikal, ohne Bündnisse unmöglich 
zu machen und in tausend kleine Sekten 
zu zerfallen? Auf diese Fragen müssen 
in der Praxis erst noch Antworten ge-
funden werden.
Dass es nicht mehr die „Männer der Re-
volution“ sind, die heute Revolutionen 
machen, sondern „Frauen und ande-
re Andere“ wird politisch noch fast gar 
nicht diskutiert. Der mediale Blick der 
öffentlichen Debatten sucht noch im-
mer nach traditionellen Kategorien. 
Viele männliche Linke finden zwar den 
Aufbruch, die Aktionen und die Demos 
sympathisch, erkennen jedoch in den 
Akteur*innen nicht die Anderen, son-
dern nur Varianten von sich selbst – 
sind wir denn nicht alle Menschen? Das 
Potenzial des Neuen wird so übersehen. 
Andere wehren sich gegen den Autori-
tätsverlust der „alten weißen Männer“, 
fühlen sich von den Frauen* ungerecht 
behandelt und schreiben über ihre be-
dauernswerte Lage lange Jammerarti-
kel in die Feuilletons.
Wer hingegen sehr genau verstanden 
hat, entlang welcher Linien die revolu-
tionären Auseinandersetzungen heu-
te verlaufen, sind die neuen Rechten 
und ganz Rechten. Ob Trump, Putin oder  
Erdogan, ob AfD oder Alt-Right: Was sie 

eint, ist das offene Bekenntnis zu Ras-
sismus und Antifeminismus. Der An-
spruch auf patriarchale, herrenmensch-
liche Privilegien wird rechtsaußen nicht 
mehr hinter jovialen Lippenbekenntnis-
sen zur Gleichberechtigung versteckt, 
sondern ist zum Markenkern gewor-
den: Frauen und andere Andere haben 
nur dann eine Existenzberechtigung und 
einen Anspruch auf würdevolles Leben, 
wenn sie tun, was ihnen von den macht-
habenden Männern als Lebenssinn zu-
gewiesen wird. Vertreten sie eine eige-
ne, abweichende Meinung, werden sie 
bekämpft.

Wer macht also die  
Revolution?
In einer Welt, die so, wie sie heute ist, 
nicht bleiben kann, stehen sich im Jahr 
2018 zwei politische Kräfte gegenüber: 
Feministische, intersektionale Bewe-
gungen auf der einen Seite, faschi-
stische, nationalistische, rechtspopulis-
tische auf der anderen. Die „Männer der 
Revolution“ müssen sich entscheiden, 
wo sie sich einreihen wollen.

ANMERKUNG
Der Beitrag wurde im Spielzeitbuch 2018/2019 
des Deutschen Theaters Berlin erstveröffent-
licht.
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Ich bin Feminist! Ich bin Feministin! Auf 
dem Laufsteg, auf der Stange, auf der 
Tasche, auf dem T-Shirt … von hinten, 
von vorne, auf Brusthöhe. Das einstige 
F-Wort ist zu einer Marke mutiert, die so 
wenig mit feministischem Aktivismus zu 
tun hat wie Feminist_innen mit der Kir-
che im Dorf.
Seit Köln, spätestens seit MeToo ist der 
Feminismus im Mainstream angekom-
men, das große Wir ist für die Gleichbe-
rechtigung, kämpft für die Gleichberech-
tigung, steht für die Gleichberechtigung. 
Die einzigen, die es nicht tun, sind die 
Menschen mit Fluchthintergrund, mit 
Migrationshintergrund, kurz Menschen 
mit Hintergrund, noch kürzer Nicht-Wir. 
Vordergründig ist das Wir. Wir, das sind 
nicht nur die rechten, sondern auch die 
mittendrin: gut situierte, weiße, meist 
heterosexuelle, nicht behinderte Frauen 
und Männer.

Feminismus-Marketing
Mittendrin kleiden sich die Privilegierten 
feministisch. Schmücken sich vorne, hin-

ten, auf Brusthöhe mit Feminismus. Au-
genfällig mit pinken Schleifen, großen 
Lettern – allerdings nicht auf Augenhö-
he. Auf Augenhöhe gerät der Feminismus 
aus dem Blick und weicht dem Prestige: 
der Marke Feminismus. Auf den ersten 
Blick mag die Marke dem Feminismus 
zuspielen, auf den zweiten entpuppt sie 
sich als Tarnung. Was da getarnt wird, 
sind Macht- und Ungleichverhältnisse, 
die als feministisch ausgewiesen wer-
den. So ist es möglich, mit dem Image 
des Feminismus vorne, hinten, auf Brust-
höhe marketingorientiert politisch zu 
wirken. Innerhalb und mittendrin.
Doch handelt es sich hierbei um ein 
Image. Das Image, das produzierte Bild, 
bezeichnet die Prestigesteigerung einer 
Person, einer Organisation, eines Un-
ternehmens, eines Produkts. Im Fall der 
Imagepolierung mit Feminismus wird die 
Zielgruppe von gut situierten, weißen, 
meist heterosexuellen, nicht behinder-
ten Frauen und Männern anvisiert. Kurz, 
privilegierte Mittelschichtsbürger_innen 
stehen im Zentrum des Interesses des 

Feminismus-Marketing, der nicht nur den 
Feminismus gefährdet, sondern auch die 
Demokratie. Wenn ursprünglich der Fe-
minismus auf die Demokratisierung von 
gesellschaftlichen Macht- und Ungleich-
verhältnissen abzielte, wird jener nun 
dazu benutzt, Macht- und Ungleichver-
hältnisse zu individualisieren und zu le-
gitimieren.

Feminismus ist Haltung
Denn der Feminismus ist weder ein Mar-
keting, noch ein Image, noch eine Marke. 
Der Feminismus ist auch kein Kampf, der 
Feminismus ist Haltung. Nach wie vor. Es 
ist eine Haltung gegenüber sich, gegen-
über anderen, gegenüber der Welt. Er ist 
eine kritische Haltung gegenüber Macht- 
und Ungleichverhältnissen, die nicht nur 
zwischen den Geschlechtern wirksam 
sind, sondern eben auch zwischen den 
Klassen, Religionen, Nationen, Herkünf-
ten.
Laut die Behauptung: Ich bin Femi-
nist!, und leise die Frage: bin ich femi-
nistisch? Die Antwort würde die Hal-
tung geben: Wenn ich als adressierter 
Mann die privilegierte Position innehabe, 
dass mir mehr zugehört und zugespro-
chen wird als Frauen, so würde ich un-
missverständlich deutlich machen, dass 
die Frau, die gerade eben spricht, min-
destens gleich berechtigt ist, angehört 
zu werden, wie ich. Wenn mir aufgrund 
meines Geschlechts, meines Begehrens, 
meiner Klasse, meiner Herkunft mehr zu-
gehört wird als anderen, oder anders for-
muliert, wenn mein Sprechen aufgrund 
meiner Geschlechts-, meiner Begehrens-, 
meiner Klassen-, Herkunftszugehörig-
keit angehört wird und ein anderes Spre-
chen nicht, so wäre es meine Haltung als  

FEMINIST-WASHING?
Feminismus ist keine Marke!
Judith Klemenc
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Feminist_in, andere vermehrt anzuhören, 
gar das Unerhörte zwischen den Zeilen 
der Individualisierung zu hören. Es würde 
heißen anzuhören, gar zu lauschen, und 
gewiss nicht pink- und großaufgeblasen 
statt anderen zu sprechen.
In Anlehnung zu einem Green-Washing 
bezeichnet Pink-Washing PR-Methoden, 
die darauf abzielen, Menschen, Unterneh-
men und Organisationen in der Öffent-
lichkeit ein feministisches, ein LGBTTIQ  
(lesbische, schwule, bisexuelle, transse-
xuelle, transgender, intersexuelle und 
queere Menschen) freundliches Image zu 
verleihen, ohne dass es dafür eine hin-
reichende Grundlage gibt. Der Begriff 
Pink-Washing rekurriert auf die US-ame-
rikanischen Kosmetik- und Pharmafirmen, 
die mit pinken Schleifen, dem Symbol für 
das Engagement gegen Brustkrebs, für 
ihre Produkte warben. Das Heikle da-
ran war, dass deren Produkte verdäch-
tig wurden, krebserregend zu sein. Vor 
diesem Hintergrund wurde die pinke 
Schleife nicht als ehrliches Engagement, 
sondern als heuchlerische Marketing
strategie wahrgenommen.

Neoliberale Symptome
So manche Feminist_innen begrüßen pin-
ke Schleifen, große Lettern … mit dem 
Argument der Vermittlung, gar erachten 
sie das Ankommen im Mainstream als 
unabdingbar, um feministisch zu wirken. 
Doch bezweifle ich dies vehement und 
codiere hinter einem scheinbaren An-
kommen im Mainstream eine Korrum-
pierung einer feministischen Bewegung, 
die daran erstickt. Das Begehren seitens 
so mancher Feminist_innen, von einer 
Öffentlichkeit im Sinne der Sichtbarkeit 
anerkannt zu werden, täuscht über die 

Tatsache hinweg, dass diese Form der 
Anerkennung eine Subsumierung dar-
stellt. Nach wie vor sind die Sichtbar-
keitsformate an einen Blick gebunden, 
der nicht als feministisch bezeichnet 
werden kann. Vielmehr fördert er Bilder 
zu Tage, die Ungleich- und Machtverhält-
nisse individualisieren. Nicht mehr eine 
hegemoniale Gesellschaft ist für Macht- 
und Ungleichverhältnisse verantwortlich, 
sondern das Individuum. Die Scham als 
operierendes Mittel einer Eigenverant-
wortlichkeit erwürgt jegliches kollek-
tives Aufbegehren, gar äußert sich ein 
solches aufgrund einer Individualisierung 
von Leben als allergischer Hustenanfall, 
den es zu beruhigen gilt. Doch auch hin-
ter vorgehaltener Hand ist der Husten zu 
hören, leider eben als Krankheit und nicht 
als Symptom eines neoliberalen Virus.
Doch was zu sehen ist, sind eben vorge-
haltene Hände, die mit einem Feminis-
mus-Marketing unmittelbar nach oben 
finden, zuwinkend, den Menschen, den 
Kollektiven, den Institutionen, die sich 
mit der Marke Feminismus von hinten, 
von vorne, auf Brusthöhe kleiden. Wohl 
in der latenten Hoffnung, gehört zu wer-
den in diesem Mainstream, der schein-
bar für einen Feminismus einsteht, der 
für eine Gleichberechtigung kämpft.

Haltung zeigen
Doch der Schein trügt, das Feminis-
mus-Marketing ist nichts mehr als ein 
Schleier, der zur Tarnung von einem still-
schweigenden Einverständnis einer anti-
feministischen Politik dient. Lüftet man 
ihn, wirken darunter jene Kräfte weiter, 
die feministische Institutionen den Hals 
abdrehen. Ein Hals, der notdürftig nach 
Luft ringt und jeden Atemzug für das Auf-

springen auf den fahrenden Zug spart, 
der vermeintlich den Feminismus zum 
Rollen bringt.
Wir sollten uns den Einspruch der 
US-amerikanischen Philosophin Nancy 
Fraser ins Gedächtnis rufen, dass solche 
Formen feministischer Repräsentationen 
kaum mehr sind als oberflächliche Ab-
lenkungsmanöver, „Verkörperungen des 
neoliberalen Feminismus, der in allerer-
ster Linie privilegierten Frauen weiter-
hilft“.
Es gilt wohl nicht nur die Kirche im Dorf 
zu lassen, sondern auch die Laufstege, 
die Stangen, die T-Shirts zu meiden, gar 
das Mittendrin. Mittendrin würde es hei-
ßen, den Rand zu touchieren, um aus 
einem Abstand zu sich, zu anderen, zur 
Welt zu fragen. Zeigen wir Haltung und 
fragen wir. Stellen wir die Frage nicht nur 
am Rande, ob wir feministisch sind. Die 
Antwort steht gewiss nicht vorne, hin-
ten, auf Brusthöhe mit pinken Schleifen, 
großen Lettern. Sie ist auf Augenhöhe 
gegeben.

ANMERKUNG
Nancy FRASER, zit. n.: Ada Magazin. https://
adamag.de/1-prozent-feminismus-neolibera-
lismus
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Kürzungen für Frauenvereine
Explizit feministische Vereine trifft es 
am stärksten. Die Kürzungen werden 
vom Frauenministerium mit „Umschich-
tungen“ begründet.
• Frauenbibliothek des Innsbrucker Ar-
beitskreises Emanzipation und Partner-
schaft (AEP): minus 1.800 Euro (20%)
• Interdisziplinäres Archiv für Femini-
stische Dokumentation – ArchFem: mi-
nus 1.000 Euro (20%)
• Klagsverband zur Durchsetzung der 
Rechte von Diskriminierungsopfern: 
35.000 Euro (50%) weniger
• Österreichische Berg- und Kleinbäuer_ 
innen-Vereinigung (ÖBV): 8.240 Euro 
(50%) weniger
• Verein Frauenforschung und weib-
licher Lebenszusammenhang: minus 
6.600 Euro (20%)
• Autonomes FrauenLesbenzentrum 
Innsbruck: minus 5.000 Euro (100%)
• kinovi[sie]on. Filme von Regisseu-
rinnen – ein feministisches Kinoprojekt: 
minus 1.000 Euro (100%)
• „L'Homme“, Europäische Zeitschrift 
für feministische Geschichtswissen-
schaft: 5.000 Euro (100%) weniger
• Frauensolidarität: Zeitschrift, Biblio
thek, Veranstaltungen: 17.000 Euro 
(100%) weniger
• Frauenhetz – feministische Bildung, 
Kultur und Politik: 12.000 Euro (100%) 
weniger
• Magazin „an.schläge“: minus 23.000 
(100%)
• One Billion Rising Austria: Für ein 
Ende der Gewalt an Frauen und Mäd-
chen: 5.500 Euro (100%) weniger
• Netzwerk österreichischer Frauen- 
und Mädchenberatungsstellen: minus 
5.000 Euro (100%)

• Frauengesundheitszentrum Salzburg: 
minus 20.000 Euro (100%)
Laut Österreichischem Frauenring eben-
falls von Kürzungen durch das Frauen-
ressort betroffen:
• Österreichischer Frauenring, Dachor-
ganisation Österreichischer Frauenver-
eine: 7.980 Euro (30%) weniger
• FrauenFilmTage des Vereins proFrau –  
Plattform für Frauenrechte gegen Diskri-
minierung: 4.120 Euro (100% weniger).
• Frauenkunstprojekt Animationsfilm-
festival „Tricky Women“: 10.000 Euro 
(100%) weniger
Anfang August ist dann durchgesickert, 
dass auf Frauenvereine nächstes Jahr 
weitere Förderkürzungen zukommen. Der 
Budgetplan für 2019 sieht 230.000 Euro  
weniger vor, wie das Frauenministerium 
der APA bestätigte. 2019 stehen damit 
nun nur knapp 5,3 Mio. Euro für Frauen
initiativen zur Verfügung.

Verschiedenheit zwischen 
Männern und Frauen als 
Pflicht
– so steht es im Regierungsprogramm. 
Nur wenn Frauen verschieden sind, ha-
ben sie Würde. Dies ist eine Drohbot-
schaft, die wirklich ernst genommen 
werden muss. Die Aussage über die Ver-
schiedenheit von Frauen kann als eine 
Gegenideologie nicht nur gegen Gleich-
stellungspolitik im engeren Sinne, son-
dern gegen die Politik der Modernisie-
rung der österreichischen Gesellschaft 
seit den 1970er Jahren gesehen werden. 
Dazu passt auch folgende Aussage der 
zuständigen Aussenministerin Kneissl 
(FPÖ) bei der Präsentation des Integra-
tionsberichtes: „Es liegt im Einflussbe-
reich von Frauen, wie sich die kleinen 

Paschas und Machos aus welchem Kul-
turkreis auch immer entwickeln“ – Kein 
Wort von ungleichen Arbeits-, Einkom-
men-, Vermögens- und Machtverhält-
nissen, kein Wort von Männerbünden 
und Frauenausschluss – die für die Kin-
dererziehung verantwortlichen Frauen 
sind letztlich selber schuld an den pa-
triarchalen Geschlechterverhältnissen!  

Konservatives Familienmo-
dell im Regierungsprogramm
Familie sei „Gemeinschaft von Frau und 
Mann mit gemeinsamen Kindern als na-
türliche Keimzelle und Klammer für eine 
funktionierende Gesellschaft und Ga-
rant unserer Zukunftsfähigkeit“. Dies ist 
ein Familienmodell, das Alleinerziehen-
de und Regenbogenfamilien diskriminiert 
und das völlig an der Realität in unserer 
Gesellschaft vorbeigeht.
Dazu passt, dass die katholische Funda-
mentalistin Gudrun Kugler zur Spreche-
rin der ÖVP für Menschenrechte ge-
kürt wurde. Auf ihrer Agenda war bisher 
u.a. der Kampf gegen gleiche Rechte für 
Homosexuelle sowie die Forderung, dass 
christliche Standesbeamte die Vornahme 
einer eingetragenen Partnerschaft aus 
Glaubensgründen ablehnen dürfen, und 
sie bekennt sich offen zum Antifeminis-
mus: „Ich stehe für die Mütter und Fami-
lien, die sich von herkömmlichen Quoten-
feministinnen nicht vertreten fühlen.“

Familienberatungsgelder  
gekürzt
Die aktuellen (gesetzlich vorgeschrie-
benen!) Förderraten sind nun tatsäch-
lich – ohne jede vorherige Ankündigung 
überfallsartig und ohne jede Erklärung (!) 
um 8% gekürzt worden. 18.000 Familien  

GRAUSLICHKEITEN DER TÜRKIS-BLAUEN  
BUNDESREGIERUNG IN DER FRAUENPOLITIK
Die Liste wird länger – es sind neue Grauslichkeiten dazugekommen
Monika Jarosch
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sind davon betroffen – 26.000 Bera-
tungsstunden müssen österreichweit 
eingespart werden. „Familienbera-
tungsstellen sollen mit ihrem nieder-
schwelligen Angebot die körperliche, 
soziale und psychische Gesundheit von 
Familien, Paaren und Kindern in Öster-
reich absichern“. So steht es im Gesetz. 
Aufgrund von Protesten wird es auf eine 
Kürzung von 5% hinauslaufen.

Einschränkungen beim  
Gewaltschutz
Es soll im Gewaltschutz „umgeschich-
tet“ werden. Doch wird auch dem Ver-
ein „One Billion Rising Austria“ alles 
gestrichen. Ebenso gestrichen die Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei und 

Frauenhäuser(Trainerinnengeld für Po-
lizeischulungen zu häuslicher Gewalt). 
Die Polizei zieht sich aus den soge-
nannten Marac-Konferenzen zurück, die 
sämtliche Helfer*innen – von der Poli-
zei bis zum Frauenhaus – versammelten, 
um in Hochrisikofällen die Gefahren für 
Opfer häuslicher Gewalt abzuwenden. 
Und in den nächsten vier Jahren sind 
nur 100 Gewaltopferplätze mehr in Ös-
terreich vorgesehen – nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein.

„Familienbonus“
Als Steuerabsetzbetrag kommt der Fa-
milienbonus nur jenen zugute, die Lohn- 
bzw. Einkommenssteuer bezahlen. Für 
viele Familien ist es ein Familien-Malus, 

da sonstige Steuervergünstigungen 
wie Absetzbarkeit der Kinderbetreuung 
wegfallen. Frauen fallen weit seltener 
in die begünstigten Steuergruppen. Der 
Familienbonus ist ein negativer Anreiz 
für die Erwerbstätigkeit der jeweiligen 
(zumeist weiblichen) PartnerInnen und 
wirkt als Prämie für das männliche Fa-
milienernährer-Modell. Es ist schlicht 
und einfach eine Steuererleichterung 
für besser Verdienende. Gering verdie-
nende Paare und Familien, deren Kinder 
im Ausland leben, gehen leer aus.

Mindestpension neu
Bei der geplanten „Mindestpension 
neu“ werden Kindererziehungszeiten 
nicht berücksichtigt – wenige Frauen 
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werden 40 Jahre durchgängige Arbeits-
zeit vorweisen können. Dies bedeu-
tet also eine geringe Mindestpension. 
Nur 10% der BezieherInnen sind Asyl-
berechtigte. Künftig soll das erste Kind 
216 Euro erhalten, das zweite 129 und 
jedes weitere nur noch 43 Euro monat-
lich. Über 54.400 Familien mit drei oder 
mehr Kindern sind von diesen Kürzungen 
betroffen. Schon jetzt können es sich 
viele Familien nicht leisten ihre Kinder 
bei Schulaktivitäten anzumelden.

Geld für Kindergärten
Es wurde eine Einigung mit den Bundes-
ländern in Sachen Kindergartenausbau 
bekannt gegeben: Es wird doch nicht ge-
kürzt, es wird sogar etwas mehr als bis-
her: 140 Mio Euro Bundes- und 40 Mio. 
Euro Landesbeitrag. Die SPÖ regierten 
Länder wurden über die Einigung le-
diglich im Nachhinein via Medien in-
formiert. Dabei besonders perfide: Die 
Junktimierung der Mittelvergabe mit 
dem Kopftuchverbot für Mädchen. Da-
her bleibt dieser Punkt bei den „Graus-
lichkeiten“.

Kürzung der Mittel für den 
Ausbau der schulischen 
Nachmittagsbetreuung
Die zum Ausbau der ganztägigen Schul-
formen bis 2025 vorgesehenen Mittel 
mit dem Ziel, die Betreuungsquote von 
derzeit 20 auf 40% der Schüler*innen 
an den Pflichtschulen zu steigern, wur-
den bis 2032 gestreckt und damit um die 
Hälfte gekürzt.

12-Stunden-Arbeitstag
Unter diesem Titel werden die noch 
bestehenden Hürden für den 12-Stun-

den-Arbeitstag und die 60-Stunden- 
Arbeitswoche abgebaut. Falls Gleit-
zeitregelungen bestehen, entfallen die  
Überstundenzuschläge für die 13. und 
14. zusätzliche Arbeitsstunde. In der 
ohnehin bereits wenig Freizeit- und 
Familienverträglichen und von Ar-
beitskräftemangel betroffenen Tou-
rismusbranche wird damit die „Work- 
Life-Balance“ noch weiter zulasten der 
Life-Seite verschoben. Dies betrifft 
Frauen und Männer. Frauen jedoch be-
sonders, die immer noch den Großteil 
der familiären Arbeit leisten oder dann 
bei einem 12-Stunden-Arbeitstag des 
Mannes diese Arbeit zusätzlich über-
nehmen müssen. Auch wenn dies auf 
freiwilliger Basis erfolgen soll, werden 
Frauen die ersten sein, die nicht länger 
arbeiten können und daher von den fle-
xibleren Männern verdrängt werden. 
Wie soll sich Kinderbetreuung bei einem 
12-Stunden-Arbeitstag ausgehen? Wer 
macht die unbezahlte Arbeit (Hausar-
beit, Pflege, Kinderbetreuung)?

Streichung der 
Notstandshilfe
Mit der geplanten Streichung der Not-
standshilfe und deren Ersatz durch die 
„Mindestsicherung neu“ wird die erst 
vor einem Jahr aufgehobene frauendis-
kriminierende Anrechnung des Partner
einkommens wieder eingeführt.

Gleichstellung als  
Unterrichtsprinzip gekippt
Ein Ziel dieses Prinzips war u.a. „Be-
wusstmachung von alltäglichen Formen 
von Gewalt und Sexismus in der Schu-
le, am Arbeitsplatz, in den Medien“. Das 
Bildungsministerium rechtfertigt sich 

damit, dass das Thema Gleichstellung 
von Frauen und Männern ohnehin in den 
Lehrplänen aller Schultypen verankert 
und eine Überarbeitung und Neugestal-
tung in Ausarbeitung sei. Man darf auf 
die Neufassung gespannt sein. Jeden-
falls ist die für Schulanfang angekündi-
gte bis heute nicht erfolgt.

Auflösungen von Genderab-
teilungen auf Bundesebene
Nach Informationen des Österreichi-
schen Frauenrings wurden die Gen-
derabteilungen im Sozialministerium 
und im Bildungs- und Wissenschaftsmi-
nisterium aufgelöst.

Angriff auf geschlechter
gerechte Sprache
Einschränkung des geschlechterge-
rechten Sprachgebrauchs an Schulen 
und Universitäten, verbindliche Ver-
wendung des generischen Maskulinums 
und Untersagung der Verwendung des 
Binnen-I oder die Nennung beider Ge-
schlechter auch in abgekürzter Form im 
Verteidigungsministerium.

Sexualdelikte im öffentlichen 
Raum
Laut „Medienanregung“ des Innenmini-
steriums sollen Sexualdelikte im öffentli-
chen Raum „proaktiv“ kommuniziert wer-
den und die Staatsbürgerschaft und der 
Aufenthaltsstatus von Verdächtigen in 
Aussendungen explizit genannt werden. 
Kritik vom Verein Autonome Österrei-
chische Frauenhäuser: Es bestehe „eine 
große Gefahr der Verzerrung“, denn der 
weitaus größte Anteil an Übergriffen 
gegen Frauen passiere „in den eigenen 
vier Wänden“.
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Keine Karenz-Anrechnung  
im Job
10 Monate bekommen Frauen für die 
Karenz angerechnet, wenn es um Ur-
laubsansprüche oder Kündigungsfristen 
geht. Haben sie drei Kinder und waren 
insgesamt sechs Jahre in Karenz, sind 
es trotzdem nur 10 Monate – was etwa 
den Anspruch auf die 6. Urlaubswoche 
in weite Ferne rücken lässt. Beim Ge-
haltsschema ist es noch drastischer: 
Dort fehlen den Frauen die sechs Jah-
re komplett. Die Regierung hat eine Kor-
rektur der Gesetzeslage angekündigt. 
Doch ÖVP und FPÖ haben jetzt einen 
Rückzieher gemacht – weil Unterneh-
mer gegen eine Besserstellung bei der 
Karenz-Anrechnung waren. Den Antrag 
der SPÖ auf vollständige Anrechnung 
der Karenzzeiten per Gesetz lehnen die 
Regierungsparteien ab.

Förderungen an schlagende 
Schülerverbindungen
Dies ist nicht neu: Seit vielen Jah-
ren werden schlagende Schüler-
verbindungen – darunter zahlreiche 
Burschenschaften – über die Bundesju-

gendförderung staatlich mitfinanziert, 
z.B. fließen öffentliche Gelder auch an 
den Österreichische Pennälerring (ÖPR). 
Dies ist jener Dachverband, dem rund 60 
schlagende Schülerverbindungen ange-
hören und dem bis zum Aufkommen der 
Affäre rund um rassistische Liederbü-
cher auch die Germania zu Wiener Neu-
stadt angehörte. Auf der Homepage des 
ÖPR wird unter anderem das Mensur-
fechten als Tätigkeit angepriesen, bei 
der Burschen mit „scharfen Waffen“ ih-
ren „Mann stehen“ können. Frauen ist 
eine gleichberechtigte Mitglied-
schaft untersagt.
Laut Jugendförderungsgesetz müssten 
die Vereine mit ihrer Arbeit – und  
damit auch den staatlichen Geldern – 
bestimmte Ziele erfüllen. Dabei geht 
es um Demokratieförderung, aber auch 
um „die Förderung der Bereitschaft zu  
Toleranz, Verständigung und fried-
lichem Zusammenleben“ sowie „des 
gegenseitigen Verständnisses im inner-
staatlichen wie auch im internationalen 
Bereich“. Auch die „Gleichberechtigung 
beider Geschlechter“ ist ein Förderkri-
terium.

Statt Menschen mit  
Beeinträchtigungen besser 
zu unterstützen, werden ihre 
Mittel gekürzt
380 Euro im Monat werden Menschen 
weggenommen, die aufgrund schwerer 
Behinderungen die Mindestsicherung 
beziehen und betreutes Wohnen in An-
spruch nehmen. Diese Kürzung wurde 
nicht einmal im Regierungsprogramm 
angekündigt. Und im Wahlprogramm der 
ÖVP hieß es sogar noch: „Menschen mit 
Behinderung besser unterstützen“. ÖVP 
und FPÖ betonten indes, dass alle Men-
schen mit Behinderung, die bisher einen 
Eigenanspruch hatten, die erhöhte Fa-
milienbeihilfe auch weiterhin beziehen 
können. Dort, wo die öffentliche Hand 
zur Gänze für den Unterhalt aufkommt, 
werde auch in Zukunft wie bisher keine 
erhöhte Familienbeihilfe gewährt.
Die Behindertenvertreter befürchten, 
dass es bei tausenden Betroffenen zu 
Kürzungen der Familienbeihilfe kommen 
könnte.

Geld für „Krisenpflege
mütter“ gestrichen
Seit Juli bekommen die sogenannten 
Krisenpflegemütter aufgrund eines Er-
lasses des Familienministeriums kein 
Kinderbetreuungsgeld mehr.
Krisenpflegemütter kümmern sich um 
Säuglinge und Kleinkinder in Krisen-
zeiten. Die Kinder werden aus unter-
schiedlichsten Gründen – meist aufgrund 
schwieriger Familiensituationen –  
für Tage, Wochen oder Monate aus ih-
ren Familien genommen. So lange, bis 
geklärt ist, ob Kinder zurück zu den 
leiblichen Eltern können, ob sie zu Ver-
wandten oder dauerhaft zu Pflegeeltern 
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kommen, bleiben die Kinder bei den Kri-
senpflegemüttern. Bis Juli dieses Jah-
res bekamen Krisenpflegemütter für die 
Dauer, in der sie für ein Kind sorgten, 
Kinderbetreuungsgeld. Aufgrund eines 
Erlasses des Familienministeriums gibt 
es kein Kinderbetreuungsgeld mehr, 
weil es sich – so die Begründung – bei 
dieser Form der Betreuung um kein Dau-
erpflegeverhältnis handelt.

Computerprogramm der  
Regierung für das AMS zu Be-
treuungszeit und Fördergeld
Ab 2020 plant die türkis-blaue Regie-
rung ein Computerprogramm, das über 
einen Algorithmus (mit-)entscheidet, 
wer vom AMS Betreuungszeit und För-
dergelder erhält und wer nicht. Men-
schen sollen dabei in drei Kategorien 
eingeteilt werden: In jene mit hohen, 
mittleren und niedrigen Arbeitsmarkt-
chancen. Die Einteilung soll über eine 
Punktevergabe erfolgen. Für persön-
liche Merkmale wie weibliches Ge-
schlecht, gesundheitliche Beein-
trächtigung oder Herkunft aus einem 
Drittstaat gibt es Punkteabzug mit gra-
vierenden Folgen: Je weniger Punkte 
eine Person erhält, desto weniger wird 
sie gefördert.
Die Problematik dabei: Erstens wird 
unterstellt, dass es sich beispielswei-
se bei Frauen oder Alleinerziehenden 
um eine homogene Bevölkerungsgrup-
pe handelt. Alleine fürs Frausein gibt 
es Minuspunkte im Algorithmus! Eine 
weitere Diskriminierung findet über die 
Einschätzung von Betreuungspflichten 
statt: Für eine Frau gibt es Punkteab-
zug für Betreuungspflichten, für einen 
Mann nicht.

Zweitens findet kein Ausgleich sozia
ler Ungleichheit und Ungerechtigkeit 
statt: Statt einer arbeitssuchenden Per-
son aus Kategorie 3 mehr Fördergelder 
und Betreuungszeit zuzuteilen, um die 
strukturelle Ungleichheit auszutarieren, 
wird dieser Mensch gleich aufgegeben. 
Ein Mehr an diesen Zuwendungen käme 
nur Personen aus Kategorie 1 und 2 zu. 
Die Starken werden also weiter gestär-
kt und die Schwachen noch mehr ge-
schwächt. Wer es besonders schwer 
hat – der oder die bekommt absurder-
weise weniger statt mehr. Chancenaus-
gleich sieht anders aus.
Drittens ist anzunehmen, dass das 
Programm nicht fehlerfrei arbeiten 
wird. Aus Sicht von ExpertInnen wer-
den 15-20% der Personen falsch einge-
teilt, das wären derzeit beispielsweise 
50.000 Personen. Diese Fehlbeurteilung 
hätte massive Auswirkungen auf die 
berufliche und persönliche Situation der 
Arbeitssuchenden sowie ihrer Familien 
(inklusive Kinder).
Der AMS-Algorithmus muss als 
frauen- und menschenverachtend 
sowie diskriminierend eingestuft 
werden. Er fördert Rassismus, Sexis-
mus und Altersdiskriminierung.

Was tun?
Diese Kürzungen reihen sich nahtlos 
ein in all die Vorhaben und neuen Rege-
lungen der Bundesregierung, die offen-
sichtlich nichts anderes zum Ziel haben: 
nämlich die bisherigen Errungenschaf-
ten für Frauen zunichte zu machen.
Diese Liste der Grauslichkeiten ist 
nicht vollständig und sie wird fortge-
setzt werden. Probleme der Gewalt 
an Frauen und der Diskriminierung von 

Frauen werden im Regierungsprogramm 
nur auf Flüchtlinge projiziert und damit 
abgelenkt von der allgegenwärtig exi-
stierenden Gewalt an Frauen. Die Kür-
zungen, die Flüchtlinge betreffen, kön-
nen hier gar nicht aufgezählt werden.
Monat für Monat geht die Regierung 
mit neuen Maßnahmen an die Öffent-
lichkeit. Allen neuen Maßnahmen und 
Gesetzesvorlagen ist eines gemein-
sam: Sie sind zutiefst antifeministisch 
und greifen den in der Verfassung ver-
ankerten Grundsatz der Gleichberechti-
gung und die Verpflichtung zur Gleich-
stellung massiv an.
Es muss immer wieder auf diese 
frauenfeindliche Politik hingewie-
sen werden, immer wieder aufs 
Neue, die Liste verlängert sich Mo-
nat für Monat.

ANMERKUNG
Quellen: Eigene Recherche und mit großem 
Dank an Max Preglau’s Regierungswatch: Um-
bruch der politischen Kultur in Österreich: von 
der schwarz-blau/orange Wende 2000 über 
das rot-schwarze Interregnum 2006-2017 zu 
Schwarz/Türkis-Blau 2.0.
ht tps://w w w.uibk .ac.at /soziologie/doku-
mente/pdf/mitarbei ter/ team/ info_fpoe_
preglau_max.pdf
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Die vom Innenministerium festgesetz-
te Eintragungswoche ist mit dem 8.10.18 
zu Ende gegangen und brachte für das 
Frauen*Volksbegehren 2.0 insgesamt 
481.906 Unterschriften, das sind 7,56 % 
der Wahlberechtigten in Österreich. In 
Tirol lag die Unterstützung mit 31.169 Un-
terschriften bei 5,76 %, ein Prozentsatz, 
der dieses Bundesland an die vorletzte  
Stelle vor Vorarlberg reiht. Der Bezirk  
Innsbruck Stadt sticht jedoch mit 9,85 % 
der Wahlberechtigten heraus: Damit liegt 
die Tiroler Landeshauptstadt am dritten 
Platz hinter Graz mit 12,18 % und Wien 
mit 12,03 %. Schon in der ersten Phase 
der Sammlung von Unterstützungsunter-
schriften zwischen 12.2. und 4.4.18 war 
in Innsbruck der Zuspruch groß und er-
reichte sogar noch vor Graz und Wien die 
Spitze bei den Landeshauptstädten.

Landauf – landab:  
frauenpolitische  
Forderungen im Gespräch
Im Rahmen der Bewerbung bereiste eine 
Gruppe von knapp 20 Aktionistas* alle  
Tiroler Bezirke und informierte in Stra-
ßengesprächen, Aktionen im öffentlichen  
Raum, bei Info-Veranstaltungen und Dis-
kussionen, in Schulen und Jugendzen-
tren sowie mittels Medienbeiträgen und 
-kontakten – all dies zumeist in enger Ko-
operation mit frauenpolitischen Einrich-
tungen und feministischen Initiativen vor 
Ort – die Menschen in Tirol über die neun 
Forderungen.
Der 15. September, der von der UNO 
im Jahr 2007 festgesetzte „Internatio
nale Tag der Demokratie“, wurde ge-
nutzt, um insbesondere im Rahmen 
des „Pass Egal“-Aktionstages auf jene 
Menschen aufmerksam zu machen, die 

in Österreich bzw. in Tirol leben, arbei-
ten, ihre Beiträge und Steuern bezah-
len, jedoch aufgrund der Staatsbürger-
schaft nicht wahlberechtig sind und 
somit nicht mitbestimmen können. Auf 
der Maria-Theresien-Straße wurden de-
ren Unterschriften gesammelt, um diese 
gemeinsam mit den regulären Unterstüt-
zungen beim Innenministerium am Ende 
der Eintragungswoche einzubringen.

Die ungleich starke Unterstützung zwi-
schen Innsbruck Stadt und Innsbruck 
Land einerseits und dem Bezirk Lan-
deck andererseits verweist auf die lokal 
gute Vernetzung der diversen Frauenein-
richtungen und -projekte in und um die 
Landeshauptstadt, zeigt aber auch die 
Schwierigkeit, in die entlegeneren Regio
nen frauenpolitische Anliegen in Form 
der neun Forderungen zu transportieren.

Die neun Forderungen im  
Gespräch
Thematisch bewegen sich diese auf klas-
sisch feministischem Terrain, auch Viel-

falt und Aufbrechen aus Stereotypien 
stehen zentral zur Debatte. Es geht um
• gerechte und gleiche Verteilung von 
bezahlter/unbezahlter Arbeit, Macht, 
Vermögen und Einkommen zwischen 
Frauen und Männern
• Bekämpfung der Armut, die immer 
noch v.a. weiblich ist, insbesondere im 
höheren Alter
• Sicherstellung von echter Wahlfreiheit 
zwischen Familienarbeit und Erwerbs-
tätigkeit durch flächendeckende öffent-
liche Betreuungsangebote, die auch 
Mittagstische umfassen und durch Öff-
nungszeiten den jeweiligen Bedürfnissen 
junger Eltern entgegenkommen
• Anerkennung der Vielfalt der Lebens-
weisen der Geschlechter und Abbau von 
sexualitäts- und geschlechtsbezogenen 
Rollenstereotypen und Vorurteilen
• und wirksamen Schutz vor geschlech-
terbezogener Gewalt – für alle, unabhän-
gig von ethnischer Zugehörigkeit, Religion  
und Staatsbürgerschaft.
Eine Herausforderung war, die kom-
plexen Zusammenhänge zwischen den 

KNAPP EINE HALBE MILLION UNTERSCHRIFTEN  
ÖSTERREICHWEIT FÜR DAS  
FRAUEN*VOLKSBEGEHREN 2.0
Tirol nur an vorletzter Stelle der Bundesländer, Innsbruck jedoch auf Platz drei der  
Landeshauptstädte
Elisabeth Grabner-Niel

Das genaue Ergebnis in Tirol nach Bezirken

Bezirk	 Gesamtergebnis	 Zwischenstand  
	 8.10.2018	 4.4.2018

Innsbruck Stadt	 9,84 % der Wahlberechtigten	 6,18 %
Innsbruck Land	 6,72 %	 4,21 %
Lienz	 4,33 %	 2,08 %
Schwaz	 4,27 %	 2,31 %
Kitzbühel	 4,24 %	 2,50 %
Kufstein	 4,24 %	 2,55 %
Reutte	 4,20 %	 2,14 %
Imst	 4,17 %	 2,51 %
Landeck	 3,34 %	 1,91 %
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einzelnen Anliegen deutlich zu ma-
chen, insbesondere bei Gesprächspart-
ner*innen, die wenig Bereitschaft 
zeigten, sich in einen Dialog einzulas-
sen. Bei anderen wiederum wurde um-
gehend Zustimmung signalisiert und 
sogar Anerkennung für das zivilgesell-
schaftliche Engagement ausgedrückt. 
Beide Haltungen kamen quer durch die 
Bevölkerung vor: jung, betagt, weiblich, 
männlich, mehr oder weniger betucht, 
städtisch oder vom Land – und alles, 
was dazwischen liegt.
Die intensive Bewerbung der Forde-
rungen bot den Anlass, auch den Aus-
tausch mit frauenpolitisch tätigen 
Projekten in den Tiroler Bezirken zu 
verstärken und damit eine Ausgangs-
basis für zukünftige Zusammenar-
beit zu schaffen. In dieser Absicht wa-
ren und sind sich alle Beteiligten einig. 
Das große Fragezeichen ist jedoch: Wie 
kann die zentrale Bedeutung, die eine 
konkrete Frauenpolitik oder frauen-
politische Maßnahme für die Lebens-
gestaltung jeder einzelnen spielt, gut 
nachvollziehbar dargestellt werden? In 
welcher Form kann dies gelingen?
Frauenpolitische Diskussionen setzen 
an sozialen Strukturen an, die oft über-
sehen oder als ‚natürlich’ und damit ‚un-
veränderbar’ wahrgenommen werden, 
eine Sichtweise, die durch den neoli-
beralen Zeitgeist („alles kommt auf die 
individuellen Entscheidungen an, des-
halb ist jeder Mensch – egal welchen 
Geschlechts – für den eigenen Lebens-
verlauf allein verantwortlich“) enorm 
gestützt wird. Auch das Argument, die 
aufgestellten Forderungen seien doch 
heutzutage veraltet, die volle Gleich-
berechtigung für Frauen sei bereits er-
reicht, wurde immer wieder vorgebracht, 

auch von Jugendlichen, obwohl die Zah-
len, insbesondere im jüngsten Tiroler 
Gleichstellungsbericht von 2016, eine 
andere Sprache sprechen. Die Soziologin  
Angelika Wetterer bezeichnet diese 
Haltung als „rhetorische Modernisie-
rung“ und meint damit folgende Sicht: 
Diese Themen sind schon so lange dis-
kutiert worden, wir kennen sie alle, es 
hat sich was getan und somit sind sie 
erledigt, wir sind schon längst emanzi-
piert, das Thema Ungleichheit ist damit 
abgehakt. Dass dem bei weitem nicht 
so ist und in einzelnen Bezirken genau 
diese alten Diskriminierungsmuster aus 
den Statistiken ablesbar sind, muss erst 
mühsam aufgezeigt werden.

Themen, die aufregen 
Das Thema der Einkommensunterschiede 
stieß vor allem bei jungen Menschen auf 
Aufmerksamkeit, insbesondere, wenn 
die langfristigen Auswirkungen klar vor 
Augen geführt werden konnten. Das The-
ma Schutz vor Gewalt wurde nur von Ein-
zelnen in Abrede gestellt, genau so wie 
die Forderung nach Ausbau und Verbes-
serung der Kinderbetreuungsmöglich-
keiten. Teilung von Macht löste schon 
eher Diskussionen aus: Wenn Frauen 
etwas können, dann kommen sie auch 
schon dorthin, wo sie wollen. Hier ‚künst-
lich’ einzugreifen z. B. mit Quoten oder 
anderen Maßnahmen sei ungerecht.
Das Interesse der lokalen Medien inklu-
sive Privatradios und – TV sowie der TT 
war erfreulicherweise über die gesamte 
Bewerbungszeit hinweg rege. Die Juni- 
Ausgabe der AEP Informationen war aus-
schließlich dem Frauen*Volksbegehren 
gewidmet und wurde so nachgefragt, 
dass aktuell nur noch einige Restexem-
plare vorhanden sind.

Das Frauen*Volksbegehren 
von vielen getragen 
Maßgeblich mitgewirkt bei der Bewer-
bung des Frauen*Volksbegehrens – ne-
ben den etwa 20 Tiroler Aktionistas* – 
haben folgenden Frauenorganisationen 
und -einrichtungen: ArchFem – Interdis-
ziplinäres Archiv für feministische Do-
kumentation, Frauenreferat der Diözese 
Innsbruck, DOWAS-für-Frauen, ARANEA 
Zentrum für Mädchen*Arbeit, AEP-Ar-
beitskreis Emanzipation und Partner-
schaft, kinovi[sie]on – Leokino, Frauen 
gegen VerGEWALTigung, Autonomes 
FrauenLesbenZentrum Innsbruck, Gleich-
behandlungsanwaltschaft Regionalbüro 
für Tirol, Salzburg und Vorarlberg, Frauen 
aus allen Ländern – Bildungs- und Be-
ratungseinrichtung, Tiroler Frauenhaus, 
Frauen im Brennpunkt, Verein Netzwerk 
Geschlechterforschung, ÖGB-Frauen Ti-
rol, Vertreter*innen der Tiroler Grünen, 
der SPÖ Tirol und des AMS Tirol sowie 
Mag. Clara Théoule-Zieger als Präsiden-
tin vom Business & Professional Women 
Club Tirol (BPW).

Wie geht es jetzt weiter? 
Die neun Forderungen des Frauen*Volks-
begehrens müssen nun im Parlament im 
zuständigen Ausschuss diskutiert wer-
den, beobachtet von der Projektgrup-
pe der Initiator*innen. Die Aktionistas* 
in Tirol sind bereit, die Diskussion über 
eine emanzipatorische Frauenpolitik wei-
terzuführen und mit den aufgebauten 
Kontakten in den Bezirken kontinuier-
lich weiter zu wirken, um die nötigen ge-
sellschaftlichen Veränderungen für eine 
Lebensgestaltung in größerer Selbstbe-
stimmung auf den Weg zu bringen.
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Der AEP sagt dazu: „Unsere allerherzlichste Gratulation!“
Seit 1993 bietet die Frauenhetz in der Unteren Weißgerberstraße – Ecke Hetzgasse in Wien (daher der Name) einen Frauen-Denk-
Raum für feministisch-kritische Bildungsarbeit und schafft einen Rahmen, in dem theoretische Arbeit mit politischer Praxis in Ver-
bindung gebracht werden kann. Beinahe endlos ist die Liste an Veranstaltungen, Lesungen, Diskussionen, die es Frauen ermög-
lichen, ihre Selbstverortung zu klären und ihrer kollektiven Selbstbestimmung näher zu kommen. Neben feministischer Bildung 
geht es auch um Fragen der Kultur und Politik, die in der Frauenhetz immer wieder in intensiven Diskussionen behandelt werden.  
Geschichte und feministisches Bewusstsein, aktuelle politische Entwicklungen und vor allem Fragen nach einer demokratischen 
Gesellschaft sind die Leitlinien dieser Bildungsarbeit.
Auch in der gegenwärtigen Kürzungswelle (100 % der Förderung durch den Bund wurde gestrichen!) ist das Kollektiv der Frauen-
hetz, der Überzeugung treu: …. WEIL ES FEMINISMUS BRAUCHT!
Die Frauenhetz leistet einen wesentlichen Beitrag zur politischen kritischen Bildung in Österreich. Es bedarf unzähliger Arbeitsstun-
den und viel Liebe und Überzeugung, so lange an der Umsetzung dieses Projekts dran zu bleiben. (www.frauenhetz.jetzt)

Wir vom AEP danken euch für euer Durchhalten, euren großen Enthusiasmus und wir schätzen über all diese Jahre den fruchtbaren 
Austausch mit euch! Lasst euch feiern und schaut mit Stolz auf eure 25 Jahre!
 

Wir wollen feiern im Juni 2019
Die etwas andere Bibliothek, die AEP-Frauenbibliothek, wurde 
1979 gegründet. Sie war die erste Frauenbibliothek in Österreich 
und ist eine der ältesten, bis in die Gegenwart bestehenden Frau-
enbibliotheken im deutschsprachigen Raum.

Im nächsten Heft Genaueres dazu.
 

DIE WIRD 25 JAHRE!

40 JAHRE  
AEP-FRAUENBIBLIOTHEK
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AM 12. NOVEMBER 1918 WAR DER KAMPF  
DER FRAUEN UM DAS STIMMRECHT ENDLICH  
ERFOLGREICH
Website zu 100 Jahre Frauenwahlrecht der Österreichischen Nationalbibliothek
https://www.onb.ac.at/de/forschung/ariadne-frauendokumentation/frauen-waehlet/

Frauen wählet! – 100 Jahre Frauenwahlrecht

2018 ist für die Frauengeschichte und für die Aneignung von politischen Partizipationsmöglichkeiten für Frauen von zentraler Bedeu-
tung. Es jährt sich zum hundertsten Mal die Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten, geheimen Wahlrechts für alle Staats-
bürgerInnen in Österreich ohne Unterschied des Geschlechts. 1918 wurde den Frauen – neben vielen anderen denkwürdigen Um-
brüchen – am 12. November das Frauenstimmrecht zuerkannt. Erst die Einführung des Frauenwahlrechts beendete den Ausschluss 
der Frauen von politischen Entscheidungen. Für Frauen war es ein langer Weg, bis sie ihr Recht auf politische Mitbestimmung im 
Jahr 1918 erlangten. 1919 konnten sie erstmals gleichberechtigt mit Männern ihr Wahlrecht wahrnehmen.
In dieser virtuellen Ausstellung von Ariadne, die frauen/genderspezifischen Information und Dokumentation der Österreichischen 
Nationalbibliothek, wird beginnend mit der Revolution von 1848 der Weg bis zum Wahltag am 16. Februar 1919 – anhand zeitge-
nössischer Illustrationen, Zeitungsausschnitten, Fotos, Plakaten und Flugblättern aus den Beständen der Österreichischen Natio-
nalbibliothek – nachgezeichnet.

Hinweis aus aktuellem Anlass:
100 Jahre Frauenwahlrecht ... und die reale politische  
Mitwirkung. 
AEP-Informationen, feministische Zeitschrift für Politik und  
Gesellschaft, Innsbruck, Heft 1/2018
2018 wird allenthalben als Jubiläum „100 Jahre Republik Österreich“ begangen. Wir 
setzen uns in dieser Ausgabe mit einem besonders für Frauen relevanten Aspekt aus-
einander: 100 Jahre Frauenwahlrecht in Österreich, 1918 durch ein Gesetz fest-
geschrieben, 1919 zum ersten Mal ausgeübt. Das Frauenwahlrecht ist nicht einfach so 
vom Himmel gefallen oder gnädigerweise zugestanden worden. Es wurde in jahrzehnte-
langer Agitation gegen viele Widerstände und heftige Gegnerschaft erkämpft. Aber wir 
lassen unseren Blick auch in andere Regionen und Zeiten schweifen. Schließlich stellt 
sich die Frage: Weshalb ist das Frauenwahlrecht eine wichtige Etappe? Eine Stimmab-
gabe ist nur ein Aspekt von politischer Mitgestaltung und gesellschaftlichem Verände-
rungswunsch. Wie ging und geht es weiter? Welche Beteiligungs- und Mitwirkungs-

möglichkeiten machen sich Frauen zunutze, um der gerechteren Gesellschaft, wie wir sie uns wünschen, näher zu kommen?
Herausgeberinnen: Elisabeth Grabner-Niel, Monika Jarosch, Andrea Urthaler
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Kuckuk, Henning E., Patti Smiths kosmopolitische Stimme.  
Performances – Netzwerke – Autobiographie
Transcript Verlag Bielefeld 2018, ISBN: 978-3-8376-4417-3, 472 S., 39,99 Euro

Mit seiner Studie möchte Kuckuk die 
Arbeit und das Leben der Künstlerin 
und Aktivistin Patti Smith in den wis-
senschaftlichen Kontext der American 
Studies und Cultural Studies einbet-
ten. Untersuchungsgegenstände bilden 
dabei vor allem Performances und die 
Website der Rock-Legende und Lyri-
kerin. Umfassend diskutiert der Autor 
theoretische Konzepte, Methoden und 
Inhalte und bringt diese mit Smiths 
Leben und politischem Handeln in 
Verbindung. So arbeitet er unter ande-
rem mit Bruno Latours „Akteur-Netz-
werk-Theorie“, der kollektiven Ge-
dächtnisforschung von Jan und Aleida 
Assmann sowie zahlreichen anderen 

theoretischen Ansätzen und versucht 
damit, das jahrzehntelange Wirken 
Patti Smiths auf eine kulturwissen-
schaftliche Ebene zu bringen.
Einen besonderen Fokus legt er auf die 
transnationale, kosmopolitische Un-
tersuchungsebene. Hierbei untersucht 
er Smiths ausgeprägte internationale 
Präsenz, sowohl auf der Bühne als auch 
in den Neuen Medien. Ihre Bedeutung 
geht weit über ihre Plattenerfolge in 
den 1970er Jahren oder die Entgegen-
nahme des Literaturnobelpreises für 
Bob Dylan hinaus. Bis heute ist Smith 
als politisch aktive Künstlerin interna-
tional und dabei auch interaktiv unter-
wegs. Dies zeigte sich etwa bei einem 
ihrer Konzerte in Bologna, als zu Be-
ginn aus dem Publikum Zwischenrufe 
aufkamen, welche sich auf die damals 
in Italien hoch brisanten Urteile ge-
gen Demonstrierende bezogen, die im 
Zusammenhang mit dem G-8-Gipfel in 
Genua 2001 standen. Smith handelte 
wie folgt: Zunächst verließ sie das Mi-
krophon, nahm zwei handgeschriebene 
Poster entgegen und hielt diese hoch. 
Wenig später gab sie einer Zuschau-
erin ihr Mikrophon und damit dieser 
auch die Möglichkeit ein politisches 

Statement abzugeben, welches an den 
bei den Gegendemonstrationen des 
G-8-Gipfels erschossenen Studenten 
Carlo Giuliani erinnerte. Bei derartigen 
Aktionen, so der Autor, geht Smiths 
Einsatz über einzelne Ereignisse und 
Grenzen hinaus, im Fokus steht nun viel 
mehr – in diesem Fall – der Einsatz für 
Menschenrechte. Unter Berufung auf 
Jürgen Habermas sieht Kuckuk durch 
diesen Rollentausch von Adressat*in 
und Sprecher*in Gleichheit/Egalität 
hergestellt.
Bei diesem Buch handelt es sich um die 
weitgehend unveränderte Publikation 
der Dissertation Hennig E. Kuckuks. Der 
Autor greift ein spannendes Thema auf 
und zeigt die politische und kulturelle 
Bedeutung von Patti Smith. Irritierend 
und schade ist allerdings, dass die Zu-
sammenfassung in dieser deutschspra-
chigen Publikation ausschließlich in 
englischer Sprache vorhanden ist. Aus 
feministischer Perspektive muss zudem 
kritisiert werden, dass der Autor wenig 
auf die Rolle Smiths als eine „Ikone“ 
der Neuen Frauenbewegung eingeht, 
auch verwendet er keine geschlechter-
gerechte Sprache.

Andrea Urthaler

Onnen, Corinna; Rode-Breymann, Susanne (Hrsg.).  
Zum Selbstverständnis der Gender Studies II. Technik – Raum – Bildung
L’AGENda Band 2, Barbara Budrich Opladen, Berlin & Toronoto 2018, ISBN 978-3-8474-2127-6, S. 286, 36,00 Euro 

Sagt Ihnen der Name Maria Goeppert- 
Mayer etwas? Dahinter verbirgt sich 
eine deutsch-amerikanische Atomphy-
sikerin, die 1963 als zweite Frau und 
60 Jahre nach Marie Curie den No-
belpreis für Physik erhielt. Göttingen, 
ihre Heimatuniversität, ehrt sie mit der 

Namensgebung eines Programms für 
Professuren mit dem Ziel, die Gender-
forschung an niedersächsischen Hoch-
schulen zu stärken. Es geht bei die-
sen regulären Professuren mit (Teil)
Denomination von Genderforschung 
oder auch Gastprofessuren um die Un-

terstützung einer längerfristigen und 
strategischen Berufungspolitik, einer 
nachhaltigen Verankerung der Ge-
schlechterforschung in die universitäre 
Lehre und auch um Nachwuchsförde-
rung und Internationalisierung. Re-
gelmäßige einschlägige Publikationen 
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sind ein weiteres Instrument dieses 
Ziel zu befördern. Beim ersten Band 
Zum Selbstverständnis der Gender 
Studies, der 2017 erschien, ging es vor-
rangig um Methoden, Methodologien, 
theoretische Diskussionen und deren 
empirische Umsetzungen, wobei auch 
die historische Entwicklung dieser De-
batten nachgezeichnet wurden.
Nun liegt der zweite Band vor, der 
herausragende Arbeiten der Frauen- 
und Geschlechterforschung aus den 
Bereichen Erziehungswissenschaften, 
Raumwissenschaften, Ingenieurwis-
senschaften und Transkulturalität ver-
sammelt. 15 Beiträge, die in vier Ab-
schnitte gruppiert werden, geben die 
Vorträge der Tagung „Technik – Raum –  
Bildung“ wieder, die 2016 an der TU 
Braunschweig stattfand und sich als 
Schwerpunkt setzte, im Sinne der Ar-
beiten der Naturwissenschaftshistori-
kerin Donna Haraway die diskursiven 
Konstruktionen von Natur und Kultur 
in technologisch vermittelten Gesell-
schaften zu analysieren.
Einleitend werden die aktuellen He-
rausforderungen der Frauen- und 
Geschlechterforschung von verschie-
denen Seiten her beleuchtet. Beiträ-
ge von prominenten Akteurinnen wie 
Barbara Hartung, der Vorsitzenden des 
Arbeitskreises „Förderung von Frauen 
in der Wissenschaft“ der Bund-Länder-
kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung und Mitglied der 
„Helsinki-Gruppe Frauen in Forschung 
und Innovation“ der EU-Kommission, 
oder Sabine Hark, Leiterin des Zen-
trums für Interdisziplinäre Frauen- und 
Geschlechterforschung der TU Berlin, 
und Heike Kahlert, Inhaberin des Lehr-
stuhls für Soziologie/Soziale Unglei-
cheit und Geschlecht an der Ruhr-Uni-

versität Bochum befassen sich mit den 
gegenwärtigen massiven Angriffe des 
„Anti-Genderismus“ und Rechtspopu-
lismus auf die Gender Studies. Eine 
neue Zuspitzung dieser generellen At-
tacke ist höchst aktuell die Entschei-
dung der ungarischen Regierung, diese 
Lehr- und Forschungsperspektive aus 
dem universitären Programm zu strei-
chen. Auch die wiederholten Unterstel-
lungen der Unwissenschaftlichkeit der 
Gender Studies gehören dazu. Die hier 
zugrundeliegende Haltung wird in die-
sem ersten Abschnitt als ideologischer 
Totalitarismus aufgedeckt, der nur eine 
einzige Sichtweise auf die Komplexität 
der Geschlechterfrage zulässt, nämlich 
die der Ausschließlichkeit von „Entwe-
der männlich oder weiblich“ und die 
Verbindung zwischen diesen Dichoto-
mien nur im Rahmen der Heterosexu-
alität. Festgehalten wird, dass auch 
Universitäten zu Orten der Wissens-
produktion des anti-genderistischen 
Diskurses zu zählen sind.
Die Autorinnen des zweiten Abschnitts 
gehen der Verbindung von Geschlecht 
und Raum nach: Sie greifen spezifische 
Themen in den Bereichen Raumpla-
nung und Architektur, Agrarpolitik 
oder Ökotourismus auf und setzen die 
Analysekategorie Geschlecht dabei 
ins Zentrum ihrer Untersuchungen. 
Geschlecht und Technik werden im 
dritten Abschnitt behandelt – anhand 
von Forschungen zu Lebenskonzepten 
von Ingenieurinnen, zur alten und im-
mer wieder neuen Verknüpfung in der 
Werbung von Autos und dem weib-
lichen Körper sowie zur Auswirkung 
der gegenwärtigen zunehmenden Alte-
rung der Gesellschaft – insbesondere 
der weiblichen Bevölkerung – und dem 
entsprechenden zunehmenden Bedarf 

an unterstützender Technik.
Schließlich finden sich noch ausge-
wählte Forschungsarbeiten in den 
Bereichen Erziehungswissenschaft, 
Migrationsforschung und Entrepre-
neurship.
Dieses Fachbuch wird all jene interes-
sieren, die in der jeweiligen Disziplin 
tätig sind und sich vertiefende Ein-
blicke wünschen, aber auch jene, die 
sich erst einen Überblick über die viel-
fältigen Aspekten der Gender Studies 
verschaffen möchten oder einen sol-
chen behalten und auf dem Laufenden 
der aktuellen Themen bleiben wollen. 
Insbesondere der erste Abschnitt ist 
von grundlegender Bedeutung für die 
Gender Studies insgesamt.
Die umfangreichen Literaturangaben 
ermöglichen ein individuelles Wei-
terdenken. Dieser Band dokumentiert 
einmal mehr die Bedeutung der Gender 
Studies für eine aktive und lebendige 
Auseinandersetzung mit gegenwär-
tigen Entwicklungen und deren Aus-
wirkungen auf die Geschlechterver-
hältnisse.

Elisabeth Grabner-Niel
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Bauer, Gero, Ammicht Quinn, Regina; Hotz-Davies, Ingrid (Hg.).  
Die Naturalisierung des Geschlechts. Zur Beharrlichkeit der 
Zweigeschlechtlichkeit
Transcript Verlag Bielefeld 2018, ISBN 978-3-8376-4110-3, 226 S., 24,99 Euro

Seit Jahrzehnten liefert die Geschlech-
terforschung Belege dafür, dass das 
Phänomen „Geschlecht“ nicht so ein-
fach in „Entweder-weiblich-oder-männ-
lich“ (und mit allem außerhalb als „abar-
tig“) zu fassen ist. Diese fixe eindeutige, 
auf alle Lebensäußerungen jedes Indivi-
duums angewandte Zuordnung wurde 
auf vielfältigsten Ebenen als Konstrukt 
entlarvt und deren Entstehung und die 
dahinter stehenden Machtverhältnisse 
analysiert. Wer mit offenen Augen 
durch die Welt geht, stößt auch im all-
täglichen Leben auf genug Widersprü-
che innerhalb dieser dichotomen Vor-
stellung.
Aber warum hält sich dann diese 
Auffassung der natürlich gegebenen 
„Zweifaltigkeit“ so hartnäckig? Wa-
rum provoziert ein Infragestellen dieser 
Überzeugung derartig emotionale, bis 
hin zur Gewalttätigkeit reichende Reak-
tionen? Obendrein ist diese Eindeutig-
keit einer Zuordnung aller Menschen zu 
nur zwei Geschlechtern historisch relativ 
jung und bildete sich erst im Laufe des 
18. und 19. Jahrhunderts heraus. Das 
Erstaunen über dieses Phänomen bildet 
den Ausgangspunkt in diesem Sammel-
band. In drei Kapiteln befassen sich elf 

Beiträge aus unterschiedlichen Fächern 
mit dieser grundlegende Frage.
Im ersten Abschnitt werden die Ver-
knüpfungen zwischen Geschlecht und 
Wissen(schaft)stheorie(n) beleuchtet. 
Ein sehr weiter Bogen spannt sich von 
der Dekonstruktion der urgeschicht-
lich-paläoanthropologischen Vorstel-
lung „schon in der Steinzeit“ und dem 
Topos Mann ist gleich Jäger – Frau 
ist gleich Sammlerin bis hin zu einem 
Fallbeispiel in einem zeitgenössischen 
Labor, mit der gemeinsamen über-
geordneten Frage: Wie wird Gender 
konstruiert und auf die Natur zurück-
geführt? Der zweite Abschnitt ist beti-
telt mit „Geschlecht trans*historisch/
trans*zendent?“ und beschäftigt sich 
u.a. mit der berühmten Bibelstelle des 
Alten Testaments, wonach Gott selbst 
den Menschen „als Mann und Frau“ – 
eben in dieser Dichotomie – erschaffen 
habe. Die Bibelwissenschafterin Ruth  
Scoralick entfaltet den aktuellen Stand 
der wissenschaftlichen Auslegung die-
ser alten Texte und fragt, warum diese 
eine Stelle wörtlich genommen wird, 
hingegen die Erschaffung der Welt in 
sechs Tagen als symbolische Darstel-
lung aufgefasst wird. Sehr interessant 
sind auch ihre Erläuterungen des Na-
mens „Adam“ als „Mensch an sich“, der 
nicht allein sein sollte und deshalb einen 
weiteren Menschen zur Seite gestellt 
bekam. In der üblichen Auslegung wird 
„Adam“ (im Sinne von „der Mensch“) 
zum „Mann“, also vergeschlechtlicht. 
Diese Erzählung wird traditioneller Wei-
se mit „Eva geschaffen aus der Rippe 
Adams“ interpretiert. Scoralicks Beitrag 
lädt dazu ein, die altvertrauten Bibel-
texte im Lichte der gegenwärtigen bibel-

wissenschaftlichen Perspektive neu zu 
lesen und damit sogar gegen die geläu-
figen Deutungen Argumentationshilfen 
zu finden.
Der umfangreichste Abschnitt befasst 
sich schließlich mit Geschlecht(lich-
keiten) in aktuellen Konfliktfeldern und 
wirft Schlaglichter auf die Bereiche Me-
dizin, Migrationsforschung, Literatur, und 
Gleichstellungspolitiken. Auch auf den 
Sport wird ein fundierter Blick geworfen, 
ein Feld, bei dem die Geschlechtertren-
nung quasi auf dem Papier, das heißt im 
Reglement festgeschrieben ist. In ihrem 
sehr lesenswerten Beitrag zeichnet Ma-
rion Müller, Soziologin an der Universität 
Tübingen, die Anlässe und Argumentati-
onen nach, die zu den diversen Formen 
von Sex-Tests im kompetitiven Sport 
geführt haben und schließlich doch 
wieder gestrichen wurden, weil keines 
der angewandten Kriterien – Genetik, 
Hormonstatus, visuelle Begutachtung 
– die intendierte Eindeutigkeit belegen 
konnte. Sie führt anschaulich vor Augen, 
wie unterschiedliche Regeln (z.B. Länge 
der Abfahrt, Gewicht der Bälle, Regeler-
leichterungen, Dauer des Wettbewerbs) 
die Unterschiede zwischen der Damen- 
und der Herren-Version einer Sportart 
erst hervorbringen, wohingegen andere 
Unterschiede zwischen Sportler*innen-
körper wie z.B. Länge der Beine, Kör-
pergröße oder auch Mitochondrien-Ver-
änderungen, durch die mehr Sauerstoff 
aufgenommen werden kann und somit 
eine größere Ausdauer ermöglichen, 
nicht in Betracht gezogen werden.
Jeder Beitrag schließt mit ausführlichen 
Literaturangaben ab, die Interessierten 
den Weg zu weiterer Vertiefung wei-
sen. Dieser Band zeigt in vielfältiger 
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Weise auf, wie die binäre Konstruk
tion von Geschlecht in den verschieden 
Fachdiskursen einerseits reproduziert 
und damit auch in der Wissenschaft die 

Naturalisierung des Geschlechts be-
trieben, andererseits aber auch mit den 
gleichen Instrumentarium dekonstruiert 
wird. Durch die Konzeption des Buches 

als breit angelegter Sammelband ist 
für beinahe jedes Interesse etwas zu  
finden.

Elisabeth Grabner-Niel

Janssen, Angela.  
Verletzbare Subjekte. Grundlagentheoretische Überlegungen 
zur conditio humana
Budrich Verlag Leverkusen 2018, ISBN 978-3-86388-779-7, 256 S., 32,00 Euro 

In der Position der wissenschaftlichen 
Gutachterin würde ich die nun vorlie-
gende überarbeitete Dissertationsschrift 
als Publikation „Verletzbare Subjekte. 
Grundlagentheoretische Überlegungen 
zur conditio humana“ von Angela Jans-
sen, die sie im Juli 2017 an der Eberhard 
Karls Universität Tübingen einreichte, mit 
einem „Sehr gut“ beurteilen. Die zen-
trale Fragestellung: Inwiefern kann die 
Verletzbarkeit als ein Moment der con-
ditio humana verstanden werden? wurde 
aufschlussreich mit den verbundenden 
Fragen, was sich unter Verletzbarkeit 
verstehen lässt und in welchem Verhält-
nis Subjektivierung und Verletzbarkeit 
stehen, anhand sprachphilosophischer, 
leibtheoretischer und -phänomenolo-
gischer sowie feministischer Positionen 
nachgegangen. Vor allem die anthropolo-
gische Position seitens Helmuth Plessner 
sowie subjektivationstheoretische Über-
legungen seitens Judith Butlers dienten 
zur Beantwortung der Frage, die weitere 
Fragen aufwerfen. Mit Butler brauche es 
„eine Methode, um darüber nachzuden-
ken, in welcher Weise wir durch unsere 
Beziehungen nicht nur begründet werden, 
sondern durch sie auch enteignet wer-
den“ (Butler 2005: 41, zitiert nach Jans-
sen 2018: 101). Dies ist für Janssen der 
zentrale Punkt, an dem sie auf den Begriff 
der Verletzlichkeit rekurriert, „um das 

ambivalente Verhältnis des Menschen zu 
Anderen auch sprachlich zu fassen und 
begreifbar zu machen“ (Janssen 2018: 
102). Sie legt mit zahlreichen Zitationen 
(vor allem seitens Butlers) und Fußnoten 
dar, dass zwar alle Menschen verletzlich 
sind, dass Verletzlichkeit allerdings auf-
grund von sozialen und politischen Be-
dingungen ungleich verteilt ist, sodann 
bestimmte Gruppen besonders verletz-
lich subjektiviert sind und infolge auch 
Handlungsfähigkeit abgesprochen wird. 
Janssen versteht ihre Arbeit als eine, in 
der sie mit dem Fokus auf Verletzlichkeit 
einen verschobenen Subjektbegriff vor-
stellt, der das verletzliche Subjekt als 
handlungsfähig versteht. Für sie ist es 
bedeutsam, die Frage der Verletzlichkeit 
immer wieder zu stellen, „um in unseren 
Beziehungen und Verbindungen mit den 
Anderen in pädagogischer Theoriebildung 
und Praxis, die stets aufeinander verwie-
sen sind, gerechter zu werden“ (Janssen 
2018: 229).
Wenn, und an diesem Punkt spreche ich 
nicht mehr als Gutachterin einer wissen-
schaftlichen Disziplin, allerdings Verletz-
lichkeit wissenschaftshistorisch aufbe-
reitet und disziplinär formiert wird, wird 
genau jener zentraler Punkt, um den sich 
diese Arbeit dreht, verdreht. Anders for-
muliert: Wenn Janssen das ambivalente 
Verhältnis des Menschen zu Anderen am 

Punkt der Verletzlichkeit sprachlich zu fas-
sen und begreifbar zu machen versucht, 
so tut sie das in ihrer wissenschaftlichen 
Gehorsamkeit gerade eben nicht. Sie ver-
dreht den Punkt der Verletzlichkeit zugun-
sten eines tradierten wissenschaftlichen 
Sprechens über Verletzlichkeit, in der sie 
sich unverletzlich macht. Außer vielleicht 
an jenem Punkt, an dem sie verletzlich 
sein würde: in ihrer Unverletzlichkeit nicht 
von sich zu sprechen, so wie zitierterwei-
se es Butler tut: „Ich kenne mich selbst 
nicht durch und durch, weil ein Teil des-
sen, was ich bin, aus rätselhaften Spuren 
der anderen besteht.“ (Butler 2005: 63f., 
zitiert nach Janssen 2018: 229) Zu wün-
schen wären Janssen rätselhafte Spuren 
weg von einer tradierten Wissenschaft-
lichkeit, um sich letztlich der Frage der 
Verletzlichkeit zu stellen.

Judith Klemenc
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Guggenberger, Doris. Der lange Weg.  
Von der Mädchenbildung zu Gender und Diversität.  
Ein halbes Jahrhundert Schulpolitik zur Gleichstellung  
von Mädchen und Burschen in Österreich
Schul- und Hochschulgeschichte Band 5, LIT-Verlag Wien 2017,  
ISBN 978-3-643-50841-6, 796 S., 69,90 Euro 

Ein halbes Jahrhundert österreichische 
Gleichstellungspolitik im Bildungsbe-
reich wiegt in vielerlei Hinsicht schwer. 
Als Buch ist es dick (fast 800 Seiten) 
und teuer (fast 70 Euro), bietet aber 
höchst umfassendes Material über die 
Bestrebungen, Projekte und Entwick-
lungen der Schulpolitik seit den 1960er 
Jahren. Die Autorin Doris Guggenberger  
hatte ab dem Jahr 1983 über drei 
Jahrzehnte selbst die Möglichkeit, die 
Gleichstellungsaktivitäten im Bundes-
ministerium für Unterricht bzw. Bildung 
mitzugestalten, acht verschiedene Mini-
ster*innen in Fragen der Gleichstellungs-
politik zu beraten und Maßnahmen mit 
zu entwickeln. Sie bringt als ehemalige 
Abteilungsleiterin für Gleichstellungs-
fragen im Bildungsressort ihr immenses 
Sachwissen detailreich zu Papier und 
schöpft dabei aus Publikationen und 
Pressemeldungen, Berichten und Ma-
terialien des Ministeriums selbst sowie 
Gesetzestexten und Protokollen aus Na-
tional- und Bundesrat. Sie war also quasi 
immer dabei und hatte Zugang zur jewei-
ligen Umsetzung der Schulpolitik.
Die Publikation ist chronologisch auf-
gebaut und folgt dabei innenpolitisch 
und international beeinflussten Phasen. 
Nach der Einleitung macht das zweite 

Kapitel auf knapp 55 Seiten nachvoll-
ziehbar, wie in den 1960er und 1970er 
Jahren die „Bewusstwerdung“ für die 
Thematik der Gleichstellung – langsam –  
vor sich ging. Im gut doppelt so langen 
dritten Kapitel folgt die thematische Dif-
ferenzierung und Institutionalisierung in 
den 1980er Jahren. Daran schließt mit 
dem vierten Kapitel die weitere Diffe-
renzierung und Internationalisierung in 
den 1990ern an. Die Neuorientierung ab 
2000 bis heute (das Buch erschien 2017) 
wird im mit 262 Seiten deutlich um-
fangreicheren fünften Kapitel wieder-
gegeben. Kurz werden im Kapitel sechs 
noch aktuelle Bildungsbeteiligungen und 
Kompetenzen zusammengefasst, bevor 
das letzte Kapitel Resümee und Ausblick 
bietet. Jede Menge Tabellen, Zeittafeln, 
ein Namensverzeichnis aller Protago-
nist*innen, Veranstaltungsdaten etc. 
finden sich auf den letzten 150 Seiten 
des Konvoluts.
Die Autorin selbst weist auf die Notwen-
digkeit und Absicht des wiederholten 
Ansprechens von maßgeblichen Sach-
lagen und Ereignissen in verschiedenen 
Zusammenhängen hin, „um die Entwick-
lungen in den einzelnen Kapiteln aussa-
gekräftig und vollständig darzustellen 
und es der Leserin und dem Leser zu 
ermöglichen, sich auch beim Herausgrei-
fen einzelner Themen (wie z.B. Schul-
bücher oder Berufsorientierung) einen 
Überblick zu verschaffen.“ (13) Sie wech-
selt beim Schreiben zwischen flüssigen 
Erzählungen der Geschichte/n, an der/
denen sie als Beamtin beteiligt war, und 
der Darstellung der trockenen Fakten. 
Das Vorhaben einer „Gesamtdarstellung 

der österreichischen Schulpolitik zur 
Gleichstellung von Mädchen und Bur-
schen im letzten halben Jahrhundert“ ist 
ihr gelungen, das mit dem mir persönlich 
als Leser*in einen Überblick zu verschaf-
fen hingegen nicht so ganz. Dafür ist mir 
das (Halb)Jahrhundertwerk zu umfang-
reich und detailliert. Und für ein Nach-
schlagewerk erscheint mir dieser Band 5  
aus der Reihe Schul- und Hochschulge-
schichte nicht entsprechend struktu-
riert, ein Begriffsregister wäre da sehr 
hilfreich gewesen. Ich verlor mich beim 
Lesen des mit Abkürzungen und kursiven 
Bezeichnungen gespickten und dadurch 
etwas sperrigen Texts wiederholt in 
den oft sehr informativen – dann aber 
wieder doch nur die Quellenangaben 
enthaltenden – Fußnoten. Aber ich fand 
immer wieder neue Einstiege über (mir) 
Bekanntes in die differenzierten Hin-
tergrund- und Umfeldinformationen. So 
eine Menge an Fakten! So viel Engage-
ment und Energie, die von so vielen Pro-
tagonist*innen in die Gleichstellungsbe-
strebungen investiert wurden.
Eine besondere Art von Fakten sind 
Kleinodien wie eine Wortmeldung der 
langjährigen Unterrichtsministerin  
Elisabeth Gehrer zum Thema Geschlech-
tergerechtes Formulieren, in der sie – im 
Jahr 1995 und als ÖVP-Politikerin! – 
dafür plädiert, dass „man die Schreib-
weise Lehrer/innen bleiben lässt und 
in Zukunft nur noch Lehrerinnen oder 
Direktorinnen schreibt – und alle Män-
ner sich mitbetroffen fühlen. Bisher galt 
dies umgekehrt ja auch für die Frauen“ 
(309, zit. N. Wagner 1995, 14 [wobei ich 
gerade zu dieser Quelle keine Daten im  

Rezensionen
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Literaturverzeichnis finden konnte, ein 
Manko dieses Buches, wenngleich ein 
minimales]). Eine Rückmeldung auf mini-
sterielle Schriftstücke mit Verwendung 
des Binnen-I seitens eines Volksschul-
direktors aus dem Jahr 1993 hingegen 
ähnelt sehr den auch heute noch flo-
rierenden Meinungen: „Da an unserer 
Schule nicht nur LehrerInnen, sondern 
auch männliche Lehrer arbeiten, be-
trachten wir beiliegendes Schriftgut 
als nicht gedacht für unsere Schule. 
[…] Weiters muss mitgeteilt werden, 
dass die Schriftstücke nahezu unlesbar 
sind, da sie eine Orthographie aufwei-
sen, die in keinem Deutschbuch vertre-
ten ist. Vielleicht versuchen Sie, sich 
im Fasching wieder zu bemühen.“ (308) 

Im Jahr 2002 wurde zwar sprachliche 
Gleichberechtigung per Verwaltungsver-
ordnung im gesamten Bildungsressort 
verpflichtend, in den Schulen wird sie 
bis heute nur selten beachtet. Die jet-
zige türkis-blaue Regierung tendiert in 
Gleichberechtigungsfragen dazu, in die 
1950er Jahre zurückzukehren.
Guggenberger weist nicht zuletzt darauf 
hin, dass „vorhandene geschlechts-
spezifische Ungleichheiten in der Bil-
dungsbeteiligung, in den Kompetenzen 
und in der Erwerbsbeteiligung […] in 
Wechselbeziehung zu anderen Ungleich-
heitskategorien, wie soziale Herkunft 
bzw. soziökonomischer Hintergrund […] 
oder regionale Herkunft“ stehen und 
„besonders Kinder mit Migrationshin-

tergrund […] mehrere der genannten 
Risikofaktoren“ (643) aufweisen. Im 
Ausblick Richtung Herausforderungen 
für die schulische Gleichstellungspolitik 
wie etwa die Ganztagsschule bezieht 
sie sich auf Dokumente bis aus dem Jahr 
2016 und u. a. auf das Frauenvolksbe-
gehren von 1997. Die aktuellsten regie-
rungspolitischen Entwicklungen haben 
auch dieses Buch gewissermaßen rechts 
überholt. Ihre Schlussworte waren, sind 
und bleiben jedenfalls gültig: „Der Weg 
zur Gleichstellung ist noch lang und die 
Erreichung dieses Ziels setzt ein Zu-
sammenwirken aller gesellschaftlichen 
Bereiche voraus, um erfolgreich und 
nachhaltig Maßnahmen zu setzen.“ (649)

Sabine Prokop

Verein Frauenhäuser Steiermark (Hg.) 
Zweite Halbzeit. Geschichten, die Mut machen
Residenz Verlag Wien 2018, ISBN 9783701716845, 192 S., 18,00 Euro 

Vor mehr als 35 Jahren wurde der Ver-
ein Frauenhäuser Steiermark gegrün-
det, der Frauen und Kindern Hilfe und 

Schutz gewährt, wenn sie Gewalt in 
der Familie ausgesetzt sind. Vor allem 
aber werden die Frauen beim Start in 
ein neues Leben unterstützt, und die-
ser Wunsch liegt auch dem Lesebuch 
„Zweite Halbzeit“ zugrunde. Der junge 
Grazer Autor Paul Ziermann hat ihnen 
die Geschichte eines Teams gewid-
met, das nicht aufgegeben, sondern 
weitergekämpft hat, einer Frauenfuß-
ballmannschaft, die uns zeigt, dass 
es immer eine „Zweite Halbzeit“ gibt, 
wenn wir nur den Mut dazu haben. Und 
aus Gesprächen, die 22 Künstler/innen 
mit ehemaligen Frauenhausklientinnen 
geführt haben, sind sehr persönliche 
Beiträge entstanden, die dieses un-

gewöhnliche Lesebuch abrunden. 
Auf spannende und charmante Weise 
werden in diesem „Mitmach-Buch“ 
22 Geschichten ehemaliger Frauen-
haus-Bewohnerinnen erzählt. Es sind 
Geschichten, die Mut machen – die an-
deren Frauen Mut machen, aus Gewalt 
auszubrechen und ihren eigenen Weg 
zu gehen. „Es ist mir wichtig, mit dem 
Buch über eine Frauenfußballgeschich-
te an die Öffentlichkeit zu gehen“, wird 
Michaela Gosch, Geschäftsführerin der 
Steiermärkischen Frauenhäuser, deut-
lich. Einig sind sich alle: Für Gewalt 
gegen Frauen könne es nur die Rote  
Karte geben. 

Monika Jarosch

Rezensionen
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Haidegger, Christine. Nach dem Fest. Erzählungen
Otto Müller Verlag Salzburg-Wien 2018, ISBN 978-3-7013-1263-4, 191 S., 20,00 Euro

Die Autorin führt uns in ihrem Erzähl-
band an die unterschiedlichsten Orte: 
In Salzburg etwa entwirft sie ein Zu-
kunftsszenario, in dem die Altstadt mit 
einer hohen Plexiglaswand eingefasst 
und von einer Kuppel überspannt ist. 
Die Touristenströme werden ebenso 
reguliert wie die BesucherInnenzahl der 
Einheimischen, die für die Innenstadt 
eine Dauerkarte besitzen. In Venedig er-
lebt die Übersetzerin Anna das, wovon 
alle TouristInnen träumen, nämlich ein 
Leben unter alteingesessenen Venezia
nerInnen. Ist das ebenso eine Illusion 
wie diejenige, die den TouristInnen in 

der überlaufenen Stadt vorgegaukelt 
wird? In der österreichischen Provinz 
lebt ein Ehepaar seit vielen Jahrzehnten 
zusammen und ist sich doch fremd, kann 
nicht miteinander sprechen. In einer Fir-
ma arbeitet ein „Fremder“ und nächtigt 
in der Putzkammer. Die Fragen nach 
Fremdsein und Zugehörigkeit tauchen 
in all den 15 Erzählungen auf. In kur-
zer, knapper Sprache erzählt Christine 
Haidegger eindringliche Geschichten 
und spielt mit Klischees, Idyllen und 
menschlichen Abgründen. 

Monika Jarosch

Goldmann, Anna. Das größere Verbrechen. Roman
Argument Verlag Hamburg 2018, Ariadne 1234, ISBN 978-3-86754-234-0, 235 S.,  
13,00 Euro

Die österreichische Autorin Anne  
Goldmann geht in ihrem Roman mit be-

sonderer Präzision Verstrickungen nach, 
die bei vielen Frauen Souveränität und 
Handlungsfähigkeit untergraben, und 
erschafft ein packendes Triptychon 
weiblicher Ängste und Konflikte. Drei 
Frauen: Theres hat fast geglaubt, ihr 
Leben im Griff zu haben, doch ein An-
ruf, und das ganze wohlgeordnete Ar-
rangement fliegt ihr um die Ohren. Ana 
ist bloß die Putzhilfe, Theres’ Familien-
idyll samt Ballast lässt sie kalt wie der 
Alltag der meisten MittelständlerInnen, 
für die sie den Dreck wegmacht. Nur 
zur alten Frau Sudić hat sie ein beson-
deres Verhältnis. Diese hat die Schre-
cken des Bosnienkriegs erlebt und sich 

nicht kleinkriegen lassen von Ohnmacht 
und ausufernder Gewalt. Jede der drei 
Frauen hütet Geheimnisse. Alles es-
kaliert bis jemand zu Tode kommt. Die 
Lebensfäden der Protagonist*innen 
verweben sich miteinander zu einem 
Gebilde aus Gewalt, Lüge, Schuld und 
Erlösung. Anne Goldmanns Sprache ist 
wundervoll genau und poetisch, ihre 
Charaktere sind komplex und werden 
trotz ihrer Brüche nicht bloßgestellt. 
Anne Goldmann schildert die Verlet-
zungen und wie schwer der Weg, so er 
denn überhaupt möglich, zur Heilung 
ist. Ein spannender Roman.

Monika Jarosch
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Barker, Meg-John, Scheele, Julia. 
Queer. Eine illustrierte Geschichte
Unrast Verlag Münster 2018, ISBN 978-3-89771-311-6, 184 S., 16,80 Euro 

Nachdem die englische Version des 
Buches „Queer – eine illustrierte Ge-
schichte“, die 2016 in London herausge-
geben worden ist, ein voller Erfolg war, 
ist die deutschsprachige Übersetzung 
dieses Jahr im Unrast-Verlag erschienen. 
Autor*innen des Buches sind Meg-John 
Barker, Psychotherapeut*in und Lehrbe-
auftragte*r im Vereinigten Königreich, 
und Julia Scheele, Illustrator*in und 
Graphiker*in. Beide beschäftigen sich 
sowohl beruflich als auch aktivistisch 
mit verschiedenen queer-feministischen 
Themen. Mit ihrem Buch „Queer – eine 
illustrierte Geschichte“ nehmen sie die 
wichtige Herausforderung an, schrift-
lich und illustrativ eine queere Einfüh-
rung zu schreiben. Sie selbst benennen 
gleich zu Beginn einige Schwierigkeiten, 
die ein solcher Versuch mit sich bringt: 
Ein Problem ist beispielsweise, dass es 
verschiedene Theorien und Bedeutungen 
von queer gibt. Eine weitere Schwierig-
keit ist, dass manche queer als etwas 
verstehen, das nicht festlegbar und von 
daher vielleicht auch gar nicht in einer 
Einführung beschreibbar ist, weil ein 
solcher Versuch zwangsläufig ein be-
stimmtes Bild zeichnet. Gleichzeitig kann 
eine Einführung, so die Autor*innen, 
für viele Menschen hilfreich sein, gera-
de weil queere Theorie oft „unzuläng-
lich und voller schwieriger Wörter“ ist. 
Trotz dieser Schwierigkeiten gelingt es 
den Autor*innen, eine gut verständliche 
Einführung zu schreiben, in der fast alle 
wichtigen Namen, Interventionen und 
Themen von queer vorgestellt werden. 
Dem Buch gelingt es aber auch, der Kom-
plexität von queer gerecht zu werden, 
indem die Darstellungen vielschichtig, 
vielseitig aber auch widersprüchlich sind. 
Die Autor*innen, die auf ein Inhaltsver-

zeichnis verzichten, zeichnen zu Beginn 
die Linien nach, die sie in ihrem Buch 
verfolgen: Zunächst werden die verschie-
denen Bedeutungen des Begriffs queer 
beschrieben, um dann ganz im Sinne ei-
ner Genealogie eine Geschichte der Se-
xualität anzureißen. In dieser Geschichte 
zeigen sie auf, wie unsere westlichen, 
heute als normal geltenden Vorstel-
lungen von Sexualität entstanden sind, 
beziehungsweise hergestellt wurden. 
Im Anschluss daran werden die aktivisti-
schen und wissenschaftlichen Vorboten 
von queer, wie Simone de Beauviour, Au-
dre Lorde oder Adrianne Rich vorgestellt. 
Von dort geht es weiter über Teresa de 
Lauretis, die den Begriff queer im wis-
senschaftlichen Kontext eingeführt hat, 
zu Judith Butler und Michel Foucault, 
die als Pat*innen der Queer Theory „ge-
zeichnet“ werden. Die Zeichnungen des 
Buches bestechen aber vor allem auch 
dann, wenn es ihnen gelingt in Kombi-
nation mit den schriftlichen Erklärungen 
komplizierte Theorien verständlich(er) 
zu machen. Die Illustrationen beispiels-
weise, die Foucaults Biomacht mit der 
Souveränitätsmacht vergleichen, sind 
überaus gelungene Zeichnungen, deren 
Erklärungswert weit über das Geschrie-
bene hinausgeht. Es werden aber nicht 
nur entlang verschiedener Autor*innen 
die wichtigsten Theoriestränge vorge-
stellt, sondern auch wichtige Begriffe 
und Konzepte erklärt, wie beispielsweise 
der Unterschied zwischen Heteronor-
mativität, Heterosexismus und Homo-
phobie, aber auch was camp bedeutet. 
Dabei erzählen die Autor*innen die Ge-
schichten von Theorie und Aktivismus 
nicht getrennt voneinander, sondern las-
sen die Bewegungsgeschichten immer 
wieder in die Theoriegeschichten ein-

fließen. So gelingt es dem Buch, die Ver-
wobenheit von Theorie und Aktivismus 
anzudeuten, wobei der Fokus allerdings 
auf den theoretischen Aspekten liegt. Im 
Anschluss an diese langen Erklärungen 
zeigen die Autor*innen auf, wie sich 
„Queer Theory mit Popkultur, Biologie 
und Sexualforschung beschäftigt“. Dabei 
zeigt sich, wie auch vorher schon, dass 
die Forschungsschwerpunkte von Meg-
John Barker, eine*r der Autor*innen, 
unter anderem im Bereich der Sexualität 
liegen. Dass diese Aspekte vielleicht et-
was gehäufter thematisiert werden als 
andere, schadet dem Buch aber keines-
falls, denn es wird trotzdem immer auch 
deutlich, inwiefern queer ein interdiszi-
plinäres Projekt ist. Eine Einführung in 
die Queer-Theorie kommt aber nicht aus, 
ohne auch die Kritiken an ebendieser vor-
zustellen, ist doch Selbstkritik ein konsti-
tutives Element von queer. So stellen die 
Autor*innen unter anderem rassismus-
kritische und postkoloniale Interventi-
onen als eine Kritik an einer oft weißen 
und westlichen Dominanz im Kontext 
von QueerTheorie und Aktivismus vor. 
Es werden aber beispielsweise auch 
die Ausschlüsse von Bisexualitäten und 
Menschen mit Behinderungen hinter-
fragt, die kritischen Interventionen aus 
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den Trans*-Studies vorgestellt, sowie 
die Kritik an der Vernachlässigung von 
Materialitäten angerissen. Abschließend 
skizziert die Einführung zudem neue oder 
auch die neusten queer-theoretischen 
Strömungen, wie den „antisozialen Pa-
radigmenwechsel“, deren prominenteste 
Vertreter*innen Lee Edelmann und Jack 
Judith Halberstam sind und affekttheo-
retischen Arbeiten, wie unter anderem 
die von Sara Achmed. Vielleicht hätte 
sich hier noch das Konzept der „Assem-

blage“, wie es von Jasbir Puar wieder in 
die wissenschaftliche Diskussion ein-
gebracht wurde, einreihen können. Den 
eigenen Anspruch, einige wichtige Theo-
rien und Kritiken von Queer vorzustellen, 
überschreitet das Buch aber bei weitem. 
Zum Schluss lassen die Autor*innen 
ihre Leser*innen aber nicht einfach so 
in dieser verständlich gemachten aber 
doch komplexen queeren Welt zurück, 
sondern stellen Überlegungen an, was 
es heißen kann, den Alltag zu queeren. 

Alles in allem ist das Buch eine wunder-
bare und sehr gelungene Einführung, die 
vor allem auch aufgrund der Kombination 
von Schrift und Bild das Potential hat, 
nicht Kenner*innen von Queer die queere 
Landschaft näher zu bringen. Gleichzei-
tig kann es aber auch für Kenner*innen 
interessant sein, weil es eine gute Ein-
ordnung möglich macht, ohne allzu sehr 
einzuordnen. Es sollte mehr solche wun-
derbaren Bücher geben!

Tanja Vogler

Rechte Einzelfälle
Eine ständig aktualisierte Liste rech-
ter ‚Ausrutscher‘ ist zu finden: https://
derstandard.at/2000072943520/einzel-
fall-ausrutscher-fpoe-oevp-regierung

Einschränkung der Presse-
freiheit „inakzeptabel“
„Die Freiheit der Meinungsäußerung, 
die Medien- und Pressefreiheit sind 
Grundpfeiler unserer liberalen Demo-
kratie und unseres Rechtsstaates in Ös-
terreich. Jede Einschränkung von Pres-
sefreiheit ist inakzeptabel“, sagte Van 
der Bellen am Rande der UNO-General-
versammlung in New York. „Jedes Me-
dium sollte den gleichen, freien Zugang 
zu Informationen haben, eine Diskri-
minierung einzelner Medien darf nicht 
vorkommen. Öffentliche Stellen haben 
die Pflicht, die Medien umfassend zu in-
formieren und so den Bürgerinnen und 
Bürgern die Teilhabe an der demokra-
tischen Diskussion zu ermöglichen“, so 
der Bundespräsident. (MJ)

Wie hoch ist der  
Gender Pay Gap wirklich?
In Österreich verdienen Frauen immer 
noch rund 20% weniger als Männer.
Warum? „Frauenberufe“ sind schlechter 
bezahlt. Damit ist aber noch keineswegs 
„erklärt“, warum zum Beispiel Erzie-
hungs-, Pflege- und Gesundheitsberufe 
schlechter bezahlt sind als technische 
Tätigkeiten. Vor allem strukturelle Fak-
toren tragen dazu bei, dass Frauen weni-
ger verdienen als Männer: Insbesondere 
ist hier die Versorgung von Kindern, aber 
auch pflegebedürftigen Eltern und an-
deren Angehörigen zu nennen, die noch 
immer weit überwiegend von Frauen 
übernommen werden. Alleinerziehende 
Mütter tragen hier ein besonders großes 
Risiko für Verdiensteinbußen und (Al-
ters-)Armut, aber auch Mütter in Part-
nerschaften verdienen häufig im Laufe 
der Jahre signifikant schlechter als die 
dazugehörigen Väter. Die Gründe sind 
längere Auszeiten, weniger Aufstieg-
schancen, insbesondere bei Teilzeitbe-
schäftigung – und kein Rückkehrrecht 
auf eine volle Stelle. Es gibt jedoch auch 

bei „gleicher“ Arbeit Einkommens- und 
Lohnunterschiede zwischen Frauen und 
Männern. Eigentlich nicht erklärbar: Die-
se beruhen schlicht und einfach auf der 
Diskriminierung von Frauen(arbeit). Im 
EU-Vergleich beträgt der Verdienstun-
terschied in Österreich 22,9%, in Island 
18,7%, im EU-Durchschnitt 16,1% (Euro-
stat 2014). (MJ)

Netzwerk Care Revolution
Gabriele Winker, Mitbegründerin des 
Netzwerks Care Revolution, sagt in 
einem Interview mit der Katholischen Ar-
beitnehmerbewegung im Diözesanver-
band Rottenburg/Stuttgart Folgendes: 
„Wir haben das Netzwerk Care Revolu-
tion 2014 gegründet, um die Rahmenbe-
dingungen für entlohnte und unentlohnte 
Sorgearbeitende grundlegend zu verbes-
sern. Wir setzen uns dafür ein, dass 
Care-Beschäftigte, etwa Pflegekräfte 
oder Erzieherinnen und Erzieher, besser 
entlohnt werden und durch mehr Perso-
nal bessere Arbeitsbedingungen vorfin-
den. Ebenso wichtig ist uns, die vielen 
unentlohnt Sorgearbeitenden in Familien 
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zu entlasten. Insbesondere Frauen küm-
mern sich um Kinder und unterstützungs-
bedürftige Angehörige oder helfen Men-
schen in Not. Sie geraten häufig an die 
Grenzen ihrer Kräfte, wenn sie die hohen 
beruflichen Anforderungen mit familiärer 
Sorgearbeit verbinden möchten.
Sich um nahestehende Menschen zu 
kümmern ist sinnvoll und kann schön 
sein. Wir treten deswegen für eine Ge-
sellschaft ein, in der statt Kostensen-
kung und Profitmaximierung mensch-
liche Bedürfnisse, besonders die Sorge 
füreinander, im Zentrum stehen. Famili-
äre Sorgearbeit wird meist gar nicht als 
Arbeit gewertet, daher gibt es für die-
se Arbeit kaum finanzielle und zeitliche 
Ressourcen. In einer kapitalistischen 
Gesellschaft zählt nur der gewinnorien-
tierte Einsatz von Arbeitskraft. Die Sor-
gearbeit heute soll vor allem eins sein: 
billig. Der Staat spart auf Kosten derje-
nigen, die für andere Menschen lebens-
wichtige Aufgaben übernehmen.
Die ersten Schritte zu einer solida-
rischen Organisation der Sorgear-
beit: Zunächst müsste für alle Men-
schen die Existenz gesichert werden, 
beispielsweise durch ein Bedingungs-
loses Grundeinkommen. Darüber hinaus 
ist wichtig, die durchschnittliche Voll-
zeit-Erwerbsarbeit auf zunächst dreißig 
Wochenstunden zu verkürzen, damit alle 
genug Zeit haben, Sorgeaufgaben zu 
übernehmen. Ferner benötigen wir eine 
gute soziale Infrastruktur mit hoch qua-
lifizierten Care-Beschäftigten. Gleich-
zeitig sollten Gemeinschaftsprojekte, 
in denen sich Menschen solidarisch 
umeinander kümmern, finanziell unter-
stützt werden. All dies muss mit dem 
Aufbau demokratischer Strukturen ein-
hergehen, die allen ermöglichen, über 
die Bedingungen der Sorgearbeit mitzu-
entscheiden. Denn nur die jeweiligen In-
dividuen selbst, insbesondere die Men-
schen mit hohen Sorgeaufgaben oder 

mit hohem Sorgebedarf, wissen, welche 
Formen der Unterstützung sie benöti-
gen.“ (Gabriele Winker lehrt Arbeitswis-
senschaft und Gender Studies an der TU 
Hamburg-Harburg. Sie ist im Netzwerk 
Care Revolution aktiv und schrieb das 
Buch „Care Revolution“, 11,99 Euro)

40 Prozent der SchülerInnen 
haben im Unterricht noch nie 
etwas über Frauen- und  
Mädchenrechte gehört.
Dies zeigt eine Umfrage von SOS Mit-
mensch: Ein Mädchen ist seit acht Wo-
chen schwanger. Sie geht zum Arzt, um 
die Schwangerschaft abbrechen zu las-
sen, weil sie kein Kind bekommen möch-
te. Verboten oder nicht? Das und an-
deres zum Thema Frauenrechte wollte 
die Menschenrechtsorganisation SOS 
Mitmensch von 291 Schülerinnen und 
Schülern zwischen 13 und 15 Jahren 
aus drei Neuen Mittelschulen und fünf 
AHS in Wien wissen. Lediglich 63 Pro-
zent wussten bei der Frage nach dem 
Schwangerschaftsabbruch darüber Be-
scheid, dass er in der neunten Woche 
noch straffrei ist. Beim Wissen über glei-
che Bezahlung für die gleiche Arbeit sah 
es noch schlechter aus: Nur 39 Prozent 
wussten, dass FirmenchefInnen Män-
nern für die gleiche Arbeit nicht mehr 
bezahlen dürfen als Frauen. Die Umfrage 
ist zwar nicht repräsentativ, die Ergeb-
nisse lieferten aber wertvolle Hinweise, 
so SOS-Mitmensch-Sprecher Alexander 
Pollak bei der Präsentation. Befragt wur-
den die SchülerInnen nicht nur zu ihren 
Kenntnissen über Rechte in konkreten 
Situationen, etwa bei Übergriffen wie 
einem Griff an den Po (84 Prozent wuss-
ten, dass das verboten ist) oder Macht-
missbrauch in der Arbeit (71 Prozent 
wussten, dass der Chef nicht eine Mit-
arbeiterin kündigen darf, wenn sie nicht 
mit ihm ausgehen will).
Ebenso wurde von den Jugendlichen er-

fragt, ob und was sie über Frauen- und 
Mädchenrechte im Unterricht erfah-
ren haben. Obwohl 96 Prozent angaben, 
dass Frauenrechte wichtig sind – bei 
den Mädchen waren es sogar 100 Pro-
zent, erfahren die Jugendlichen in der 
Schule nicht viel darüber. Über 40 Pro-
zent gaben an, dass im Unterricht noch 
nie über das Thema gesprochen wurde 
oder sie sich nicht mehr daran erinnern 
könnten. Mehr als ein Drittel kann keine 
Beratungseinrichtung nennen, und zwei 
Drittel wissen nicht, wohin sie sich bei 
Gewalt und Belästigung wenden können. 
Außerdem werde in der Berufsberatung 
an den Schulen noch immer zu wenig 
vermittelt, dass jeder Beruf Mädchen 
und Buben offenstehe.
Der Erlass für das Unterrichtsprinzip 
„Gleichstellung zwischen Männern und 
Frauen“ wurde im Frühjahr gestrichen, 
seit 31. Oktober liegt nun die angekündi-
gte Neuformulierung vor. Für Lehrer und 
Lehrerinnen ist der Erlass eine recht-
liche Grundlage für genderspezifische 
Inhalte in ihrem Unterricht. Die Neufor-
mulierung hat nach ersten Meinungen 
zufolge einen starken Fokus auf Buben 
und Mädchen, eine Öffnung hin zu LGB-
TIQ-Themen und ein Hinausdenken über 
die Zweigeschlechtlichkeit, wie es neu-
ere feministische Theorien vorschlagen, 
fehle. Dafür würden aber im Gegensatz 
zum alten Erlass auch neue Themen he-
reingeholt, etwa Religion und Kopftuch.
Die SchülerInnen selbst wünschen sich 
laut der Umfrage zuallererst – ganz all-
gemein – Wissen über Gleichbehandlung 
und rechtliche Gleichstellung, gefolgt 
von Infos zur Schließung der Lohnschere 
und zu sexualisierter Gewalt. Oder, wie 
es eine Schülerin konkret ausdrückte: 
„Ich wünsche mir, dass Männer Frauen 
nicht als schwach oder Gegenstände be-
trachten. Ich wünsche mir einfach nur 
Gleichberechtigung.“ (dieStandard.at, 
5.11.2018)
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ROMANE, BIOGRAPHIEN

Wilderness Tips	 Atwood, Margaret
The Robber Bride	 Atwood, Margaret
Das Blut der anderen	 Beauvoir, Simone de
Der Lauf der Dinge	 Beauvoir, Simone de
Abigail Kadegory und die Stadt, in der die Zeit stillsteht	 Benedikt, Jana Lou
Teich	 Bennett, Claire-Louise
Fiona. Als ich tot war	 Bingham, Harry
Fiona – Das Leben und das Sterben	 Bingham, Harry
Was bleibt von uns	 Bonde, Golnaz Hashemzadeh
Manhatten Beach	 Egan, Jennifer
Bist du wahnsinnig geworden?	 Erdheim, Claudia
Middlesex	 Eugenides, Jeffrey
Dunkelgrün fast schwarz	 Fallwickl, Mareike
Der lange Schatten	 Fremlin, Celia
Das größere Verbrechen	 Goldmann, Anne
Das Lied der Könige. Ein Inspektor-Ochajon-Roman	 Gur, Batya
Nach dem Fest. Erzählungen	 Haidegger, Christine
Eine Handvoll Leben	 Haushofer, Marlen
Die Narben der Gewalt	 Herman, Judith Lewis
Pigs in Heaven	 Kingsolver, Barbara
Katzenkopfpflaster Gedichte	 Kirsch, Sarah
Geisterbahn	 Krechel, Ursula
Grabt Opa aus!	 Kruse, Tatjana
Patti Smiths kosmopolitische Stimme	 Kuckuk, Henning E.
Nachtlichter	 Liptrot, Amy
Alle, außer mir	 Melandri, Francesca
Seltsame Materie. Erzählungen	 Mora, Terézia
Die Herkunft der Anderen. Über Rasse, Rassismus und Literatur	 Morrison, Toni
Requiem: Fortwährende Wandlung	 Orths, Markus; Schachinger, Marlen; Stavaric, Michael
Was du nicht hast, das brauchst du nicht	 Oyeyemi, Helen
Die Seefahrerin	 Poulain, Catherine
Das Selbstverständliche tun. Die Salzburger Bäuerin  
Maria Etzer und ihr verbotener Einsatz für Fremde im  
Nationalsozialismus	 Prieler-Woldan, Maria
Sei gegrüßt und lebe. Eine Freundschaft in Briefen und  
Tagebüchern 1963-1973	 Reimann, Brigitte; Wolf, Christa; Drescher, Angela
Statusmeldungen	 Sargnagel, Stefanie
Zähne zeigen	 Smith, Zadie
Was nie geschehen ist	 Spiegelman, Nadja
Nach der Flucht	 Trojanow, Ilija

NEUE BÜCHER IN DER AEP-FRAUENBIBLIOTHEK – 
EINE AUSWAHL
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Zweite Halbzeit. Geschichten, die Mut machen	 Verein Frauenhäuser Steiermark (Hg.)
Die Frau auf meiner Schulter	 Winkler, Andrea
Neujahr	 Zeh, Juli

SACHBÜCHER

Mehr Kopf als Tuch. Muslimische Frauen am Wort	 Abuzahra, Amani
Die Freiheit, frei zu sein	 Arendt, Hannah
Queer – eine illustrierte Geschichte	 Barker, Meg-John; Scheele, Julia
Die Naturalisierung des Geschlechts. Zur Beharrlichkeit der  
Zweigeschlechtlichkeit	 Bauer, Gero; Ammicht Quinn, Regina;  
	 Hotz-Davies, Ingrid (Hg.)
Rechte Kulturrevolution. Wer und was ist die  
Neue Rechte von heute?	 Bruns, Julian; Glösel, Kathrin; Strobl, Natascha
Die Identitären. Handbuch zur Jugendbewegung der  
Neuen Rechten in Europa	 Bruns, Julian; Glösel, Kathrin; Strobl, Natascha
Ich und die Anderen. Wie die neue Pluralisierung uns alle verändert	 Charim, Isolde
Weiße Frauen in Bewegung. Genealogien und  
Race- und Genderpolitiken	 Dietze, Gabriele
Caliban und die Hexe. Frauen, der Körper und die ursprüngliche  
Akkumulation	 Federici, Silvia
Mein Garten ist mein Herz	 Frank, Sabine
Der lange Weg. Von der Mädchenbildung zu Gender und  
Diversität. Schul- und Hochschulgeschichte	 Guggenberger, Doris
Verletzbare Subjekte	 Janssen, Angela
Ladys in Gummistiefeln. Noch mehr Damen mit dem grünem Daumen	 Lanfranconi, Claudia
Jugend und Sexualität in primitiven Gesellschaften. Band 1:  
Kindheit und Jugend in Samoa	 Mead, Margaret
Jugend und Sexualität in primitiven Gesellschaften. Band 2:  
Kindheit und Jugend in Neuguinea	 Mead, Margaret
Die Teufelin steckt im Detail. Zur Debatte um Gender und Sprache	 Meinunger, André; Baumann, Antje (Hg.)
WARUM FEIERN. Beiträge zu 100 Jahren Frauenwahlrecht	 Messner, Elena; Schörkhuber, Eva; Sturm, Petra
The Atlas of Beauty. Frauen der Welt	 Noroc, Mihaela
Populismus für Anfänger	 Ötsch, Walter; Horaczek, Nina
No More Bullshit! Das Handbuch gegen sexistische  
Stammtischweisheiten	 sorority
Ski Macht Spiele	 Werdenigg, Nicola
Kulturkampf im Klassenzimmer. Wie der Islam die Schulen verändert	 Wiesinger, Susanne
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Offenlegung nach dem Mediengesetz:
Medieninhaber und Verleger: AEP (s. Impressum). Die AEP-Informationen sind eine feministische Zeitschrift, die zur Auseinan-
dersetzung mit der patriarchalen Mitwelt und zum Widerspruch anregen wollen. Sie möchten dazu beitragen, die widerständi-
gen Kämpfe von Frauen zu dokumentieren und die vielfältigen Existenzweisen von Frauen sowie die Freiräume, die sich Frauen 
immer schaffen und geschaffen haben, sichtbar zu machen. Unser Anspruch ist es, Hierarchien in den Geschlechterverhältnis-
sen aufzudecken sowie der Marginalisierung und Diskriminierung von Frauen und den gewalttätigen Strukturen in Ökonomie, 
Politik und Gesellschaft entgegenzuwirken. Damit wenden sich die AEP-Informationen gegen alle Gewalt- und Herrschafts-
verhältnisse, die weibliche Lebensmöglichkeiten einschränken und streben eine umfassende Veränderung des von Herrschaft 
gekennzeichneten Geschlechterverhältnisses an.
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„Das männliche Maß  
bestimmt alles“
Sexistische Bemerkungen, Übergriffe, 
Ignorieren weiblicher Kompetenz, glä-
serne Decke, männliche Netzwerke und 
festgefahrene traditionelle Rollenbilder: 
Der Dokumentarfilm „Der kleine Unter-
schied 2018“ des öffentlich-rechtlichen 
TV-Senders NDR zeigt, dass die deutsche 
Gesellschaft immer noch weit von der 
tatsächlichen Gleichberechtigung ent-
fernt ist.
18 Frauen aus ganz unterschiedlichen Be-
rufsfeldern berichten im Film von ähn-
lichen Erfahrungen. Friseurin, Polizistin, 
Köchin, Chirurgin, Top-Managerin und Po-
litikerin mussten im Verlauf ihres Lebens 

feststellen, dass Frauen gebremst werden, 
sobald es um Macht geht oder sie Kinder 
bekommen. Köchin Simone Haselier: „Man 
wächst heutzutage in dem Irrglauben auf, 
dass man alles haben kann. Dass man er-
fülltes Privatleben haben kann mit Fami-
lie und beruflich erfolgreich sein kann. 
Wie wenig unsere Gesellschaft bereit ist, 
Frauen, Familien diesen Raum einzuräu-
men, das lernt man erst mit der Zeit.“
Die Interviews zeigen, dass Männer in der 
Arbeitswelt weiterhin das Sagen haben. 
Die Friseurin leidet wie die Polizistin un-
ter dem herabwürdigen Verhalten ihres 
Chefs. Die Chirurgin kämpft mit den glei-
chen Vorurteilen gegenüber Frauen wie 
die Architektin. Ulrike Ley, Beraterin für 

Führungskräfte: „Es ist leider im Moment 
noch so, dass das männliche Maß alles 
bestimmt.“
Seit Alice Schwarzer für das Standard-
werk „Der kleine Unterschied und sei-
ne großen Folgen“ vor über 40 Jahren 
Frauen über ihr Alltagsleben befragte, hat 
sich viel verändert. Aus den Aussagen der 
heute befragten Frauen geht jedoch her-
vor, dass insbesondere alte Rollenbilder 
geblieben sind. Frauen seien längst nicht 
so weit, wie sie gerne möchten, sagt Fil-
mautorin Pia Lenz: „Alte Rollenmuster 
aufzubrechen ist viel anstrengender, lä-
stiger, schmerzhafter als wir dachten. So 
leid es uns tut: Wir müssen wieder darü-
ber reden.“ (frauensicht.ch 18.10.2018)

Vorstandswahl des AEP
Bei der Generalversammlung des AEP am 15. Oktober 2018 wurden gewählt: Obfrau: Dr.in Monika Jarosch, 
Obfraustellvertreterin: Mag.a Herta Krismer-Eberharter, Kassierin: Dr.in Maria-Lydia Hörtnagl
Schriftführerin: Dr.in Christine Baur, Schriftführerinstellvertreterin: Mag.a Elisabeth Grabner-Niel
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Die andere Seite des Roll Ups orientiert 
sich am Medium Bild und beschäftigt sich 
unter dem Motto „Activity“ mit dem Akti-
vismus in frauenbewegten Kontexten,  
passend zum jeweiligen Thema.

Projektteam feminism loaded:
Lisa Gensluckner, Katerina Haller, 
Monika Jarosch, Gabi Plattner,  
Angelika Schafferer.

Gefördert durch das Land Tirol im Rah-
men von TKI open 16, von der Stadt Inns-
bruck im Rahmen von stadt_potenziale, 
dem Bundeskanzleramt Kunst und Kultur 
sowie der Österreichischen Gesellschaft  
für Politische Bildung – ÖGPB.

Intervention des Vereins ArchFem zum 
Internationalen Frauentag 2016 – 
selbstklebende Megafone wurden an den 
Türen und Fenstern von Geschäften, Lokalen 
und Vereinen in der Innsbrucker Innenstadt 
angebracht. 
             www.archfem.net
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Unterschriftenaktion von „#aufstehn“ 
zur Solidarisierung mit vier prominenten 
österreichischen Journalistinnen im Jahr 2016, 
die sich an die Öffentlichkeit wandten, um 
darauf aufmerksam zu machen, mit wieviel 
Gewaltandrohungen und Hassbotschaften sie 
konfrontiert sind.
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Aktion im Rahmen des Projektes 
„Ausgetrickst und eingenommen. 
Eine feministische Raum-Pflege in 
zwei Arbeitsgängen“, ArchFem, 
Innsbruck 2006.
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Unmittelbar nach Amtseinführung des neuen Präsidenten 
Donald Trump fand unter dem Namen „Women‘s March“ 
am 21. Jänner 2017 eine weltweite Protestaktion für Frauen- 
und Menschenrechte statt, die in die US-amerikanische 
Geschichte als einer der größten Massenproteste eingehen 
wird. Viele Frauen trugen pinke „Pussyhats“, um ein 
sichtbares Zeichen gegen sexistische Äußerungen des 
Präsidenten („grab them by the pussy“) zu setzen. Diese 
Pussyhats wurden zu einem internationalen Symbol – hier 
bei einer Demonstration der „Frauenvernetzungsgruppe 
für Begegnung und Austausch“ (Demonstration zum 
Internationalen Frauentag 2017, Innsbruck).
               www.aep.at/frauenvernetzung

Judith Butler, US-amerikanische Philosophin 
und Theoretikerin, über die Wahl des US-
amerikanischen Präsidenten:

„Als Trump begann, offen alle Regeln des zivilen 
Zusammenseins zu brechen, sexistisch über 
Frauen zu sprechen oder über Einreiseverbote für 
Muslime und Mexikaner, hat seine Rhetorik vor 
allem unter konservativen Fortschrittsgegnern 
alte Ängste und eine alte Wut freigesetzt. 
Wut auf die Fortschritte von Feminismus und 
Multikulturalismus, auf Obama und die mit seiner 
Präsidentschaft einhergehende gesellschaftliche 
Erstarkung der afroamerikanischen Bevölkerung, 
Wut auf den Islam, auf Latinos, Migranten, das 
Fremde. Endlich können diese Leute frei reden, 
als seien Feminismus und Antirassismus das 
Über-Ich gewesen, das sie unterdrückt und davon 
abgehalten hatte, ihre Wut laut auszusprechen.“

Judith Butler über Donald Trump: „Ich befürchte einen amerikanischen 
Nationalismus“, Interview in der neuen Züricher Zeitung, 25.1.2017.

   

„Was ist Antifeminismus? 
Der (...) Widerstand gegen die 
Aufwärtsbewegung des weiblichen Geschlechts. 

Passiv ist er, wenn er nur in der Meinung, in 
einer Gefühls- und Glaubensrichtung besteht; 

aktiv, wenn Gefühl und Glauben 
sich in Taten umsetzen, mögen sie sich 
in Schriften, Vorträgen, Gesetzes- oder 
Polizeiverordnungen äußern.“

Hedwig Dohm
deutsche Frauenrechtlerin, Philosophin und Autorin (1831-1919)
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Activity



Unterstützen Sie den    und werden Sie Mitglied in einem der ältesten Frauenvereine Österreichs.

Für 28 Euro pro Jahr sind Sie ordentliches Mitglied des  und können unser umfassendes Angebot nutzen: Seit 1974 betreibt der 
 eine Frauen- und Familienberatung und gibt die Zeitschrift  informationen, feministische zeitschrift für politik und  

gesellschaft heraus, die Sie mit einer Mitgliedschaft gratis beziehen (4x im Jahr). 
Sie erhalten in Abständen einen Newsletter, der Sie über feministische Neuigkeiten und Veranstaltungen informiert, und Sie können das 
Angebot feministischer Bildungsveranstaltungen im   nutzen. 
Überdies betreiben wir seit 1979 eine Bibliothek, in der Sie als Mitglied kostenlos Bücher aus dem umfassenden Bestand an Belletristik, 
Frauen und Politik, Feministische Wissenschaft, Beruf und Familie, Biographien etc. ausleihen können.
Die  informationen – feministische zeitschrift für politik und gesellschaft gibt es in folgenden Buchhandlungen:
Buchhandlung Alex, Hauptplatz 21, A-4020 Linz · Fachbuchhandlung ÖGB, Rathausstraße 21, A-1010 Wien, 
Buchhandlung ChickLit-Verein zur Förderung feministischer Projekte, Kleeblattgasse 7, 1010 Wien,
Liber Wiederin, Erlerstraße 6, A-6020 Innsbruck · Tyrolia Buchhandlung, Maria-Theresienstr. 15, A-6020 Innsbruck

AEP FAMILIENBERATUNG INNSBRUCK

WIR BERATEN SIE: in allen sozialen und rechtlichen Fragen des Mutterschutzes, in Fragen zu Familienplanung, Empfängnisverhütung und 
Kinderwunsch, bei Schwangerschaftskonflikten und ungewollten Schwangerschaften, bei Partnerschaftskonflikten und Sexualproblemen.
PSYCHOLOGISCHE BERATUNG UND PAARBERATUNG: Drei Psychologinnen helfen Ihnen, Ehekrisen und Partnerschaftskonflikte anzu-
gehen und zu bearbeiten; ebenso allgemeine Lebenskrisen, Neuorientierung nach einem einschneidenden Erlebnis oder Ablösungsprozesse 
kreativ zu bewältigen.
RECHTSBERATUNG: Wir bieten Ihnen die Möglichkeit, unverbindlich und kostenlos mit einer Juristin über Ihre rechtlichen Angelegen-
heiten wie Scheidung, Unterhaltsfragen, Rechte der Frau in der Ehe, Sorgerecht für die Kinder, Besuchsregelung usw. zu sprechen.
DAS BERATUNGSTEAM:   • eine Sozialarbeiterin   • drei Psychologinnen    • eine Juristin    • eine Gynäkologin
BERATUNGSZEITEN: Mo 17.00–20.00 Uhr, Di 17.00–19.00 Uhr, Do und Fr 9.00–12.00 Uhr  Telefon: 0512/57 37 98 – Fax: 0512/57 37 98

ÖFFENTLICHE FRAUENBIBLIOTHEK AEP 

Feministische Literatur, Bücher zu Partnerschaft, Berufswelt, Erziehung, Geschlechterverhältnisse, Belletristik, etc.
ÖFFNUNGSZEITEN: Mo 16.30–19.30 Uhr, Do 16.30–19.30 Uhr und Fr 10.00–13.00 Uhr, Telefon: 0512/58 36 98 – Fax: 0512/58 36 98

Feministische Zeitschrift für Politik und Gesellschaft

P.b.b.

Verlagspostamt 6020 Innsbruck

Arbeitskreis Emanzipation und Partnerschaft

Schöpfstraße 19, 6020 Innsbruck

office@aep.at, bibliothek@aep.at

informationen@aep.at

familienberatung@aep.at

Tel. 0512/583698, Fax 0512/583698

www.aep.at 

An: AEP, Schöpfstraße 19, 6020 Innsbruck

Name: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Adresse: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Telefon: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Datum:. . . . . . . . . . . . . . . .     Unterschrift: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

	 Ich möchte mitarbeiten und ersuche um nähere Auskünfte

	 Ich bestelle die AEP-Informationen

	 (jährlich € 24,00 / Ausland € 28,00)

	 Ich möchte dem AEP beitreten:

	 als ordentliches Mitglied (€ 28,00 / Jahr)

	 als unterstützendes Mitglied (Beitragshöhe freigestellt)

	 Konto: Tiroler Sparkasse 0200-101061 BLZ 20503

	 IBAN: AT 592050300200101061, BIC: SPIHAT22HF


